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Oberfläche bei zylindrischen Abfallgebinden und in 2 m Abstand 
bei Containern nicht mehr als 10-4 Sv/h beträgt. 

Den Strahlenfeldberechnungen für den übertägigen Bereich wurden 
Referenzgebinde zugrunde gelegt, welche die an das Endlager anzu­
liefernden Abfallgebinde hinsichtlich der Dosisleistung für große 
Entfernungen abdecken. Für die Berechnung der Direktstrahlung ist 
dies ein großflächiger Container mit dünner, für die des Skyshine 
ein Spharogußbehälter mit dicker Abschirmung. Als Quellnuklide 
wurden abdeckend für die nach Konrad anzuliefernden Abfälle für 
Direktstrahlung Cs-137 bzw. Co-60 und für Skyshine Co-60 betrach­
tet. Die Strahlentransportrechnungen durch die Abfallgebinde 
erfolgten mit dem eindimensionalen Transportprogramm ANISN, die 
Berechnung der Strahlenfelder an den einzelnen Aufpunkten durch 
Integration der winkelabhängigen Teilchenflußverteilung an der 
Gebindeoberfläche über den jeweils relevanten Raumwinkel. Neben 
den Berechnungen der Strahlenfelder von Einzelabfallgebinden 
wurden auch entsprechend der Planung des Einlagerungsablaufs 
Gebindeanordnungen betrachtet. 

Die Skyshinerechnungen wurden mit dem zweidimensionalen Trans­
portprogramm DOT 3.5 durchgeführt. In Abbildung 1 ist die diffe­
rentielle Flußdichte bzw. differentielle Dosisleistung an der 
Außenfläche einer Pufferhalle für radioaktive Abfallgebinde und 
in 75 m Entfernung zu dieser Pufferhalle als Funktion der Energie 
dargestellt. Als Quellnuklid in den Abfallgebinden diente CO-60, 
da seine energiereichen Y-Linien eine hohe Wahrscheinlichkeit 
besitzen, die abgeschirmte Pufferhalle zu durchdringen. Die Ab­

bildung zeigt die Verschiebung des differentiellen Flußdichte­
bzw. Dosisleistungsspektrums zu niedrigen Energien mit zunehmen­
dem Abstand von der strahlenden Fläche. 

Zur Ortsdosisleistung an Arbeitsplätzen in untertägigen Trans­
port- und Einlagerungsstrecken eines Endlagers für radioaktive 
Abfälle trägt neben der Direktstrahlung aufgrund der Geometrie 
der StreCken die Streustrahlung wesentlich bei. 

Zur Bestimmung der Ortsdosisleistungen von Gammastrahlern wurden 
zunächst nuklid- und energiegruppenspezifisch die Winkelflüsse an 
der Oberfläche von Abfallgebinden ermittelt. Die Ergebnisse die-
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ser Rechnungen zeigen, daß bei dünner Abschirmung und Energien 
größer 0,5 MeV eine leichte Anisotropie der Winkelflüsse, bei 
geringeren Energien aber Isotropie vorherrschend ist. Für dicke 

Abschirmungen sind stark anisotrope Winkelflüsse für Energien 

größer 0,5 MeV charakteristisch und etwas schwächere Anisotropie 
bei kleinen Energien. 

Die Gamma-Dosisfelder wurden für Abfallgebinde in einer Trans­

portstrecke und für Gebindestapel in einer Einlagerungskammer mit 
der Monte-Carlo Methode berechnet. Zwei unterschiedliche Monte­

Carlo Programme kamen zur Anwendung, wobei die Rechnungen mit dem 

Programm SAM-CE für den Strahlentransport in einer Eisenerzforma­

tion und mit dem Programm MORSE-CG für den im Steinsalz durchge­
führt wurden. Da die für die Streuung verantwortlichen effektiven 

Kernladungszahlen für Steinsalz und Eisenerz vergleichbar sind, 

führen die Rechnungen für die unterschiedlichen Einlagerungsme­

dien zu vergleichbaren Ergebnissen. 

Die Simulationsrechnungen zeigen bei Einzelabfallgebinden gleiche 

Dosisleistung der Streustrahlung für isotrope und anisotrope 

Quellverteilung. Bei einem Gebindestapel dagegen liefern aniso­
trope Winkelverteilungen an der Gebindeoberfläche in größeren 
Entfernungen bis zu einem Faktor vier höhere Dosisleistungen als 

bei Zugrundelegung isotroper Flußverteilung. Die Dosisfelder der 

Abfallgebinde liegen im Endlager zwischen den Extrema dünne und 

dicke Abschirmung. Für die Auslegung der Arbeitsplätze wird die 

Dosisleistung bei anisotroper Flußverteilung unterstellt. 

Zur Abssicherung der Rechenergebnisse wurden Messungen der Dosis­

leistung in untertägigen Einlagerungs- und Transportstrecken 

durchgeführt. Die Meßmethode wurde so gewählt, daß sowohl die 

Gesamtdosisleistung als auch der Streuanteil getrennt bestimmt 

werden konnten. Diese Messungen wurden in Strecken im Eisenerz 

und Steinsalz durchgeführt. 

Abbildung 2 zeigt für das Quellnuklid Cs-137 einen Vergleich von 

Rechnungen und Messungen der Gesamtdosisleistung und der 

leistung durch Streustrahlung in einer Transportstrecke in 

Dosis­
Eisen-

erz und Steinsalz als Funktion des Abstandes vom Quellzentrum. 
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Rechnung und Experiment zeigen flir die Gesamtdosisleistung aus 

Direkt- und Streustrahlung eine gute Ubereinstimmung. Bei der 

Streustrahlung liegen Messungen und Rechnungen mit dem Monte­

Carlo Programm MORSE-CG nahe beieinander, wohingegen die Rechnun­

gen mit dem Programm SAM-CE den Streustrahlanteil liberschätzt. 

Rechnungen und Messungen zeigen, daß der Streustrahlanteil an der 

Gesamtdosisleistung auf den ersten zehn Metern Entfernung vom 

Einzelabfallgebinde in einer Strecke auf ca. 35 % ansteigt und 
dann langsam abfällt. In Einlagerungskammern beträgt der Streu­

strahlanteil an der Gesamtdosisleistung bis zu 50 %, wobei das 

Maximum dieses Anteils bei etwa 15 m Abstand von der strahlenden 

Wand liegt /1, 2/. 

3. Ermittlung der Strahlenexposition des Betriebspersonals 

Flir die Ermittlung der Strahlenexposition des Betriebspersonals 

im bestimmungsgemäßen Betrieb der Schachtanlage Konrad durch 

äußere Bestrahlung wurden die Personendosen der unmittelbar mit 

der Einlagerung der radioaktiven Abfälle Beschäftigten berechnet. 

Die Dosis des Personals ist durch die Grenzwerte des 

§ 49 StrlSchV flir beruflich strahlenexponierte Personen be­

schränkt. Darliber hinaus ist, wie in anderen kerntechnischen 

Anlagen, dem Grundsatz des § 28 Abs. 1 StrlSchV, die Strahlenex­

position so gering wie möglich zu halten, Rechnung zu tragen. 

Dies kommt darin zum Ausdruck, daß von der PTB als Planungsricht­

wert flir die mittlere Personendosis durch äußere Bestrahlung 

ca. 10 % des Dosisgrenzwertes flir den Ganzkörper nach 

§ 49 StrlSchV flir Personen der Kategorie A festgelegt wurde. 

Um dieses Schutzziel im späteren Betrieb einzuhalten, werden 

schon während der Planung der Anlage die zu erwartenden Indi­

vidualdosen, die Kollektivdosis und die mittlere Personendosis 

der im Kontrollbereich beschäftigten Personen ermittelt. 

Flir die Abschätzung der zu erwartenden Personendosis 

Kontrollbereich Beschäftigten durch äußere Bestrahlung 

eines im 

ist neben 

der Kenntnis der Ortsdosisleistung die Aufenthaltsdauer in dem 

jeweiligen Strahlungsfeld notwendig. Die Kollektivdosis erhält 
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man dann aus der Summe der Individualdosen der im Kontrollbereich 
beschäftigten Personen. 

Im Rahmen der Planung des Einlagerungsablaufs wurden die Tä­

tigkeiten, Aufenthaltsdauern und Abstände zu Abfallgebinden fUr 
alle unmittelbar mit der Handhabung beschäftigten Personen ermit­

telt. Gemäß der Funktion eines Endlagers beschränken sich diese 
Tätigkeiten auf den Transport in die Umladeanlage, den Gebindeum­

schlag, den Transport nach unter Tage und in die Einlagerungskam­
mer, das Ablegen der Abfallgebinde am Einlagerungsort, das Ver­

setzen der eingelagerten Abfallgebinde mit Eisenerz sowie die 

parallel dazu ablaufenden Kontrollmaßnahmen. FUr die Ableitung 

der Auslegungsanforderungen der Arbeitsplätze wird unterstellt, 
daß jedes Abfallgebinde die gemäß Endlagerungsbedingungen zuge­

lassene Ortsdosisleistung von 10-4 Sv/h in 1 m bzw. 2 m Abstand 

von zylindrischen Behältern bzw. Containern ausschöpft. 

Am Beispiel des Stapelfahrzeugfahrers in einer Einlagerungskammer 

soll die Vorgehensweise fUr die Festlegung von Abschirmfaktoren 

erläutert werden. Die Betriebsvorgänge im einzelnen sind: Posi­

tionieren des Stapel fahrzeugs vor den Transportwagen, mit dem die 

Abfallgebinde vom FUllort zur Einlagerungskammer transportiert 
werden, Aufnehmen des Abfallgebindes, Transport zum Einlagerungs­

ort, Absetzen des Abfallgebindes und RUckfahrt. 

Zwischen Aufnahme des Abfallgebindes und Fahrt zum Einlage­

rungsort wird die Dosisleistung des transportierten Abfallge­

bindes betrachtet, im Bereich bis zu 40 m vom Einlagerungsort 

wird zusätzlich das Strahlenfeld der eingelagerten Abfallgebinde 

berUcksichtigt; Unter Beachtung der pro Schicht und Jahr in zwei 
parallel betriebenen Einlagerungskammern endzulagernden Abfallge­

binde erhält man den fUr die Personenkabine des Stapelfahrzeugs 

erforderlichen Schwächungsfaktor fUr ~-Strahlen. Dieser beträgt 
fUr die Front des Stapelfahrzeugs etwa 20 und wird durch 80 mm 

Eisen bzw'. 64 mm Bleiglas der Dichte 5,2 g/cm3 realisiert. 

Ein Beispiel fUr die Dosisbeschränkung durch Automatisierung 

stellt die Eingangskontrolle des Strahlenschutzes fUr Abfallge­

binde dar. Bei Handhabung'svorgängen, die nicht automatisiert oder 

abgeschirmt werden können, werden in diesen Fällen die Personen-
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dosen durch Begrenzung der Aufenthaltszeit limitiert. 
zum Beispiel auch durch Verteilen der Arbeiten unter 

Dies kann 
erhöhter 

Ortsdosisleistung auf mehrere Personen erfolgen. Diese Vorgehens­

weise trifft beispielsweise bei dem Arbeitsplatz Öffnen der 

Waggon- bzw. Lkw-Haube und Sichtkontrolle der angelieferten Ab­
fallgebinde zu. 

FUr das nicht unmittelbar mit der Einlagerung beschäftigte Kon­

trollbereichspersonal wird eine mittlere Ortsdosisleistung von 

10-6 SV/h und eine jährliche Arbeitszeit von 1600 h angenommen. 

Die Strahlenexposition 

mungsgmeäßen Betrieb des 
net, da 

des Betriebspersonals im bestim­

Endlagers Konrad ist konservativ berech-

- angenommen wurde, daß jedes Abfallgebinde die gemäß Einlage­

rungsbedingungen zulässige Ortsdosisleistung ausschöpft, 

- fUr die Berechnung des Direktstrahlungsfeldes das Abfallgebinde 

mit den größten Abmessungen zugrunde gelegt wurde und 

- fUr die Strahlenfelder u. T. anisotroper Winkelfluß an der 

Gebindeoberfläche unterstellt wurde. 

4. Kollektivdosis und mittlere Personendosis 

Aus den so berechneten Personendosen ergibt sich die mittlere 
jährliche Personendosis fUr das unmittelbar mit der Einlagerung 
beschäftigte Personal zu 8,4 . 10-3 Sv. Bezogen auf das gesamte 

im Kontrollbereich eingesetzte Personal erhält man eine mittlere 

jährliche Personendosis von 3,9 . 10-3 Sv. Diese Werte basieren 

auf der Annahme, daß 100 Personen, die nicht unmittelbar mit der 
Einlagerung beschäftigt sind, im Kontrollbereich tätig sind. 

Die Berechnungen zeigen, daß im bestimmungsgemäßen Betrieb des 

Endlagers Konrad sowohl die Grenzwerte des § 49 StrlSchV flir be­

ruflich strahlenexponierte Personen eingehalten wird als auch der 

Planungsrichtwert der PTB, die mittlere Personendosis durch äuße­

re Bestrahlung auf 10 % des Dosisgrenzwertes fUr den Ganzkörper 

nach § 49 StrlSchV fUr Personen der Kategorie A zu beschränken. 
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Abb. 2: Vergleich der experimentell und rechnerisch mit Monte­
Carlo Methode (MC) ermittelten Gesamtdosisleistung aus 
Direkt- und streustrahlung und Dosisleistung durch streu­
strahlung in einer untertägigen Transportstrecke als 

, Funktion des Abstandes d vom Quellzentrum. 
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ENDLAGERUNG UMWELT SCHÄDLICHER STOFFE 

C. Schrimpf und H.-J. Engelmann 

Deutsche Gesellschaft zum Bau und Betrieb 

von Endlagern für Abfallstoffe mbH (DBE) 

D-3150 Peine - Bundesrepublik Deutschland 

Einleitung 

Am 01. November 1986 ist das Gesetz über die Vermeidung und 

Entsorgung von Abfällen (Abfallgesetz) in Kraft getreten. 

Schwerpunkt des neuen Abfallrechts ist die Festlegung der 

Rangfolge Abfallvermeidung - Abfallverwertung - Abfallbesei­

tigung. Hinsichtlich der Abfallbeseitigung sind die Sonder-

abfälle von besonderer Bedeutung, 

fallstoffe handelt, die aus 

da es sich hierbei um Ab-

Gründen der öffentlichen 

Sicherheit nach ihrer Art und/oder Menge nicht zusammen mit 

den in Haushaltungen anfallenden Abfällen beseitigt werden 

können. Neue wissenschaftliche Erkenntnisse über das lang­

fristige Gefährdungspotential von Sonderabfällen und höhere 

Anforderungen an eine umweltverträgliche Entsorgung erfor­

dern künftig eine artspezifische Behandlung und Beseitigung 

der Sonderabfälle. Dies gilt insbesondere für die Beseiti­

gung, wobei im Falle der Entsorgung in oberflächennahen 

Deponien, die dem ständigen Einflu~ flie~enden Wasser und 

den dauernden Angriffen der Verwitterung ausgesetzt sind, 

ein Wiedereintritt der Abfälle in den Biozyklus auf Dauer 

nicht ausgeschlossen werden kann. Im Gegensatz zu den ober­

flächennahen grundwasserführenden Erdschichten dauern 

Gebirgsbildungs und -abtragungsprozesse in der Lithosphäre 

Millionen von Jahren und die Elementkreisläufe erstrecken 

sich über geologisch lange Zeitabschnitte. 

Bereits in wenigen hundert Metern Tiefe finden sich Ge­

steinshorizonte, deren Formationswässer aufgrund der 

geologischen Gegebenheiten nicht am natürlichen Wasserkreis-
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lauf teilnehmen und damit nicht als Transportmittel für 

Schadstoffe wirksam werden /1/. Daraus wird deutlich, daß es 

derzeit nur eine realistische Möglichkeit gibt, umweltschäd­

liche Abfälle mit hohem und dauerhaftem Gefährdungspotential 

zumindest für geologisch lange Zeiträume vom Biozyklus fern­

zuhalten, nämlich durch Einlagerung im tiefen geologischen 

Untergrund in geeigneten Gesteinsformationen mit entspre­

chend langsam ablaufenden Stoffkreisläufen. 

Mögliche Endlagertypen für die Beseitigung von 

Sonderabfällen 

Je nach Abfallart stehen grundsätzlich für die Endlagerung 

von Sonderabfällen folgende Deponietypen zur Verfügung: 

Bild 1: Endlagertypen 

- oberflächennahe Endlager 

- Tiefenspeicher für die Versenkung flüssiger Abfälle 

Einlagerung in Kavernen 

Einlagerung in Bergwerken 
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Gemä~ der geplanten Technischen Anleitung Abfall (TA-Abfall) 

sind für 

reaktive, 

beseitigen. 

oberflächennahe Deponien nur noch feste, nicht 

weitgehend immobile anorganische Sonderabfälle zu 

Salzkavernen eignen sich vorzugsweise für die Endlagerung 

fester, oder verfestigbarer, toxischer oder stark aus­

laugbarer anorganischer Abfälle, die in grö~eren Mengen 

recht einheitlicher Zusammensetzung anfallen und keiner be­

sonderen Verpackung bedürfen. Hingegen eignen sich Bergwerke 

(insbesondere Salzbergwerke) für die Zwischenlagerung und 

Endlagerung toxischer, organischer und anorganischer Abfälle 

wechselnder Zusammensetzung und Herkunft, die aufgrund ihres 

Gefährdungspotentials einer besonderen Verpackung und Hand­

habung bedürfen. Das Vorhandensein zugänglicher und befahr­

barer Hohlräume und die Infrastruktur eines Bergwerkes sind 

notwendige Voraussetzungen für diese Art der Beseitigung um­

weltschädlicher Abfälle, da Abfallstoffe unterschiedlicher 

Kategorien geordnet und ge1;rennt vone'inander in verschiede­

nen Einlagerungskammern deponiert werden können. 

Mehrbarrierensysteme und Sicherheitsnachweis 

Die Zielsetzung der untertägigen Endlagerung umweltschädli­

cher Stoffe ist es, diese Abfälle in geologisch-hydro­

geologisch langsam ablaufende Umlagerungsprozesse einzubin­

den und sie so wartungsfrei und dauerhaft der Biosphäre zu 

entziehen oder zumindest die Belastung der Biosphäre unter­

halb der festgelegten Grenzwerte so gering wie möglich zu 

halten. Die Einhaltung dieser allgemeinen Zielsetzung soll 

bei allen Deponietypen durch ein System natürlicher und 

technischer Barrieren sichergestellt werden, wobei in unter­

schiedlichen Konzepten technische und natürliche Barrieren 

unterschiedliches Gewicht im gesamten Mehrbarrierensystem 

(Bild 2) haben. 
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Die natürlichen Barrieren sind die die Abfälle umgebenden 

Gesteinsformationen. die den Zutritt auslaugfähiger Wässer 

zu den Abfällen und den Austritt kontaminierter Wässer aus 

dem Endlager in die Biosphäre unmöglich machen oder aufgrund 

der natürlichen hydraulischen Gegebenheiten stark behindern . 

Bild 2: Mehrbarrierensystem 

Primärabfall 

.••. Fixierung· 

Behälter 

Versatz 

• • 
I 

Ingenieurmäßige Cl ... 
Bauwerke U 
Endlager­
forma tion 

Deckgebirge 

Grundsätzliche Komponenten des technischen Barrierensystems 

für die möglichen Endlagertypen sind: 

- oberflächennahe Endlager 

o Abfallfixierung 

o Betonbecken/Silos 

o Tonlagen als Abdeckung 

- Tiefenspeicher für die Versenkung flüssiger Abfälle 

o Bohrlochverfüllung und -verschluß 

- Kavernen 

o Abfallfixierung (z.B. in situ-Verfestigung) 

o Bohrlochverfüllung und -verschluß 
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- Bergwerke 

o Abfallfixierung 

o Behälter 

o Versatz von untertägigen Kammern und Strecken 
, 

o ingenieurmäßige Bauwerke, wie z.B. Kammerabschlüsse, 

Dämme 

o Schachtverfüllung und -verschluß 

Die Akzeptanz einer Untertagedeponie und unter Umständen die 

Genehmigungsfähigkeiteines Endlagers für Sonderabfälle wird 

entscheidend von dem Nachweis abhängen, daß die Schutzziele 

durch das Mehrbarrierensystem erfüllt werden. Der Sicher­

heitsnachweis nimmt daher die zentrale Stellung bei Planung 

und Genehmigung eines Endlagers ein. Der Sicherheitsnachweis 

kann nicht rein ingenieurmäßig definiert werden, sondern muß 

insbesondere geologische Faktoren und Prozesse berücksichti­

gen. Eine vorgeschlagene Vorgehensweise aus dem Bereich der 

Endlagerung radioaktiver Abfallstoffe in einer Salzformation 

/2, 3/ läßt 'sich grundsätzlich auch auf die untertägige End­

lagerung von Sonderabfällen übertragen /4/ und umfaßt fol­

gende Schritte: 

- Getrennte Analyse der Wirksamkeit der einzelnen Barrieren 

als technische Systeme, gebirgsmechanische Systeme und 

geologische Systeme mit der systementsprechenden Methodik. 

- Analyse der physikalischen, geochemischen und hydrogeo­

logischen Prozesse, die durch gegenseitige Beeinflussung 

verschiedener Systeme entstehen, mit Bewertung des Ein­

flusses auf den Transport von Schadstoffen im Nahfeld wie 

im Fernfeld. 

- Zusammenfassende Analyse der Sicherheit des Endlagers 

durch Identifikation und Bewertung des Zusammenwirkens al­

ler Barrieren bei bestimmten theoretisch denkbaren Ereig­

nissen, die eine Gefahr der Freisetzung von Schadstoffen 
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bewirken könnten, d.h. Beurteilung von möglichen Frei­

setzungspfaden und sich daraus ergebender Schadenswirkun­

gen (Störfallanalyse). 

Im Rahmen des Projektes Sicherheitsstudien Entsorgung (PSE) 

wurde ein sicherheitsanalytisches Instrumentarium für ein 

geologisches Endlager für radioaktive Abfälle in einem Salz­

stock entwickelt /5/. Zur Erprobung der vorgehensweise bei 

Sicherheitsanalysen wurde der Zutritt von Salz lösung aus dem 

Deckgebirge über den Hauptanhydrit in das Mittelfeld des 

Endlagers zu Beginn der Nachbetriebsphase angenommen. 

Die Modellrechnungen lieferten unter anderem Teilergebnisse 

für den Bereich des Salzstockes, die das Verständnis über 

das Zusammenwirken der technischen Barrieren vertieften. 

Bild 3: Technisches Mehrbarrierensystem in einem Endlager­

bergwerk 

Die wichtigsten Ergebnisse zur Beurteilung der technischen 

Barrieren lassen sich wie folgt zusammenfassen /5/: 
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- Der Zutritt von Lösungen in das Grubengebäude wird durch 

die Strömungswiderstände von Dämmen, Verschlüssen und Ver­

satzmaterial deutlich verzögert. 

- Wegen der Behinderung des Lösungsflusses durch die Dämme 

führt der Konvergenzprozeß zumindest in Teilbereichen des 

Grubengebäudes zur vollständigen Kompaktierung des Ver­

satzmaterials, bevor dort ein Lösungszutritt erfolgen 

kann. Vorteilhaft wirkt sieh in diesem Zusammenhang die 

Erhöhung der Konvergenzrate aufgrund des Eintrages der 

Nachzerfallswärme von hochradioaktiven Abfallstoffen aus, 

was jedoch für die Endlagerung von Sonderabfällen nicht 

zutrifft. 

- Berechnungen mit Variation der Dammpermeabilität lassen 

den Schluß zu, daß für geringe Permeabilitäten in zuneh­

mendem Maße ein Lösungszutritt in Teilbereiche des Endla­

gers nicht mehr erfolgt. Für Dammpermeabilitäten kleiner 

als 2 . 10- 16 m2 findet in keinem Einlagerungsbereich ein 

Lösungszutritt und somit auch keine Belastung der 

Biosphäre mit Schadstoffen mehr statt. 

- Die Behälterstandzeiten und die Auflösungsdauern von Ab-

fallmatrizes (Fixierung) sind von geringer Bedeutung, da 

die Zeitdauern bis zur vollständigen Mobilisierung der 

Schadstoffe deutlich kleiner als die Freisetzungsdauern 

und auch kleiner als die Transportzeit des Grundwassers im 

Deckgebirge sind. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß, basierend auf 

wichtigen Erkenntnissen, die im Rahmen von F+E-Arbeiten zur 

Endlagerung radioaktiver Abfälle in Salzformationen erarbei­

tet wurden, eine Kombination von technischen Barrieren ge­

funden werden kann, die geeignet ist, die Integrität der na­

türlichen Barrieren für definierte Zeiten zu ergänzen und 

somit das Erreichen der Schutzziele zu gewährleisten. 
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POTENTIELLE STRAHLENEXPOSITION IN DER UMGEBUNG DES GEPLANTEN 

ENDLAGERS KONRAD IM STÖRFALL 

H.P. Berg, H. Illi 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt, D-3300 Braunschweig 

1. Einleitung 

Die grundsätzlichen Gesichtspunkte, die bei der Endlagerung ra­

dioaktiver Abfälle berUcksichtigt werden mUssen, sind in den 
"Sicherheitskriterien fUr die Endlagerung radioaktiver Abfälle in 

einem Bergwerk" /1/ festgelegt. Das Schutz ziel der Endlagerung -

der langfristige Schutz von Mensch und Umwelt vor der Schädigung 

durch die ionisierende Strahlung der in den Abfällen enthaltenen 

Radionuklide - muß durch eine standortspezifische Sicherheitsana­

lyse nachgewiesen werden, die die jeweilige geologische Gesamtsi­
tuation, die technische Konzeption des Endlagerbergwerks und die 

endzulagernden radioaktiven Abfälle berUcksichtigt. 

Auf der Basis der Ergebnisse einer solchen Sicherheitsanalyse, 

die die Betriebs- und Nachbetriebsphase des Endlagers umfaßt, ist 

ein Anforderungskonzept entwickelt worden, das auf der einen 

Seite zu RUckwirkungen auf die Planung und Auslegung des geplan­

ten Endlagers und auf der anderen Seite zu Anforderungen an 
Abfallprodukte, Verpackungen und maximal zulässige Aktivitäten 

auf der Basis von Aktivitätsbegrenzungskriterien gefUhrt hat. 

Die Vorgehensweise bei der Analyse von Störfällen in der Be­

triebsphase und die Ergebnisse ihrer radiologischen Auswirkungen 

in der Umgebung des geplanten Endlagers Konrad werden im folgen­

den behandelt. 

Die AusfUhrungen basieren auf Arbeiten der Gesellschaft fUr Reak­

torsicherheit mbH, Köln, die im Auftrag der PTB durchgefUhrt 

worden sind. 
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2. Ergebnisse der Störfallanalysen 

In der Kerntechnik gehört die Untersuchung eines Spektrums ange­

nommener Störfälle mit zu den Sicherheitsprinzipien, die im Rah­

men der Schadensvorsorge angewandt werden. 

In Anlehnung an Grundsätze und Vorgehensweisen der Störfall­

Leitlinien fUr Druckwasserreaktoren (DWR) /2/ sind fUr das ge­
plante Endlager Konrad Störfallanalysen durchgefUhrt worden. Sie 
beinhalten die Identifizierung, Klassifizierung und ggf. Analysen 

von Störfällen, die aufgrund anlageninterner Ereignisse sowie 
durch Einwirkungen von außen auftreten können. 

Hierbei sind alle Betriebsabläufe im Endlager von der Anlieferung 

der Abfallgebinde auf dem Schachtgelände bis zu ihrer Stapelung 
in Einlagerungskammern analysiert und ca. 50 Ereignisabläufe 
identifiziert worden, die zu einer Radionuklidfreisetzung fUhren 
könnten. Diese Ereignisabläufe sind in Anlehnung an /2/ in die 

beiden folgenden Klassen unterteilt worden: 

- Klasse 1: Störfälle, die in ihren radiologischen Auswirkungen 
durch die Auslegung der Anlage und/oder der Abfallge­

binde begrenzt werden, 

- Klasse 2: Störfälle, die durch Auslegungsmaßnahmen an der An­
lage und/oder den Abfallgebinden vermieden werden. 

Bei der ersten Gruppe von Auslegungsstörfällen ist durch radio­

logische Rechnungen nachzuweisen, daß die Störfallplanungswerte 

gemäß § 28 Abs. 3 StrlSchV /3/ eingehalten werden. Hierbei kann 

eine Anzahl von Störfallereignissen durch einen hinsichtlich 

möglicher radiologischer Auswirkungen in der Umgebung abdeckenden 

Störfall repräsentiert werden. 

Bei der zweiten Gruppe von Auslegungsstörfällen wird der je­

weilige Störfall durch Vorsorgemaßnahmen vermieden. Die Vor­

sorgemaßnahmen mUs sen dargelegt und als getroffen nachgewiepen 
werden, z. B. die Auslegung der Umladehalle, der Pufferhalle und 

der Schacht förderanlage auf Standsicherheit gegen Erdbeben. 
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Auf die Auslegungsmerkmale der Anlage (z. B. bauliche Maßnahmen) 
bzw. der Abfallgebinde (z. B. Qualität der Abfallprodukte und 

Verpackungen) wird in /4/ bzw. /5/ ausführlicher eingegangen. 

Aufgrund der oben geschilderten Vorgehensweise sind für das ge­

plante Endlager Konrad drei Störfälle als radiologisch repräsen­
tativ (Klasse 1) identifiziert und bezüglich potentieller radio­

logischer Auswirkungen in der Umgebung der Anlage analysiert 

worden. 

Ubertägige Anlage 

- Absturz von Transporteinheiten in der Umladehalle bzw. in der 

Pufferhalle auf den Hallenboden aus 3 m Höhe. 

Untertägige Anlage 

Absturz eines Abfallgebindes in einer Einlagerungskammer aus 

5 m Höhe sowie 

Kollision eines beladenen Transportfahrzeuges mit nachfolgendem 

Brand. 

Zur Ermittlung der Störfallauswirkungen werden die störfallbe­
dingten Freisetzungsanteile von radioaktiven Stoffen aus den 
Abfallgebinden sowie Rückhalteprozesse, die innerhalb der Anlage 

auf dem Transportweg vom Störfallort in die Umgebung wirksam 

werden, bestimmt. Für die in die Umgebung der Anlage abgegebenen 

Radionuklide ist die Strahlenexposition in Anlehnung an die Stör­

fallberechnungsgrundlagen /6/ ermittelt worden, die für die Aus­

legung von Kernkraftwerken mit DWR vorgesehen sind. Aufgrund 

spezieller Gegebenheiten notwendige Modifikationen und Ergän-

zungen im Rahmen der Berechnungen der Störfallauswirkungen 

den in /7/ erläutert. 

3. Potentielle Strahlenexposition in der Umgebung der Anlage 

wer-

Mit dem Ziel der Ableitung von Anforderungen an das Aktivitätsin­

ventar von Abfallgebinden sind Störfallanalysen jeweils für ein 

Abfallgebinde durchgeführt worden. Dabei wird angenommen, daß 
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sich in einem Abfallgebinde - abgesehen von eventuell vorhandenen 
Tochternukliden - jeweils nur ein betrachtetes Radionuklid mit 
einer Einheitsaktivität befindet. Durch Vergleich der ermittelten 
Strahlenexposition für das kritische Organ mit dem jeweiligen 
Störfallplanungswert gemäß § 28 Abs. 3 StrlSchV wird daraus die 
maximal zulässige Aktivität (Aktivitätsgrenzwert) des betref­
fenden Radionuklids beim Vorliegen nur dieses Radionuklids in 
einem Abfallgebinde abgeleitet. 

Die Aktivitätsgrenzwerte für Einzelnuklide sind für jeden der 
drei radiologisch repräsentativen Störfälle errechnet worden. 
Maßgebend für die Anforderung an die radioaktiven Abfälle ist 
dann der für das entsprechende Radionuklid jeweils restriktivste 
Aktivitätsgrenzwert. 

Entsprechende Störfallrechnungen sind auf der Basis der z. Z. 
gültigen Strahlenschutzverordnung /3/ für 80 Radionuklide 
durchgeführt worden. 

Dabei sind alle Radionuklide mit Halbwertszeiten> 10 d be­
rücksichtigt worden, die in den radioaktiven Abfällen enthalten 
sind und für die in /8/ zumindest für die Expositionspfade Inha­
lation und Ingestion Dosisfaktoren aufgeführt sind. Für jedes 
dieser Radionuklide sind in den radiologischen Rechnungen Toch-
ternuklide berücksichtigt worden, die sich während einer 
Lagerzeit (maximal 30 a) vor der Anlieferung im Abfall 

haben können. 

längeren 

gebildet 

Um auch bei verschiedenen Radionuklidzusammensetzungen in Abfall­
gebinden die Störfallplanungswerte gemäß § 28 Abs. 3 StrlSchV zu 
unterschreiten, müssen die Aktivitäten der Radionuklide in einem 
Abfallgebinde folgendem Summenkriterium genügen: 

S(p,k) = V L < 1. 

i G(i,p,k) 

Dabei bedeuten: 

S(p,k) Summen wert 
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Aktivität des Radionuklids i bzw. der Radionuklid­
gruppe i im Abfallgebinde, 

G(i,p,k) aus Störfallrechnungen flir die Abfallproduktgruppe p 

und Abfallklasse k ermittelter Aktivitätsgrenzwert 

des Radionuklids i bzw. der Radionuklidgruppe i, 
V Verpackungsfaktor (eine vom Störfall betroffene Trans­

porteinheit kann aus bis zu 3 Abfallgebinden bestehen). 

Das Summenkriterium kann auf zweierlei Weisen angewendet 

- Es werden ausschließlich die Aktivitätsgrenzwerte flir 

klide und flir nicht spezifizierte ~- und ß/~-Strahler 
oder 

werden: 

Leitnu­

benutzt 

- es werden die Aktivitätsgrenzwerte flir Leitnuklide, flir weitere 

Einzelnuklide und flir nicht spezifizierte ~- und ß/~-Strahler 

verwendet. 

Als Leitnuklide werden diejenigen 15 Radionuklide bezeichnet, die 
unter Störfallgesichtspunkten radiologisch erhöhte Bedeutung 

haben. Das generelle Ziel bei der Unterscheidung zwischen Leit­
nukliden und weiteren Einzelnukliden sowie der Einflihrung von 
Aktivitätsgrenzwerten flir unspezifizierte ~- und ß/~-Aktivitäten 

war ein praktikabler Detaillierungsgrad bei der erforderlichen 

Angabe von Radionuklidzusammensetzung und Aktivität bei den Ab­

fallgebinden. Aus demselben Grund ist flir die Leitnuklide und flir 

unspezifizierte ~- und ß/~-Aktivitäten auch ein Meldewert von 1 % 
des jeweiligen Aktivitätsgrenzwertes eingeflihrt worden. Eine 

Angabe des Aktivitätsinhaltes ist nur flir diejenigen Leitnuklide 

sowie bei unspezifizierter ~- oder ß/~-Aktivität erforderlich, 
wenn der 1 %-Wert liberschritten wird. Das bedeutet z. B. flir die 

Abfälle aus Leichtwasserreaktoren, daß aus Störfallsicht im we­
sentlichen die Aktivitäten der Leitnuklide Co 60 und Sr 90 ange­

geben werden mlissen. 

In Tab. 1 sind diese Leitnuklide flir die Abfallklassen I und II 

aufgeflihrt. Bei der Abfallklasse I wird dabei zwischen den sechs 

Abfallproduktgruppen unterschieden. 

Wie 

bei 

oben erläutert, 

Ausschöpfung des 

entspricht die Dosis des kritischen Organs 

Aktivitätsgrenzwertes flir ein Einzelnuklid 
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Abfallklasse I Abfallklasse 11 

- Abfallproduktgruppe 
Radionuklid! 01 02 03 04 05,06 Abfallprodukt-
Radlonuklld-- Bitumen- Fest- Metallische Preßlinge Zementiertel gruppen 
gruppe und Kunst- stoffe Feststoffe Betonierte 01-06 

stoffprodukte Abfälle, 
Konzentrate 

CI36 7,3. 108 7,3' 108 7,3. 108 7,3.108 7,3' 108 12·10" 
J129 2,7· 10' 2,7' 10' 2,7· 10' 2,7·10' 2,7' 10' 4:4·10" 
Ra 226 4,9.108 2,4· 1010 6,0.10 10 1,6·10" 4,9' 10" 8,1,10" 
Sr90 1,9 ·10' 8,9' 10'0 2,2' 10" 5,8·10" 1,9·10" 3,1· 10" 
Cm248 2,6·10· 1,3,10" 3,2·10" 8,1· 10" 2,6' 10" 4,3· 10" 
Pb210 3,1' 10' 1,6 . 10" 4,0,10" 9,6·10" 3,1,10" 5,1· 10'3 
Pa231 3,3·10' 1,6'10" 4,0'10" 1,0·10" 3,3' 10" 5,1· 10'3 
Th232 4,4 . 10' 2,2,10" 5,6,10" 1,4·10" 4,4 . 10" 7,3· 10" 
Ra228 4,9·10' 2,4' 10" 6,2·10" 1,6·10" 4,9' 10" 8,1 ·10'3 
Pu 239 6,7· 10' 3,3' 10" 8,1·10" 2,1· 10" 6,7' 10" 1,1· 10" 
Ac 227 9,6·10· 4,7' 10" 1,2 ·10" 2,9·10" 9,6' 10" 1,6,10" 
Tc 99 1,1·10'0 5,6'10" 1,4·10" 3,6·10" 1,1' 10'3 19·10" 
Am 242m 1,5·10'0 7,4·10" 1,9,10" 4,7·10" 1,5,10'3 2:4.1014 

Cs137 4,0·10'0 1,9,10" 4,9,10" 1,3.1013 4,0' 10'3 6,7· 10" 
Co60 4,9' 10'0 2,4·10" 6,2· 10" 1,6·10'3 4,9' 10'3 8,1 . 10" 

sonstige 6,7· 10' 3,3' 10" 8,1,10" 2,1·10" 6,7' 10" 1,1 ·10" 
<>-Strahler 

sonstige 4,9' 10'0 2,4·10" 6,2' 10" 1,6·10'3 4,9' 10'3 8,1 ·10" 
ßIy-Strahler 

Tab. 1 : Aktivitätsgrenzwerte für Leitnukllde und nfoht spezifizierte sonstlgeAlpha~ und Beta/Gamma~Strahler, die aus Störrallanaly" 
sen resultieren. Angaben In Bq/Abfallgeblnd8. 

per constructionem dem jeweiligen Störfallplanungswert, abgesehen 
von einem Reduktionsfaktor, der den Fall abdeckt, daß jedes 
Leitnuklid knapp unter dem jeweiligen Meldewert liegt und eines 

der sonstigen Einzelnuklide seinen Aktivitätsgrenzwert voll aus­

schöpft . 

Als kritische Organe treten bei den 
(3 Radionuklide), Schilddrüse Erwachsene 

(9 Radionuklide) und Magen-Darm-Trakt (2 

Leitnukliden Ganzkörper 
(1 Radionuklid), Knochen 

Radionuklide) auf. 

Im folgenden wird erläutert, weshalb bei Vorliegen eines Radio­
nuklidgemisches in einem Abfallgebinde die Anwendung des Summen­

kriteriums in Verbindung mit den Aktivitätsgrenzwerten, deren Be­

rechnung oben beschrieben wurde, eine obere Grenze für potentiell 
resultierende Strahlenexpositionen beim ungünstigsten Auslegungs­

störfall darstellt, die i. a. deutlich unterschritten wird. 

Konstruiert man z. B. ein fiktives Abfallgebinde, in dem jedes 

der 15 Leitnuklide jeweils mit einer Aktivität entsprechend 1/15 

der Aktivität aus Tab. 1 vorliegt, so würde die Anwendung der 

Summenregel einen Wert von 1, entsprechend einer Ausschöpfung von 
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Dosisgrenzwerten des § 28 Abs. 3 StrlSchV, 

zeigt eine Aufsummierung der Einzelbeiträge 

flir einzelne Organe (s. Abb. unten), daß flir 

- in diesem Fall Knochen - das Verhältnis Von 

Grenzwert lediglich 0.53 beträgt. 

ergeben. Hingegen 

der 15 Leitnuklide 

das kritische Organ 

Störfalldosis zu 

Leit­
nuklid 
CI 36 

I 129 

Ganz­
körper 

0,74 
. -, 1 

Ra 226 ?,flO 
Sr 90 0,56 

Cm24B b< 0,20 

Pb 210 1~9"" 
Pa 231 0,11 

Th 232 0,60 
«.:«*"" 

Ra 228 

Pu 239 0,07 

Ac 227 0,16 

Tc 99 

direkte 0,42 
Rechnung . 

Schildd, Schildd, Kno­
Kleink, EIW , ehen 

Lunge Leber 

9,33 ,0,83, N 0,33 ,.,0,20 
0,57 - 0,07 

"' "" ..... ..., 

0,57 0,17 
,~ ..,.;.:-:.» 

0,57 0,06 .. 0,16 
.'<"';"'.~. 

0,31 
">:0"'-: 

0,33 0,19 
• ".;,:. ,.:< 

" 0,13 0,40 
~. '"';': . 

}l,33 0,33 
:-'''~ 

0,10 0,15 0,53 0,08 0,13 
""".,,,., 

0,10 0,14 0,40 0,08 0,09 

Niere Magen­
DarmTr, 

0,08 

0,87 ., .. "', ..... 

% 
0,19 

0,11 

0,17 0,18 

0,15 0,19 

Beispiel für Konservativität der Summenregel bezüg­
lich Einhaltung von Dosisgrenzwerten im Störfall 

Eine direkte Störfallrechnung flir das so zusammengesetzte fiktive 
Abfallgebinde weist ein noch kleineres Verhältnis (0.42) von 

Störfalldosis fUr das kritische Organ (in diesem Fall Ganzkörper) 
und zugehörigem Störfallplanungswert auf. Dies liegt daran, daß 

die zulässigen Aktivitäten einzelner Radionuklide sich teilweise 

nicht nur auf verschiedene kritische Organe und verschiedene 

Ausbreitungsbedingungen (mit oder ohne Gebäudeeinfluß) beziehen, 
sondern auch verschiedenen unglinstigsten Entfernungen und Wetter­
kategorien (A bis F) entsprechen können. 
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STRAHLENSCHUTZ INSTRUMENTIERUNG FÜR DAS GEPLANTE ENDLAGER 

KONRAD 

V. Duill, N. Niehues, T. Reichelt* 

Deutsche Gesellschaft zum Bau und Betrieb 

von Endlagern für Abfallstoffe mbH (DBE), Peine 

Einleitung 

Das Eisenerzbergwerk Konrad befindet sich in der Nähe von 

Braunschweig und ist als Endlager für radioaktive Abfall­

stoffe mit einer vernachlässigbaren thermischen Einwirkung 

auf das umgebende Gebirge vorgesehen /1/. Die Abfälle wer­

den in Beton- und Gußbehältern sowie in Stahl-, Beton- und 

Guß containern mit der Bahn oder dem LKW angeliefert und 

anschließend in die daflir vorgesehenen, untertägigen Hohl­

räume eingebracht. Die Behälter bzw. Container werden 

übertägig auf ein innerbetriebliches gleisgebundenes 

Transportsystem umgeladen und mit dem Förderkorb nach un­

ter Tage gebracht. Am sogenannten Füllort erfolgt die 

Übergabe an ein gleisloses Transportfahrzeug, das die Ab­

fallgebinde bis zum Einlagerungsort bringt. Neben dem so­

fortigen Einlagern besteht über Tage die Möglichkeit, die 

angelieferten Abfallgebinde zunächst in einer Halle zu 

puffern. 

Eingangskontrolle des Strahlenschutzes 

Die Eingangskontrolle des Strahlenschutzes dient dazu, in 

einer speziellen Annahmeprozedur die notwendige Vorsorge 

für Handhabung und Einlagerung der angelieferten Gebinde 

im Hinblick auf unzulässige Kontaminationen und Strahlen­

belastungen zu treffen. 

Dazu wird während der Einfahrt der beladenen Transport­

fahrzeuge (LKW/Waggon) in die Umladehalle die Ortsdosis­

leistung zur Orientierung mit Gamma-Detektoren gemessen 

und angezeigt. 

* jetzt: Physikalisches Institut der Universität Bonn 
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Nach der Gebindeumladung auf das innerbetriebliche Trans­

portsystem (Plateauwagen) erfolgt ein Kontaminationstest . 

Mit Hilfe eines Manipulators werden Proben an der Gebinde­

oberfläche genommen, die für glatte Oberflächen (z. B. 

Gußbehälter) als Wischtest, für rauhe Oberflächen (z. B. 

Betonbehälter) als Klebetest erfolgen. Die Proben werden 

einer abgeschirmten Kabine zugeführt, in der das Personal 

auf Low-Level Alpha-Beta Meßplätzen die Auswertung vor­

nimmt. 

Im Anschluß an den Kontaminationstest erfolgt die Ortsdo­

sisleistungsbestimmung der einzelnen Abfallgebinde. Eine 

Anordnung mehrerer Sonden mißt dabei die Dosisleistung des 

beladenen Plateauwagens. Da sich maximal drei zylindrische 

Gebinde auf einem Plateauwagen befinden können, sind zur 

Ortsdosisleistungsbestimmung dieser Einzelgebinde neben 

Raumwinkelausblendungen an den Detektoren Entfaltungsrech­

nungen erforderlich. 

Strahlenschutzbereiche und Personenüberwachung 

Ein Kontrollbereich wird dort eingerichtet, wo Gebinde 

eine erhöhte Ortsdosisleistung bewirken oder Freisetzungen 

zu einer zusätzlichen radiologischen Belastung von Wäs­

sern, Wetter oder Raumluft führen können. Schematisch sind 

die Strahlenschutzbereiche im Bild I dargestellt. 

Die Personenüberwachung des Betriebspersonals basiert auf 

der Überwachung der externen Strahlenexposition und der 

Kontaminationsüberwachung. Nur in besonderen Fällen er­

folgt eine Inkorporationsüberwachung. Wesentlich ist die 

Exposition durch Gamma-Strahlung und Inhalation von Radon 

und Radon-Folgeprodukten. 

Die im Kontrollbereich tätigen Personen sind mit amtlichen 

Filmdosimetern und selbstablesbaren Dosimetern ausgestat­

tet. Zur Feststellung von Kontaminationen befinden sich an 

den Kontrollbereichsübergängen Hand-Fuß-Kleider-Monitore. 

Diese sind auf die Grenzwerte eingestellt, die außerhalb 

von betrieblichen Überwachungsbereichen Gültigkeit haben. 

Damit erübrigt sich eine weitere Kontaminationskontrolle 
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Bild 1: Schematische Darstellung der Auf teilung des Endla­

gers in Strahlenschutzbereiche 

bei Verlassen des Betriebsgeländes. 

Personenerfassungssysteme regeln den Zugang zum Kontroll­

bereich und geben Aufschluß über Aufenthaltszeiten. Ge­

meinsam mit d~n Ortsdosis- und Ortsdosisleistungsmessungen 

wird so eine Vorabschätzung der Körperdosen ermöglicht. 

Für die Ortsdosismessung sind TLD's und passive Radon-Do­

simeter vorgesehen. Die Erfassung der Ortsdosisleistung in 

den Handhabungsbereichen der Gebinde erfolgt mit on-line 

angeschlossenen Gamma-Detektoren (siehe Bild 2, 3 und 4). 

Obwohl eine wesentliche Strahlenexposition durch Inhalati­

on weiterer Radionuklide nicht erwartet wird, ist eine 

Überwachung von Wettern und Raumluft angebracht. 
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Bild 2 Modell der geplanten Schachtanlage Konrad 2 
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Bild 3 Strahlenschutzeinrichtungen über Tage 
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Überwachung von Kontaminationen, Wetter und Raumluft 

Kontaminationsüberwachung und Maßnahmen zur Verhinderung 

der Kontaminationsverschleppung werden durch Routine- und 

Bedarfsüberwachung an Anlagenteilen, Transportmitteln, Ge­

räten und Apparaturen durchgeführt. Dafür stehen fahrbare 

und tragbare Kontaminationsmonitore sowie Low-Level Meß­

plätze zur Auswertung von Wischtests an wichtigen Betriebs­

punkten zur Verfügung. Frühzeitige Hinweise auf Kontamina­

tionen ergeben sich aus aufkonzentrierten Proben, wie sie 

z. B. in den Destillatrückständen der heißen Wäscherei oder 

in den Luftfiltern der Transportfahrzeuge anfallen. 

Die Einrichtung des Strahlenschutzlabors umfaßt die dafür 

notwendige Ausrüstung, wie z. B. LSC-Meßplatz und Reinst­

Germanium-Spektroskopiemeßplatz. 

Mit geeigneten Sammel- und Meßgeräten wird besonders auf 

die in Wetter und Raumluft befindlichen Leitnuklide H-3, 

C-14, I-129, Radon und Radonfolgeprodukte geachtet (siehe 

Tabelle 1). 

Emissions- und Immissionsüberwachung 

Die Emissions- und Imrnissionsüberwachung des geplanten End­

lagers Konrad soll eine Beurteilung der aus der Ableitung 

radioaktiver Stoffe mit Abluft und Abwasser resultierenden 

Strahlenexposition von Personen ermöglichen und eine Kon­

trolle der Einhaltung der Emissions- und der Dosisgrenzwer­

te gewährleisten /3/. 

Die luftgetragenen Aktivitätsabgaben erfolgen über die zwei 

Emittenten Diffusor und Abluftkamin. Der Diffusor gibt die 

Grubenwetter mit den Freisetzungen aus den eingelagerten 

Gebinden und mit der Exhalation von Radon aus dem Gebirge 

an die Umgebung ab. Der Abluftkamin sorgt für die Entlüf­

tung der Umladeanlage und Pufferhalle. 

Ein Probenahmerechen entnimmt dem Luftstrom zum Abluftkamin 

eine isokinetische Probe und führt sie den Sammelgeräten 

für H-3, C-14 und Radioiod sowie einern Festfiltergerät zu. 

Das Festfiltergerät für die Sammlung von Aerosolen ist zu­

sätzlich mit einem Gamma-Detektor on-line ausgestattet, um 

ungewöhnliche Aktivitätsabgaben sofort zu erkennen. 
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I 
I Nuklid oder Sammelgerät Meßverfahrenlprobenahmeortl 

I Nuklidgruppe I I I I 

1 ______________ 1 ______________ 1 _____________ 1 _____________ 1 
I I I I I 

IRadonfolgepro-1 Schrittfilterl Beta-Zähler IEinlagerungs-1 

Idukte Ikammern und 

I 
I 
I 

mobil u. T. 

und ü. T. 

I Radon Ipassive Diffu-IKernspurde­

Isionskammern Itektoren 

verteilt im 

I Grubengebäu-I 

1 ______________ 1 ______________ 1 _____________ 1_~~ __________ 1 
I I 
I I Low-Level IEinlagerungs-1 

I Aerosole I Festfilter Alpha-Beta Ikammern und 

I Detektoren mobil u. T. 

I I I I und ü. T. I 

1 ______________ 1 ______________ 1 _____________ 1 _____________ 1 
I I I I I 

H-3/C-14 I Molekularsiebl LSC mobil u. T. I 

I und ü. T. I 

1 ______________ 1 ______________ 1 _____________ 1 _____________ 1 
I I 

Radioiod I Aktivkohle Igamma-spek- mobil u. T. I 

I I I trometrisch I I 

1 ______________ 1 ______________ 1 _____________ 1 _____________ 1 
I I I I I 

I I veraschte I IEinlagerungs-1 

IGamma-StrahlerISchrittfilter-lgamma-spek- Ikammern und 

Ibänder Itrometrisch Imobil u. T. I 
1 ______________ 1 ______________ 1 _____________ 1 _____________ 1 

Tabelle 1 : Überwachung der Wetter und Raumluft (u. T. = 

unter Tage, ü. T. = über Tage) 
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In gleichem Maße geschieht bis auf den Gamma-Detektor des 

Festfiltergerätes die Probenahme im Diffusormeßraum. Aller­

dings erfolgt eine Überwachung auf Radonfolgeprodukte und 

somit auch Aerosolüberwachung mit einem Schrittfiltergerät. 

Die Sammelproben werden im Strahlenschutzlabor ausgewertet. 

Die auf der Schachtanlage anfallenden Wässer werden aufge­

teilt in Wässer, die möglicherweise radioaktive Stoffe ent­

halten und in solche, die mit Sicherheit kontaminationsfrei 

sind (konventionelle Abwässer) . 

Belastete Wässer aus Dekontanlagen, Werkstatt oder Strah­

lenschutzlabor werden von den Grubenwässern getrennt gesam­

melt und ausgemessen. Die erforderlichen Meßplätze und die 

chemielabormäßige Ausstattung ist aufgrund anderer Überwa­

chungsaufgaben bereits vorhanden: Gammaspektroskopiemeß­

plätze, Low-Level Alpha-Beta Meßplätze, Flammenphotometer 

und LSC-Meßplatz. 

Die Überwachung der Immissionen in der Umgebung des Endla­

gers ergänzt die Aktivitätsabgabenüberwachung. 

Die mit den Abwettern freigesetzten Radionuklide verdünnen 

sich in der Atmosphäre. Die erwarteten Konzentrationen arn 

ungünstigsten Aufpunkt liegen in der gleichen Größenordnung 

für z. B. H-3 und C-14 wie der natürliche Umgebungspegel, 

teils jedoch weit darunter. Die Überwachung der bodennahen 

Luft kann sich daher auf die Aerosolprobennahme am ungün­

stigsten Aufpunkt sowie an einem möglichst wenig mit Abwet­

tern beaufschlagten Referenzpunkt in der weiteren Umgebung 

beschränken. 

Der Wasserpfad wird an drei verschiedenen Orten mit automa­

tischen Einrichtungen beprobt, so daß jeweils Mischproben 

gammaspektrometrisch und auf H-3 im Strahlenschutzlabor 

ausgemessen werden können. 

Die Ermittlung der Gamma-Ortsdosis erfolgt am Anlagenzaun 

und im außerbetrieblichen Überwachungsbereich mit TL-Dosi­

metern. Das Auswertegerät befindet sich im Labor des Strah­

lenschutzes. 
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/1/ PTB: Plan Endlager für radioaktive Abfälle, Schachtan­

lage Konrad, Salzgitter, Textband 1, 9/86 

/2/ Entwicklung einer Methode zur Bestimmung der Kontamina­

tion von Betonoberflächen, BAM/Berlin im Auftrag der 

DBE, 1985 

/3/ Richtlinie zur Emissions- und Immissionsüberwachung 

kerntechnischer Anlagen, Rdschr. d. BMI vom 

16.10.1979-RSII4-517030/2 
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Handhabung und Entsorgung schwach- und mittel aktiver Abfälle 

aus der Sicht des Betreibers 

von Wolfgang Bentele und Erich Wörner 

Einleitung 
Nachdem im GKN I nunmehr 11 Jahre Betriebserfahrung vorliegen, soll ein 
Überblick über Umfang, Handhabung, Konditionierung und Lagerung schwach­
und mittel aktiver Abfälle gegeben werden. 

1. Auf teilung der Abfälle und deren Weiterverarbeitung 

Bei GKN hat sich die Auf teilung der radioaktiven Abfälle nach 
folgenden Kategorien bewährt: 

1.1 Reduktionsfähige Abfälle 

- Feste Mischabfälle brennbar (Putzlappen, Schutzkleidung usw.) 
Für diese Mischabfälle wird bei GKN ein mobiles Transport- und 
Samme 1 system ("Mostram" ) (1) ei ngesetzt, das unter dem Ges i chtspunkt 
des Strahlenschutzes eine erhebliche Dosisersparnis bei der 
Verarbeitung ermöglicht (siehe Abb. 1). Bei diesem System werden die 
Abfälle grob vorsortiert und ohne weitere Verarbeitung in kleinen 
Containern zur externen Sortierung und Volumenreduktion transpor­
tiert. Durch Verbrennen dieser Abfälle wird eine Volumenreduktion 
auf ca. 5 - 10 % des ursprünglichen Volumens erzielt. 

- Feste Mischabfälle nicht brennbar (Schrott, Isolierwolle usw.l 
Diese werden in l60-l-Kartuschen gesammelt und der HD-Verpressung 
zugeführt. Der dabei erzielte Reduktionsfaktor liegt bei ca. 20 -
70 %. 

- Verdampferkonzentrate 
Die Konzentrate werden intern in Konzentratsammelbehältern gesam­
melt, in 10-m3 -Tanks abgepumpt und der externen Verarbeitung zuge­
führt. Durch diese Vorgehensweise erreicht man eine Volumenreduktion 
von ca. 80 %. 

- Altöle und Lösungsmittel 
Für Altöl- und Kaltreinigerabfälle wurden zum "Mostram-System" 
kompatible Tanks beschafft, die ein problemloses Sammeln und 
Transportieren dieser Abfälle zur Verbrennung ermöglichen. 



- 401 -

1.2 Nicht reduktionsfähige Mischabfälle 

- Ionentauscherharze 
Zum Sammeln der Harze wurde bei GKN-I ein zweiter Sammelbehälter 
eingebaut, so daß zwei Behälter mit je 12 m3 Volumen zur Verfügung 
stehen. Bis heute sind diese Behälter mit ca. 13 m3 Harzen befüllt. 
Eine Entsorgung der Harze wurde bis zum heutigen Zeitpunkt nicht 
forciert, da die Kapazität für weitere 6 - 8 Jahre ausreichend ist. 

- Core-Bauteile (Drossel körper, Absorberstäbe usw.) 
Derartige Abfälle werden zur Zeit in dickwandigen Stahlbehä~tern 
gesammelt und im kraftwerkseigenen Lager zwischengelagert. Uber die 
Weiterverarbeitung gibt es noch kein festes Konzept. Möglichkeiten 
werden in (2) aufgezeigt. 

- Abwasserschlämme aus Gebäudesümpfen und Dusch- und 
Waschwasserbehältern 
Die Behandlung flüssiger Abfälle in einem Kernkraftwerk wird in (3) 
beschrieben. Ein besonderes Problem stellt das Abpumpen der Schlämme 
dar. Eine Vermischung dieser Schlämme mit den Verdampferkonzentraten 
ist aufgrund der chemischen Zusammensetzung nicht möglich, so daß 
bei diesen Abfällen der Weg der Volumenreduktion nicht gangbar ist. 

Von GKN wurde ein Handling (Vacupump) entwickelt, das ein rationel­
les Abpumpen unter geringer Dosisbelastung des Personals erlaubt. 
Bei diesem Verfahren werden die Schlämme mittels Vakuum direkt in 
die Versorgungsfässer gepumpt (Abb. 2). Das Vakuum wird mit einem 
Ejektor-Sauger mit einer Vakuumleistung vom 5200 mm WS und einer 
maximalen angesaugten Luftmenge von 342 Nm 3 /h erzeugt (4). 

2. Abfallmengen und Aktivitäten 

2.1 Abfallmengen 
Zwischen 1976 und 1978 wurden insgesamt 201 m3 radioaktive Abfälle an 
das Versuchslager Asse abgegeben. Das Planfeststellungsverfahren für 
die Asse erlaubte keine weitere Einlagerung mehr. Da im Jahre 1979 
neue Entsorgungswege noch nicht zur Verfügung standen, wurden in 
diesem Jahr keine Abfälle abgegeben, sondern im GKN zwischengelagert. 

In den Jahren 1980 bis 1986 wurden insgesamt 1305 m3 reduktionsfähige 
radioaktive Abfälle abgegeben. Sie wurden durch Verbrennen (5), 
Verpressen (6) bzw. Trocknen auf ca. 100 m3 reduziert. Das entspricht 
einer durchschnittlichen Volumenreduktion auf ca. 7,7 %. Die Graphik 
(Abb. 3) zeigt eine Zusammenstellung der radioaktiven Abfälle von 1976 
bis 1986. 

Die konditionierten Abfälle werden in externen Zwischenlagern einge­
bracht. 

2.2 Aktivitäten 
Eine Zusammenstellung der radioaktiven Abfälle zwischen 1980 und 1986 
außer den Ionentauscherharzen zeigt Abb. 4. 
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Die Aktivität der festen Abfälle (Mischabfälle, Schrott) wurden 
CS-137-äquivalent aus den gemessenen 't-Ortsdosisleistungen berechnet. 
Bei den Verdampferkonzentraten wurden nuklidspezifische'. Messungen 
('t-Spektrometer mit GeLi-Detektor) zugrunde gelegt. 

Qualitativ bestehen die Abfälle im wesentlichen aus den Nukliden C060, 
Cs137, Mn54, Sb125 (7). 

Die Zusammenstellung zeigt, daß die spezifischen Aktivitäten der 
Mischabfälle relativ gering sind. Sie liegen außer im Jahre 1983 
zwischen 4,4E8 Bq/m3 und 11,7E8 Bq/m3

• Im Jahre 1983 wurden 
Core-Bauteile wie Drosselkörper und Absorberstäbe in dickwandigen 
Guß-Abschirmbehältern ins GKN-Zwischenlager eingelagert. Da die 
Aktivität dieser Core-Bauteile den Mischabfällen zugeordnet wurde, ist 
die spezifische Aktivität dieser Abfälle im Jahre 1983 relativ hoch. 

Die Verdampferkonzentrate wiesen eine spezifische Aktivität zwischen 
0,14E10 Bq/m3 und 3,3E10 Bq/m3 auf. 

3. Sonstige Abfälle 

Nicht ohne Bedeutung ist im Kraftwerksbetrieb der große Anteil an 
Sonderabfällen, der oftmals nur unter großem technischen Aufwand 
bewältigt werden kann. 

Hierzu gehört_auch die Entsorgung von Abfällen mit geringfügiger 
Aktivität (10 fache der Freigrenzwerte) bzw. zur schadlosen 
Wiederverwertung, für die GKN eine Genehmigung besitzt. Bei der 
geringen radioökologischen Bedeutung, die diese Abfälle haben, wäre 
eine etwas unbürokratischere Handhabung angebracht (8). Bei dem 
enormen meßtechnischen Aufwand ist es oft einfacher, solche Abfälle 
der teureren Konditionierung und Lagerung als radioaktive Abfälle 
zuzuführen, was volkswirtschaftlich bedenklich ist, weil wertvolle 
Endlagerplätze verlorengehen, ohne daß ein radioökologischer Gewinn 
ersichtlich wird. Hier sollte das ALARA-Prinzip konsequent zur 
Anwendung gebracht werden. 

Zusilllll1enfassung 
Aus der Sicht des KKW-Betreibers läßt sich sagen, daß die Probleme der 
Entsorgung, vor allem der Konditionierung von Abfällen, technisch gelöst 
sind und keine akuten Probleme mit schwach- und mittel aktiven Abfällen 
bestehen. Allerdings ist nicht zu verkennen, daß die - vor allem aus 
politischen Gründen - verzögerte Inbetriebnahme geeigneter Endlager die 
Entsorgungskosten erhöht haben und ein beachtlicher finanzieller Aufwand zu 
leisten ist. Bei der Entsorgung bzw. schadloser Wiederverwertung von 
Abfällen geringfügiger Aktivität könnten, da die im Abfall enthaltenen 
Nuklide bekannt sind und praktisch kein Sr90 oder a-Strahler enthalten 
sind, die Grenzwerte der Kontamination bzw. spezifischen Aktivität erhöht 
werden, ohne daß sich daraus radioökologische Konsequenzen ergeben würden. 
Wertvolle Endlagerkapazitäten sollten nicht durch Abfälle geringfügiger 
Aktivität eingeschränkt werden. 



1976-1978 

AbgeQebuMII ~mEln 
ohM ~nreduktlon 

,,"m' 1314,srn' 

_ 403 -

N~ch \\:.llumel'l-Red\Jldjon 
wr Zwischenlagerung 

100m) 

L-________ -----------

Abb. 3 Abb. 4 - ........ 

Abgabe radio$kU'I9r Abfälle 

, 
/1 

.,#;1,' :C., 

zur 'Yolumenreduktion GKN I 1980-1986 

1982 

1983 

1984 

1985 m""m' 6,fIE10Sq 

1986 

Abb. 1 

Abb. 2 

.IM m' tlil) 1 m' 
3.9EllSq 7,4E96Q 

.'"m' 4,1 EIO BQ 

(iIll'Hlm' 
6E1DBq 

_N,l.im' 
7,7EI18q 



Literatur 

(1) 

(2 ) 

(3 ) 

(4 ) 

(5 ) 

(6 ) 

(7) 

(8) 

- 404 -

Mostram, ein mobil es Sammel- und Transportsystem für 

radioaktive Abfälle 
Firmen-Broschüre der Transnuklear GmbH, Hanau, Sept. 1986 

Bernhard G. ehri st: Konditionierung mit Zement in mobil en 

stationären Anl agen 
SVA-Vertiefungskurs "Abfallbewirtschaftung im Kernkraftwerk" 
Winterthur 01. - 03.12.86, Sammelband 

U. Seyffer und E. Wörner: Behandlung flüssiger Abfälle, 
SVA-Vertiefungskurs, Winterthur 01. - 03.12.86, Sammelband 

Norclean, Firmenbroschüre 
Ejektorsauger, wie funktionieren sie? 

M. Laser, M. Arnold: Verbrennung schwachradioaktiver Abfälle 
nach dem Jülicher Verbrennungsverfahren. 
SVA-Vertiefungskurs, Winterthur, 01. - 03.12.1986, Sammelband 

W. Hempelmann: Das VerpresseQ von radioaktiven Abfällen im 
Kernforschungszentrum Karlsruhe, SVA-Vertiefungskurs, 
Winterthur 01. - 03.12.86, Sammelband 

W. Bentele und E. Wörner: 
Strahlenschutzaspekte bei Revisionen im GKN unter besonderer 
Berücksichtigung von Kontaminationen 
17. Jahrestagung des Fachverbandes Strahlenschutz, 08. -
10.06.83, Aachen, Tagungsbericht 

Podiumsdiskussion 18. Jahrestagung des Fachverbandes 
Strahlenschutz 
06. - 10.85, Lübeck-Travemünde/Finnjet 
S. 756 - 757, Tagungsbericht 



- 405 -

THE RELEASE MONITORING OF NUCLEAR POWER PLANTS IN SWEDEN. 

Carl-Olof Widell, Studsvik Energiteknik AB, S-611 82 NYKÖPING, Sweden 

Sweden has a long tradition of care for the health of people and the 
quality of the environment. The application of this care to reactor 
effluents is shown by the installation of computer-based monitoring 
systems in the nuclear power plants. 

The systems are specified to fulfill all the requirements issued by 
the Swedish authorities. (Limitation of releases of radioactive sub­
stances from nuclear power stations. Swedish National Institute of 
Radiation Protection, 1977) They also fulfill the more recent require­
ments put into force 1984-01-01. This means that for the stack monito­
ring system nuclide specific analyses have to be perfomed by Ge­
spectrometers. 

These sophisticated monitoring systems give data which is used as input 
to the illustrative dose forecasting system EMMA. The EMMA system 
going to be used in case of an emergency, but is also an excelent tool 
in arranging exercises in emergency preparedness. 
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VARIABILITAET DER EIGENSCHAFTEN VON BOEDEN: 

EINFLUSS AUF DIE VERTEILUNG VON RADIONUKLIDEN IN DER BIOSPHAERE 

UND AUF DIE RESULTIERENDEN INGESTIONSDOSEN 

Jan Böhringer 
Motor-Columbus Ingenieurunternehmung AG 

Parkstr. 27, CH-5401 Baden 

F. van Dorp 

Nationale Genossenschaft zur Lagerung radioaktiver Abfälle 
NAGRA 

Parkstr. 23, CH-5401 Baden 

H. A. Grogan 

Eidgenössisches Institut für Reaktorforschung 
EIR 

CH-5303 Würenlingen 

Mit Hilfe eines Kompartimentmodells wurde deterministisch die 
Ausbreitung von Radionukliden, welche mit dem Grundwasser in die 
Biosphäre freigesetzt werden, untersucht und deren Aufnahme 
durch den Menschen über verschiedene Nahrungsmittel quantifi­

ziert. 
Der Boden, Ausgangspunkt der landwirtschaftlichen Produktion, 
unterliegt aber durch seine Entstehung einer grossen natürlichen 
Variabilität, welche fast immer schon kleinräumig sehr ausge­

prägt ist. Diese Variabilität wird hier dargestellt durch einen 

abgestimmten Parametersatz einiger physikalischer und chemischer 
BOdenparameter, wie porosität, Dichte, Mächtigkeiten, Distribu­

tionskoeffizienten, Konzentrationsfaktoren Pflanze - Boden. 

Es werden der Einfluss dieser Parameter auf die Oberflächenkon­

zentration der Radionuklide und die resultierenden Jahres-Inge­
stionsdosen abgeschätzt und diskutiert. 
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LAGERUNG UNFIXIERTER RADIOAKTIVER ABFAELLE IN METALLBEHAELTER 

Dr. C. Ospina, Abt. Brennstoff 

Dr. H.P. Alder, HA, Materialtech. 

Eidg. Institut für Reaktorforschung, EIR, 5303-Würenlingen 

1. Einleitung 

Beim Betrieb von Kernkraftwerken, Forschungslabors und bei der Radioiso­

topen-Anwendung fallen schwach- und mittelradioaktive Abfälle an. Das Ziel 

der Behandlung solcher Abfälle ist es, die Radionuklide von den Wässern 

zu trennen. Durch die "klassische Art" der Zementzugabe und andere Verfahren 

wird aber das Volumen der konditionierten Abfälle etwa verdoppelt. Für den 

Transport, die Zwischen- und Endlagerung müssen deshalb geeignete Verpackun­

gen und neue Abfallbehandlungsverfahren entwickelt werden, welche eine be­

deutende Volumenreduktion und eine optimale Entsorgung ermöglichen. Die 

Kombination von einer günstigen Verbrennung von Abfällen, die Hochdruck­

verpressung von nicht brennbaren Abfällen und die Trocknung und Verpackung 

in Gussbehältern erlabut heute Volumenreduktionen, die vor wenigen Jahren 

praktische als nicht erreichbar galten. Die neue Art, mittelaktive Abfälle 

zu verpacken, ist ein Transport- und Lagerbehälter aus Sphäroguss, welcher 

in der BRD entwickelt worden ist und in mehreren KKW eingesetzt wurde. Seit 

einigen Jahren stellt das EIR gemeinsam mit der NAGRA und den KKW Ueber­

legungen an, ob die erwähnten Gussbehälter auch in der· Schweiz zum Einsatz 

kommen können, als Alternative zur Verfestigung mit Zement, wie es der 

gegenwärtigen Praxis entspricht. 

2. Das Problem der Schwach- und Mittelaktiv-radioaktiven Abfälle 

Beim Betrieb von Kernkraftwerken, Forschungslabors und bei der Radioisotopen­

Anwendung fallen radioaktive Abfälle an in Form von: 

- Flüssigkeiten, Gase, Aerosole, feste Materialien 

Das Ziel der Behandlung radioaktiver Abfälle ist es, die Radionuklide soweit 

zu separieren, dass die Wässer wiederverwendet oder gefahrlos abgeleitet wer­

den können. Hierzu werden für die flüssigen Abfälle im wesentlichen die fol­

genden Verfahren eingesetzt: 

- Chemische Fällung, Ionenaustauscher, Verdampfer 



- 409 -

Die Rohabfälle aus der chemischen Fällung, Iönenaustauscherharze und die 

Verdampfer konzentrate enthalten die Gesamtmenge der aus dem Wasser abge­

trennten Radionuklide; deshalb müssen sie vor der Endlagerung in feste, 

kompakte Produkte, die nicht mehr leicht zerstreut werden können,verwan­

delt werden (siehe Tabelle 1). Traditionsgemäss werden diese Produkte mit 

zementr~zepturen verfestigt; durch die Zementzugabe wird aber das Volumen 

etwa verdoppelt. Beim Einrühren von Verdampferkonzentrat'en, Ionenaustau­

scherharzen und Schlämmen in heise Bitumen, verdampft das Wasser und die 

Abfälle werden im Bitumen fein verteilt. Eine Volumenreduktion ist mög­

lich, je nach Wassergehalt (z.B. durch chemische Vergiftung der Harze 

etwa 24 % weniger Volumen), oder durch Fixierung von Harzen in Kunst-

stoffe, z.B. durch Kopolymerisation von Styrolverbindungen und Divinylben­

zol. Alle diese Prozesse sind aber relativ teuer und die Brandgefahr ist 

nicht ausgeschlossen. Von der Praxis her sieht man, dass Ionenaustaus.cher­

harze den grössten Anteil der Betriebsabfälle (69%) bilden und sie bein­

halten bei der Fixierung nur etwa 30-50% an Feststoffanteil. Konzentrate 

und Schlämme haben bei der Fixierung einen Feststoffanteil von etwa 20-30%, 

sie machen aber auch nur ca. 8.2% der Abfälle aus (Tabelle 1). Auch feste 

radioaktive Abfälle werden soweit möglich in ihrem Volumen eingeengt; was 

brennbar ist, kann durch Veraschung im Verhältnis 1:60 im Volumen reduziert 

werden und mit Zement verfestigt. Nicht brennbare Abfälle können durch 

Pressen im Verhältnis 1:6 im Volumen reduziert und die Presslinge 

wieder mit Zementbrei ausgegossen werden. Alle erwähnten "klassischen" 

Fixierungsprozesse benötigen einen Zusatzstoff, welcher das Endprodukt-Vo­

lumen im allgemeinen vergrössert und entsprechend teuer und raumintensiv 

(vom KKW bis Endlager selbst) macht. Demzufolge ist die VolumenrEiduktion 

zu einem grossen Problem geworden, worauf sich die Entwicklung seit 1979 

konzentriert (USA, BRD, Italien, Japan, u.s.w.) 

2.1. Ziele der Volumenreduktion 

Die Ziele der Volumenreduktion sind vorallem für die KKWs, die Isotopen­

produktion und für verschiedene Forschungslabors interessant. All die Ab­

fälle sind schlussendlich in einem Zwischenlager und anschliessend in einem 

Endlager zu entsorgen. Wenn alle Abfälle in einem Endlager deponiert werden, 

ist es sinnvoller die Art Konditionierung und Verpackung und deren Gesamt­

volumen so zu optimieren, dass die Endlagerkosten minimiert werden. Dabei 

tauchen folgende Probleme an Zwischen- und Endlager auf: 
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- Betriebsdosis, Transportrisiken, regionale Infrastrukturbelastung, 

Endlagerkosten 

All diese Faktoren können durch die Abfallproduktionsverhältnisse im Fall 

Schweiz (siehe Tabelle 2.1) am besten betrachtet werden, z.B.: 

- KKW 660 Gewinde a 200 I/Jahr (40% des gesamten Abfalls), Basis:3 GWe 

- Forschung, Industrie, Medizin: 500 Gewinde a 200 1 (30% des gesam-

ten Abfalls) 

Addiert man die Anzahl an schwach- und mittel aktiven Abfällen (siehe 

Tabelle 2.2) und die zu erwartenden Abfälle aus der KKW-Stillegung und 

Wiederaufarbeitung in der Schweiz zusammen, erreicht man folgende Menge 

(Basis 120 GWa) : 
3 

- gesamtes Brutto-Volumen ca. 123' 000 m 

oder ca. 200'000 Gewinde a 200 1 + 4'500 Stillegungs-Containern 

Demzufolge geht die Entwicklung, vor allem in der BRD, in Richtung Ver­

besserung der Trennung von brennbarem und nicht brennbarem Abfall; be­

sonders unter dem Einsa~z von Kleinbehältern, um die Entscheidung zwischen 

Verbrennung und Verpressung zu erleichtern. Die neueste Entwicklung mit 

dem höchsten Reduktionsfaktor im Volumen ist die Trocknung der Abfälle ge­

kennzeichnet durch ihre Umschliessung im Behälter mit entsprechender Ab­

schirmung und Korrosionsresistenz (Clussbehäl ter) . 

3. Transport- und Lagerbehälter-Technologie 

3.1 Der Gussbehälter 

Die neue Art schwach- und mittelaktive Abfälle zu verpacken ist ein Trans­

port- und Lagerbehälter aus Sphäroguss (siehe Bild 1), welcher in der BRD 

entwickelt wurde und unter dem Namen MOSAIK und SAB bekannt wurde. Der 

Gussbehälter wird zur Verpackung von festen unfixierten SAA/MAA-Abfällen 

benötigt, z.B. 

- getrocknete Konzentrate, Pulver, Granulate, Asche, kontaminierte und 

aktive Teile, Stillegungsabfälle. 

Im Gegensatz zu den bisher üblichen Gebinden aus einfachen Verpackungen 

mit fixiertem Inhalt wird der sichere Einschluss der Abfälle durch die neue 

Verpackung gewährleistet. Prototypen der Behälter wurden Typ-B-Prüfungen 

(von der BAM in der BRD) unterzogen und besitzen im Vorgriff auf die ver­

schärften IAEA-Transport-Regulations-85 Typ-B Genehmigungen. Ebenfalls be­

sitzen die Gussbehälter die Zulassung in der BRD für die Einlagerung im 

Endlager Konrad. Der Grundkörper des Behälters besteht aus einem in einem 

Herstellunggang produzierten Gussstück, und der Innenraum ist. zylindrisch 
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(siehe Bild 1). Die glatten Oberflächen des Behälters sind mit einem 

dekontaminierbaren Farbanstrich versehen. Der Behälterkörper dient als 

Abschirmung, man kann aber auch je nach Bedarf eine zusätzliche innere 

Bleiabschirmung einbauen. Der Behälterkörper bildet zusammen mit dem 

Behälterdekckel und den zugehörigen Dichtungen die "dichte Umschliessung ll
• 

Darüber hinaus wird der Behälter mit einer Schutzplatte verschlossen, die 

den Behälterdeckel vor Verunreinigungen und mechanischen Einwirkungen 

schützt. Für Endlagerzwecke wird die Schutzplatte mit dem Behälterdeckel 

zusätzlich verschweisst. Der Behälter wird mit einem Gabelstapler sowie 

einem Kran transportierbar (ca. 7 t beladen) durch Anschlagen an 2 -3 Ring­

schrauben. Beim Transport auf öffentlichen Wegen wird der Behälter mit ei­

nem Stossdämpfersystem zu Verminderung' von Störfallfolgen ausgerüstet. 

3.2 Einsatz und Erfahrung 

Das KKW Biblis ist seit etwa 12 Jahren in Betrieb und hat bis Ende 1978 die 

SAA/MAA in den Endlagern "Asse H deponiert. Danach musste das KKW sich selbst 

und am Ort um die Abfall-Zwischenlagerung kümmern. Die neuen Abfallbehandlungs­

und Verpackungssysteme zeigten Ende 1979 die ersten konkreten Resultate. Ver­

schiedene Abfälle wurden weiterhin (ohne Fixierung) mit sehr grosser Volumen­

reduktion aufkonzentriert. Seitdem werden verschiedene Gussbehälter als 

Trockentransport und Lagerbehälter für verschiedene Sorten von Abfällen einge­

setzt. Auf diese Art kann das KKW Biblis (A und B) das Problem der Betriebs­

abfall-Zwischenlagerung bis ca. 1995 lösen. Danach sollte in das geplante End­

lager "Konrad", alle SAA/MAA-Abälle entsorgt werden. Die Abfallbehandlungs­

und Volumenreduktionsverfahren, über deren praktische Anwendung bei Biblis 

Kenntnisse vorliegen, sind durch zwei zusätzliche Verfahren erreicht worden: 

-Hochdruckkompaktieren und Trocknen 

Beim Kompaktieren wird eine 1'500-2'000 Mg-Hochdruckpresse für schwachaktive 

Abfälle eingesetzt, z.B.: Textilien, Papier, Kunststoffe, wobei je nach Ab­

fall ein Volumenreduktionsfaktor bis 5 erreicht wurde. Nachträglich wurden 

200-1-Fässer (500 Stück) mittels der mobilen 1'500 - Mg-Presse nachverdichtet 

(es sind alles veraschte Abfälle gewesen), so dass heute alle 200-1-Fässer 

mit pressbaren Abfällen sogenannte "Pellet-Fässer" sind. Zur Trocknung von 

Flüssigkeiten wie z.B.: 



- 412 -

- Verdampferkonzentrate, Ionenaustauscherharze, Filterkonzentrate 

und Schlämme 

wird das Trocknungs-Verfahren eingesetzt, welches die Verdampferkonzen­

trate durch Verdampfen trocknet. Das getrocknete Produkt wird in MOSAIK­

Behälter abgefüllt und hat einen Reduktionsfaktor von 12-20 gegenüber 

der Zementierung, d.h. starke Kostenreduktion und geringere Dosisleistung 

für das Betriebspersonal wird erreicht. Der Hauptanfall von Core-Bautei­

len fällt in Form abgebrannter Absorberelemente an. Weiterhin: Steuerele­

mente, Primärquellen, Drosselkörper und Incore-Messlanzen, werden unter 

Wasser abgetrennt und in Gussbehälter verpackt (evtl. Einsatz von Bleiab­

schirmung). Eine Zusammenfassung der jährlichen Abfallkonditionierung und 

entsprechende Volumenreduktion mit diesen neuen Verfahren sowie den Ein­

satz von Gussbehältern zeigen, dass das gesamte Abfallvolumen der KKW­

Biblis, durch einen Faktor von ca. 6.5 reduziert worden ist. 

4. Einsatzpotential von Gussbehälter und Ergebnisse 

Der optimale Einsatz von Trocknen und Hochdruckpressung, gekoppelt mit 

Verpackung in Gussbehältern, ermöglicht grosse Volumenreduktionen, welche 

Ersparnisse an Investitionen und Lagerbedarf bedeuten. Diese Erfahrungen 

sind auch interessant für die Schweiz, da die heutige installierte nukleare 

Kapazität (ca. 3'000 MWe) mit derjenigen von KKW-Biblis (2'600 MWe) vergleich­

bar ist. Setzt man die erwähnten Volumenreduktions-Verfahren wie in Biblis 

bei den schweizerischen Abfällen aus KKW-Betrieben (s. Tabelle 3) ein, re­

duzieren sich diese bei einem Faktor von ca. 5.6. Bei Wiederaufarbeitungs­

abfällen lässt sich kein Volumenreduktions-Verfahren einsetzen, da diese 

direkt aus dem Ausland fertig konditioniert geliefert werden (man könnte 

diese eventuell im Tausch von z.B. HAA minimieren). Bei Abfällen aus Medizin, 

Industrie, Forschung und Handel könnte man deren Volumen bei einem Faktor 2 

reduzieren. Die Abfälle aus der KKW-Stillegung könnte man heute bei einem Fak­

tor 1.5 im Volumen reduzieren. ZusammengefasstCs~Tabelle 3),könnte das Volumen 

der SAA!MAAbei etwa 28%~bis 66% im~ Endlager reduziert werden und entsprechend 

soviel auch im Endlag:er an Er$.t~ellungskosten eingespar:t wiiJrde;sehr w1chtig ist 

es auch, die Erhöhung der Sicherheit des Endlagers durch kleinere und kompak­

tere Lagerkavernen zU erreichen. Trotzdem sind die verschiedenen Wechselwir­

kungen zwischen Technologie und wirtschaftlichem Nutzverhältnis für den spezi­

fischen Fall Schweiz miteinzubehiehen. 
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TABELLE 1 
KKW - SAA / MAA - BETRIEBSABFAELLE 

IN DER SCHWEIZ PRO JAHR 

Annahme: 3 GWe (KKB, KKG, KKL, KKM) 

Abfall- Abfallart Verfesti- Anzahl Abfall Feststoff VoI. 
sorte gungs- 200-Fass brutto anteil Anteil 

matrix /a (m3/a) (%) Total % 

1A Pulverharze Zement 925 198.0 30-40 47.1 
-KRA-

IB Pulverharze Zement 75 16.1 30-40 3.8 
-RWR-

1C Kugelharze Zement, 195 41.6 40-50 9.9 
Polystirol, 
Bitumen 

2B Konzentrate Zement, 160 34.3 20-30 8.2 
u. Schlämme Bitumen 

3 Filterkerze Zement 14 3.0 0.7 
4 Abluftfilter- Zement 16 3.5 0.8 

kasten 
5A unbrennbar Zement 162 34.7 8.3 
SB pressbar, Zement 153 32.8 pressbar 7.8 

unbrennbar 
6 brennbar Zement 100 21.4 5.1 
7 BE-Kasten Zement 51 10.9 2.6 
8 Incore- Zement 19 4.0 1.0 

Lanzen 
9 Vergiftungs- Zement 93 20.0 4.7 

bleche,u.iI, 
Total 1963 420.3 100.0 

TABELLE 2.1 
VOLUMINA DER SCHWACH- UND MITTELAKTIVEN ABFAELLE IN DER 

SCHWEIZ (pro GWe/a), fixiert wie bisher 

Abfallart Brutto-Volumen Netto-Volumen Anzahl 
(m3) (%) (m3) (%) 200 I-Fass 

KKW-Betrieb 140 17 125 23 660 
Wiederauf-
arbeitung 200+ 24 72 13 345 
KKW -Stillegung 400 47 268 50 144 
Forschung, Me-
dizin,Industrie, 
Hilndel 107* 12 73 14 500 
Total 847 100 538 100 1649 

*Mengenanfall pro Jahr; +nach NGB-85-02 
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TABELLE 2.2 
VOLUMINA DER SCHWACH- UND MITTELAKTIVEN FIXIERTEN ABFAELLE 

IM ENDLAGER TYP B IN DER SCHWEIZ (BASIS 120 GWa) 

Abfallart Brutto-Volumen Netto-Volumen Anzahl 
(m3) (%) (m3) (%) 200 I-Fass 

KKW-Betrieb 17'000 14 15'200 22 80'000 
Wiederauf-
arbeitung 48'000 39 17'300 24 83'000 It 
KKW -Stillegung 50'000 41 33'300 47 2'250 
Forschung, Me-
dizin,Industrie, 
Han!.!~1 7'500 6 5'110 7 35'000 
Total 122'500 100 70'910 100 198'000 

+ 4'500 SC 

* Stillegungs-Container (SC) 
OlL" 1 

8nweg-Abfallbehälter 

MOSAIK 1I- GNS 



- 415 -

TABELLE 3 
EINFLUSS DER GESAMTEN VOLUMENREDUKTION SAA/MAA ABFAELLE AUF 
DIE ENDLAGER ERSTELLUNGSKOSTEN DURCH DEN EINSATZ VON THG- UND 

VHP-VERFAHREN* 

nukleare Szenario 3 GWe (120 GWa) 

Volumenreduktion wie bisher (nach THG und VP)* 
ab 1992 bis 2050 

Abfallart, ~ 
Brutto-VoI. A B C D 
(m3) 

KKW-Betrieb 17'000 17'000 3'000* 3'000* 
WA-Reprocess. 48'000 0+ 48'000 0+ 
MIFH-Medizin,usw. 7'500 7'500 3'800* 3'800* 
KKW-StiIIegung 50'000 50'000 33'500* 33'500* 

total 122'500 74'500 88'300 40'300 

Anzahl Lager-
kavernen 10 6 7 3 

Ausbruchkubatur 0.61 0.37 0.44 0.20 
(106m3) 

Erstellungs-
kosten - -39 -28 -66 
Reduktion 
gegenüber Fall A (%) 

*{THG: Trocknung, Hochdruckpressung und Gussbehälter 
VHP: Verbrennung und Hochdruckllressung inkl. Zementierung 

+ Es wurde angenommen, dass die SAA / MAA aus der Wiederaufarbeitung durch 
Tausch minimal werden können. 
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UMSATZ VON ELEMENTAREM TRITIUM DURCH NATUERLICHE BOEDEN 

H. Förstel 

Kernforschungsanlage • 

D-5170 Jülich 

JÜlich. 

Sowohl in )wnventionellen 

Radioagronomie, Postt'ach 1 9 13. 

Anlagen Realnoren, '.VAA. 

Versuchseinrichtungen ) als auch voraussichtlich bei der Anwendung 

der Fusionstechnologie kann elementares Tritium HT an die 

Umgebung abgegeben werden. Im Gegensatz zum tritierten Wasser 

HTO, dem eine hohe Radioto:;izitttt zugeordnet wird, sieht man HT 

als wesentlich weniger radiotoxisch an. Die Löslichkeit von H'1' im 

Gewebswasser ist sehr gering. Doch unterliegt freigesetztes HT nicht 

in der Luft, sondern in den oberflächennahen SchiChten des Bodens 

rasch einer Oxidation zu HTO. katalysiert durch Enzyme. Die 

Organismen, die diesen Umsatz ]{atal~'sieren, setzen ansonsten den 

bei der Nitrifizierung frei werdenden Wasserstoff um. Dabei hängt 

die Geschwindig),eit dieser Aufnahme, gemessen als Depositiom·­

geschwindigkeit, nicht von der Bodentemperatur, sonelern elem Gehalt 

an organischer Substanz und eiern zur Diffusion verfügbaren 

Porenraum ab 
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Bodenproben werden in Stechzylindern ungestört im Freiland 

entnommen und können leühl, vor Austrocknung geschützt gelagert 

lI'erden, ohne da~ sich die DepositionsgesCh\\'indig]eeiT von HT 

statistisch sicherbar ändert, Das Reaktionsprodukt HTO verdünnt 

sich rasch im Bodenwasser, Daraus, und nicht dire]a, ]eann es mit 

einer Rate von etwa 1 0' vv pro Woche in die Biomasse des Boclens 

eingebaut werden, Stimuliert man die Biosynthese durCh GJucose­

Zugabe, so erhöht sich der Tritium-Einbau, 

Die Depositionsgeschwindigkeit von Ac!eerböden wird durch deren 

Wassergehalt bestimmt, Nach einem Maximum der HT-:\ufnahme im 

Sommer sättigen die Regenfälle im HerbsT den Boden, der praletisch 

den Winter über bis ins späte Frühjahr verschlossen wird, 

Verschiedene Bodennutzungen verursachen auch ein unterscltiec!liche,· 

Verhalten. Der humusreiche Waldboden nimmt im Gegensatz zum 

Ac!eerboden HT das ganze Jahr über intensiv auf. \'ergleicht man 

ne oeneln ander liegende Me~stel!en des seiDen . Bodens 

verschiedener Nutzung. so zeigt sich der Einnu~ der Boden-

bearbeitung sehr deutlich. Die Depositionsgesc!nvindigleeiten stehen 

t'ür Acker Weide : Wale! im Verhiiltnis wie 1 : 2 : 10 ( Beob-

achtungen über eine Fläche mit dem Radius 5 lun um die KF.". ). 

Die im La/lor gemessenen DepositionsgesCh\\'indigkeiten \'.'ul'den mit 

Messungen im Freiland überprüft ( Freisetzungshöhe .. 0 m. HT ). 

Auch dabei hat sich nicht nur bestätigt, daß Boden die wiclnigste 

Sen!ee I'ür HT ist, sondern auch claß die Labormessungen die Werte im 

Freiland wiederspiegeln. Das Real(tionsdprodukt HTO 'I'ird mit einer 

anfänglichen Rate von 1 5 °'0 pro Stunde je nac.h Boden und 

Witterung wieder an die Luft zurüclegegeben. Dabei ist die 

Windgeschwindigkeit der entscheidende Faktor. 
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ERFAHRUNGEN BEI DER STRAHLENSCHUTZUBERWACHUNG IM SALZBERGWERK ASSE 

I. Müller-Lyda, R. Stippler 

Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung mbH 
Institut für Tieflagerung, Theodor-Heuss-Str. 4, Braunschweig 

1. Einleitung 

Das Salzbergwerk Asse bei Wolfenbüttel in Ostnledersachsen wird seit 1965 als 
Versuchsanlage zur Entwicklung von Methoden und Techniken zur sicheren Endlage­
rung radioaktiver Abfälle in Salzformationen betrieben. Im Rahmen dieser Arbei­
ten wurden von 1967 bis zum Ablauf der Einlagerungsgenehmigung Ende 197B insge­
samt ungefähr 124.500 Gebinde mit schwachradioaktiven Abfällen (LAW) und 
1300 Fässer mit mittelradioaktiven Abfällen (MAW) in leerstehende Abbaukammern 
eingelagert. Dabei wurden das Betriebspersonal, das Bergwerk und die Umgebung 
der An lage entsprechend den gesetzlichen Vorschriften und den Auflagen der Ge­
nehmigungsbehörde strahlenschutzmäßig überwacht. Die anfangs gewählten Einlage­
rungstechniken wurden .angesichts des steigenden Abfallaufkommens und unter Ver­
wendung neuer Abfallgebinde so weiterentwickelt, daß unter den gegebenen techni­
schen Randbedingungen eine strahlenschutztechnische Optimierung erreicht wurde. 

2. LAW-Einlagerungstechniken 

Abgesehen von der Dosisleistung an der Oberfläche der Abfallgebinde bestimmt im 
wesentlichen die Art der Handhabung die Dosis des Betriebspersonals. Im folgen­
den wird daher kurz auf die verschiedenen Einlagerungstechniken eingegangen. 

2.1 Senkrechtes Stapeln 

In den ersten Einlagerungskampagnen wurden die 200 l-Abfallfässer vertikal in 
drei oder vier Lagen übereinander gestellt. Zwischen den Viererreihen blieben 
anfangs schmale Gänge für Kontrollen frei. NaChteilig waren die aufwendige Vor­
bereitung der Standflächen und die unvollständige Raumausnutzung. 

2.2 Horizontales Stapeln 

Ab 1969 wurden 200 l-Abfallfässer horizontal gestapelt, wobei später die Anzahl 
der Lagen mit Hilfe eines Auslegerkrans mit Faßgreifer der Kammerhöhe angepaßt 
wurde. Seit 1973 wurden auch Verlorene Betonabschirmungen (VBA) liegend gesta­
pelt. 

2.3 Abkipptechnik 

Seit 1974 wurden Abfallfässer aus der Frontschaufel eines Fahrladers über eine 
Böschung abgekippt. Von Zeit zu Zeit wurden die verbliebenen Hohlräume mit Salz­
haufwerk verfüllt, bis eine abschi rmende befahrbare Salzüberdeckung entstand. 
Dieses Verfahren stellte zwar höhere Anforderungen an die Stabilität der Abfall­
fässer, hat sich jedoch unter den Betriebsbedingungen des Salzbergwerkes Asse 
als optimal erwiesen. 
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3. MAW-Einlagerungstechnik 

Mittelradioaktive Abfälle wurden ab 1972 teilweise in Sarrme1abschirmbehältern 
angeliefert und mußten dann in der Schachthalle in einem dafür abgegrenzten Be­
reich in Einzelabschirmbehälter umgeladen werden. Die bis zu 10 t schweren Ein­
ze1abschirmbehä1ter wurden in die Beschickungskarrmer transportiert und dort mit 
der Beschickungskrananlage auf dem Strahlenschutzschieber der Beschickungsboh­
rung abgesetzt. Nach gleichzeitigem öffnen des Schiebers und des Behälterbodens 
wurde das 200 1-Abfa11faß mittels Faßgreifer in die darunter befindliche, nicht 
betretbare Lagerkammer abgesenkt. 

4. Betriebliche Strahlenschutzmaßnahmen 

Die Aufgaben des betrieblichen Strahlenschutzes umfassen neben administrativen 
Maßnahmen eine Vielzahl von Messungen und Kontrollen. Hier soll insbesondere auf 
die Personendosisüberwachung , Kontaminationskontrollen , Dosi s lei stungsmessungen 
und Aktivitätskonzentration in der 6ruben1uft,eingegangen werden. 

4.1 Personendosisüberwachung 

Die gesamte untertage eingesetzte Belegschaft wird ständig mit Filmdosimetern 
überwacht, die von einer amtlichen Meßstelle monatlich ausgewertet werden. Zu­
sätzlich trug das Einlagerungspersonal Stabdosimeter zur jederzeitigen Ab1esung. 
Die Stabdosimeter wurden routinemäßig wöchentlich abgelesen und wieder aufgela­
den. Die amtlichen Meßwerte ergaben im Jahr 1972 als größte Individualdosis 
16,B mSv/Jahr und 4,5 mSv in einem Monat. Wie der Tabelle 1 weiter zu entnehmen 
ist, war der Anteil von LAW-Behä1tern mit einer Oberflächendosisleistung 
> 2 mSv/h im Jahre 1972 auf 6,5 % angestiegen. 

Der Beitrag zur Personendosis durch die Handhabung der verhältnismäßig geringen 
Anzahl von mittel radioaktiven Abfallgebinden war stets so gering, daß er nicht 
getrennt erfaßt wurde. Er wird daher bei den folgenden Betrachtungen gegenüber 
der Dosis bei der Handhabung von schwachradioaktiven Abfällen vernachlässigt. 

Durch die Einführung der Verlorenen Betonabschirmung (VBA) im Jahr 1973 wurden 
die Dosisleistungen an den Abfallbehältern kleiner, und die Einlagerung von Fäs­
sern nach der Versturztechnik ab 1974 brachte eine weitere Reduzierung der 00-
sisbe1astung des Personals mit sich. Noch deutlicher wird dies, wenn man die 
Kollektivdosis des Einlagerungspersonals auf die Zahl der eingelagerten Abfall­
behälter bezieht (vgl. Abb. 1). Trotz ansteigenden Abfallaufkorrmens konnte die 
mittlere Kollektivdosis von 13 auf weniger als 2 man .. Sv pro eingelagertem 
LAW-6ebinde gesenkt werden (vg1. Tab. 1). 

Für das Jahr 1978, in dem ca. 30.000 Behälter eingelagert wurden, sind die ge­
messenen Personendosen den unterschiedlichen Arbeitsbereichen zugeordnet worden 
[1]. Danach war die Dosisbelastung des Personals beim Abladen in der Lagerkarrmer 
deutlich höher als bei anderen Arbeitsvorgängen. Aus Tabelle 2 ergibt sich die 
mittlere 6esamtdosis für das Einlagerungspersonal zu 6,4 man .. Sv pro gesta­
pelter VBA gegenüber 0,35 man .. Sv pro abgekipptem Faß. Bezogen auf die be­
seitigte Abfall-Aktivität ist die Dosisbelastung beider Einlagerungstechniken 
jedoch annähernd gleich groß. 
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Elnlagerungs- olngelagerl. Do.isloi.'ung In mSv/h on der Oborfläche max. PerIonendosis 
zeitraum Bohölter Angaben In % der Bohälter In mSv 

.0,01 .0,1 ., .2 .2 im Monat im Jahr 

April 67-Juli 67 1722 77 18 5 0,1 0,' 

Okt. 67-Apr. 68 2604 39 39 20 2 2,7 

Nov, 69-Mär.70 3127 23 36 29 7 5 2,5 

Jan. 71-JuIl 71 2875 21 31 36 10 2 3,0 

Nov .• Dez. 11 1978 75 20 5 2,7 

1972 8074 \ 86 7,5 6,5 4,5 16,8 
1973 12231 92 4 4 4,1 10,9 
1974 10606 112 4 , 1,2 7,0 
1975 17164 115 3 2 1.6 6,8 
1976 14456 117,5 1,5 1,0 0,9 5,8 
1977 19081 t8,1 1,4 .0,5 2,2 7,6 
1978 30579 97,6 , ,6 0,8 2,6 9,1 

Tabelle 1: Dosisleistung an der Oberfläche der schwachradioaktiven Abfallgebinde 
und maximale Personendosis beim Einlagerungsbetrieb im Bergwerk Asse 

Betriebsort eingesetzt.es Kollektivdosis (man mSv) 
Persona 1 gesamt 24000 fässer 6600 VBA 

(Mannjahre) 

Schachthalle 2 20,20 5,40 14,80 

fU110rt 1 8,25 2,20 6,05 

Transport 1 1,75 0,85 0,90 

lagerkammer 2 20,65 --- 20,65 

Summe: 6 50~85 8 45 42 40 

Tabelle 2: Kollektivdosis fUr verschiedene Arbeitsbere1che 1m Jahre 1978 
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4.2 Kontaminationskontrollen 

Die äußerliche abwischbare Kontamination der ange11eferten Abfallbehälter sollte 
gemäß den Annahmebedingungen [2] nicht größer sein als die Grenzwerte der Strah­
lenschutzverordnung für Arbeitsgegenstände in betrieblichen Uberwachungsberei­
ehen (3,7 BQ/cm2 bei Beta/Gamma-Strahlern und 0,37 BQ/cm2 bei Alpha-Strah­
lern). Bei der Eingangkontrolle wurden diese Werte stichprobenartig durch Wisch­
test überprüft, ohne daß sich nennenswerte Beanstandungen ergeben hätten. Als 
wirkungsvoller erwies sich die Ausmessung der entladenen Transportfahrzeuge und 
der Flächen, auf denen die Behälter vorübergehend abgestellt wurden. 

Zur Kontaminationsüberwachung des Einlagerungspersonals waren an den Ausgängen 
der verschiedenen Arbeitsbereiche Hand-Fuß-Kleidennonitore aufgestellt, die vor 
dem Verlassen dieser Bereiche benutzt wurden. Täglich, nach Beendigung der Ein­
lagerung, wurden alle Bereiche, in denen radioaktive Abfälle gehandhabt worden 
waren, ausgemessen. Im Mittel wurden pro Jahr 25 Kontaminationen an Transport­
fahrzeugen und Betr1ebseinrichtungen festgestellt (Tabelle 3), die bis auf drei 
Ausnahmen durch Beta-Strahler verursacht wurden. Die Kontaminationen konnten in 
der Regel durch eigenes Personal beseitigt werden, ohne daß dadurch Verzögerun­
gen im Einlagerungsbetrieb auftraten. 

Jahr Eingela- Anzahl Max. Höhe Max. Fläche Deko-Abfa 11 
gerte 

BQ/cm2 m2 m3 Behälter 

1971 1978 23 74 2 0,4 

1972 8074 48 37 3 0,8 

1973 12231 53 370 250 30 

1974 10606 19 150 10 0,8 

1975 17164 6 20 0,6 0,1 

1976 14456 9 110 1,5 0,2 

1977 19081 24 30 3 0,4 

1978 30579 26 220 6 1,0 

Tabelle 3: Kontaminationen bei der Einlagerung schwachradioaktiver Abfälle im 
Salzbergwerk Asse von Nov. 1971 b1s Dez. 1978 

4.3 Dosisleistungsmessungen 

Zur Uberprüfung der von den Ablieferern gemachten Angaben über d1e Dosisleistung 
an der Oberfläche und der Kennzeichnung der Behälter wurden diese Werte stich­
probenartig kontrolliert. Die Messung erfolgte teilweise direkt beim Ausladen, 
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sonst nach dem Abstellen 1n der Schachthalle m1t tragbaren Geräten. An den stän­
d1gen Umschlagorten (1n der Schachthalle, den Füllörtern und der MAW-Beschik­
kungskammer) waren Dos1s1eistungsmeß': und -warngeräte fest 1nstalliert. Die 
Warnschwellen bei 0,02 mSv/h bzw. 0,1 mSv/h haben sich dabei als zweckmäßig 
erwiesen. 

4.4 Aktivitätskonzentration in den Grubenwettern 

Entsprechend den Annahmebedingungen lagen die Abfälle 1n fester, trockener Form 
oder 1n Bindemitteln f1xiert vor und wurden 1n technisch d1chten Behältern ver­
packt. Mit der Freisetzung größerer Mengen an radioaktiven Stoffen war daher 
beim normalen Einlagerungsbetrieb nicht zu rechnen. Dies hat s1ch in den mehr 
als zehn Betriebsjahren bestätigt. 

Aus den Abfällen können jedoch Gase und Dämpfe entweichen, die möglicherweise 
radioaktive Stoffe enthalten. In Frage kommen z. B. gasförmige Zerfallsprodukte 
(Radon), Tritium in Form von HTO oder andere Radionuklide, die in dampf- oder 
gasförmigen chemischen Verbindungen vorkommen (z. B. C 14). 

Die luft innerhalb des Grubengebäudes wird daher auch heute noch regelmäßig auf 
ihren Gehalt an radioaktiven Stoffen untersucht. Schwerpunkte der überwachung 
sind die betretbaren Einlagerungskammern und die Abwetterströme. Die Routinemes­
sungen erstrecken sich auf die kurz- und langlebige Aeroso1aktivität und den 
HTO-Geha1t der Wetter. Stichprobenweise wurden auch Bestimmungen von Einzelnu­
kliden der Aerosole und C 14 durchgeführt. In den Jahren der Einlagerung wurde 
arbeitstäglich mindestens eine Probe genommen und ausgewertet. 

In Tabelle 4 sind typische Meßwerte der Aktivitätskonzentrationen der luft in 
wichtigen untertägigen Arbeitsbereichen zusammengestellt und daraus die maximale 
Aktivitätszufuhr bei einem Inhalationsvolumen von 2500 m3 pro Jahr abgeleitet. 

Radionuklid kurzleb. Aerosole langleb. Aerosole HTO C14 
MeBstelle (Rn 222) 

Füllort 750 22 < 0,012'" 37 -

Kammer 71750 (VBA) 150 < 0,012'" 370 2 

Kammer 21750 
( Fässer) 15 < 0,012'" 1100 15 

max. Inhalation 
(Bq/a) 3,8 • 105 < 30 2,8.106 3,8.104 

JAZ-Grenzwert für 
Kat.A-Personen 
(Bq/a) 2,1 • 107 3,5 • 103 4,5.108 3,2.108 

max. Inh./JAZ (%) 1,4 < 1 0,6 0,01 

Tabelle 4: Aktivitätskonzentration der luft 1n verschiedenen Arbe1tsbereichen 
1m Salzbergwerk Asse im Jahre 1978 (Bq/m3) und abge1e1tete 
max1ma1e Aktiv1tätszufuhr. ("'=Hachweisgrenze) 
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Vergleicht man die errechneten Inhalationen mit den Grenzwerten für beruflich 
strahlenexponierte Personen der Kategorie A (entsprechend 50 mSv, bezogen auf 
den Ganzkörper), so erkennt man, daß die Inhalationsdosen gegenüber der externen 
Strahlenexposition vernachlässigbar waren. Die Erfahrungen haben auch gezeigt, 
daß die Bewetterung entsprechend den bergbauspezifischen Vorschriften nie zu be­
denk 1 i chen Aktivi tätskonzentrat ionen fUhrte und ei ne gesonderte Abwetterführung 
aus Strahlenschutzgründen nicht erforderlich war. 

5. EmissionsUberwachung 

Weil aus dem Bergwerk routinemäßig keine Abwässer abgeleitet werden, stellt die 
Abluft für diese Anlage den einzigen Emissionspfad dar. Seit 1971 wird die Ab­
luft des Bergwerkes Uber eine kontinuierliche Sammlung der Aerosole aus einem 
Teilstrom und Messung der kurz- und langlebigen Aerosolaktivität überwacht. Das 
Programm zur Emissionsüberwachung [3] wurde dann zunächst durch stichprobenarti­
ge und anschließend kontinuierliche Probenahme mit Molekularsiebsammlern und mo­
natlichen C 14- und Tritiummessungen ergänzt. Gegenwärtig wird die Emissions­
überwachung in Anlehnung an die Richtlinie des BMI unter Beteiligung einer unab­
hängigen Meßstelle durchgefUhrt. 

Die Diagramme in Abb. 2 geben für die Jahre 1978 - 1986 die gemessenen Jahres­
emissionen fUr den Abwetterpfad wieder. Radionuklide, die bereits mit der 
Frischluft eingebracht werden (z. B. Be 7 und Fallout-Radionuklide), wurden 
ebenfalls nachgewiesen, blieben aber unberücksichtigt, wenn die Konzentration in 
der Umgebung im gleichen Zeitraum höher war. Aus den Diagrammen ist ersichtlich, 
daß die Abgabe von Radionukliden aus der Uran/Radiumzerfallsreihe (kurzlebige 
Aerosole und Pb 210) nur geringen Schwankungen unterliegt. Im Gegensatz dazu ist 
die Abgabe von Tritium und 14C02 stark rückläufig [4]. 

Die aus den gemessenen Emi ssionen berechnete potentielle Strahlenexpos ition an 
der ungünstigsten Einwirkungsstelle in der Umgebung lag in den Jahren 1984 -
1986 im Bereich zwischen 15 und 20 IISv/Jahr für den Ganzkörper und wird zu 
etwa 70 % durch Pb 210 verursacht [4]. 

6. Zusammenfassung 

Die bei der Einlagerung von radioaktiven Abfällen im Salzbergwerk Asse durchge­
führten Messungen zur Strahlenschutzüberwachung zeigen, daß die Direktstrahlung 
von den Abfa llgebi nden den größten Anteil der Strahlenexposition des Einlage­
rungspersonals ausmachte. Durch Verbesserungen der Einlagerungstechnik, der Ein­
fÜhrung der Verlorenen Betonabschirmung und durch wachsende Routine des Einlage­
rungspersonals konnte trotz steigenden Abfallaufkommens die mittlere Kollektiv­
dosis auf weniger als 2 man IISV pro Gebinde gesenkt werden. 
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Abb. 1: Jährliche ~ollektivdosis des Einlagerungs­
personals bezogen auf die eingelagerten Ab­
fallmengen 
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Wirtschaftliche Aspekte der Entsorgung 

F. Stalder 

Eidg. Institut für Reaktorforschung Würenlingen 

Einführung 

Die Kosten jeder Art einer Entsorgung werden primär bestimmt durch die an sie 
gestellten Anforderungen. Eine unkontrollierte Deponie z.B. in einer ausgebeute­
ten Kiesgrube, wie in friiheren Jahren noch gang und gäbe, verursachte praktisch 
keine Kostell. Heute sind solche Methoden unzulässig. 

Allerdings variieren die Ent,sorgungskosten pro Einheit um mehrere Grössenord­
nungen, je nachdem ein sicherer Einschluss über den gesamten Gefährdungszeit­
raum unter Zugrundelegung hypothetischer Störfälle gefordert wird oder eine Ver­
dünnung und Verteilung in die Umwelt in einem definierten Rahmen zugelassen 
wird. In der öffentlichen Meinung, die sich deutlich in der politischen Auseinander­
setzung wiederspiegelt, werden die Anforderungen für die verschiedenen Abfallstof­
fe und deren Konditionierung subjektiv, weitgehend ohne Einbezug der den Stoffen 
anhaftenden Gefährdung oder des verbleibenden Risikos nach der Entsorgung, un­
terschiedlich definiert. So wird für radioaktive Stoffe ein sicherer Einschluss übel' 
den, durch die physikalisch gegebene Halbwertszeit definierten, gesamten Gefähr­
dungszeitraum gefordert, während für andere, chemisch toxische Stoffe mit ähn­
lichen Auslaugeigenschaften, der Eintritt in den biologischen Kreislauf toleriert 
wird, Diese subjektive Beurteilung folgt keinen mathematischen Regeln. 

Es wäre in diesem Zusammenhang auch erforderlich, einheitliche Beurteilungs­
grundlagen, für die Ermittlung der Letaldosen, der Langzeitwirkungen und der 
zumutbaren Zusatz belastungen für alle schädigenden Stoffe zu schaffen. 

Die der Bevölkerung zugemutete Zusatzbelastung radioaktiver Bestrahlung liegt 
im Bereich der Messungenauigkeit der natürlichen Dosis. Beispiel 

10 mremjJahr max. Individualdosis aus Endlager 
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Im chemisch toxischen Bereich liegt die zugemutete Zusatzbelastung in einem 
Bruchteil der Letalmenge. Die Schädigung unterhalb der Letaldosis wird in der 
Oeffentlichkeit noch nicht intensiv diskutiert. 

In diesem Rahmen müssen auch Kostenvergleiche gesehen werden. 

Heutige Kosten 

Es ist nicht möglich, anhand einer "Preisliste" für jede Art von Abfall und de­
ren Entsorgungsverfahren die Kosten darzulegen. Zu viele, fallweise festzlllegen­
de Faktoren beeinflussen die Aufwendungen. Zudem muss eine weit verbreitete 
Verunsicherung festgestellt werden; Deponien und Entsorgungsanlagen werden ge­
schlossen; Spezialabfälle werden gestapelt; Sanierungen und Altlasten sind oft 
gehörte Begriffe. Teils wird die Entsorgung, unabhängig von Risiko betrach tungen 
und finanziellen Aspekten, völlig verhindert, im nuklearen wie im konventionellen 
Bereich, was sich nachhaltig auf die Preise auswirkt. 

Unter Berücksichtigung dieser Unsicherheiten sollen einige heutige Kostenbeispiele 
dargelegt werden: 

Verbrennung von gemischtem Hausmüll in einer 
Kehrichtverbrennungsanlage, unsortiert SFr. 53.- / to 

Verbrennung von Sondermüll SFr. 1'000.- 2'000.- /to 

Verbrennung von radioaktiven, sortiert.en 
Abfällen ink!. Sortierung und Konditionierung SFr. 20.- /kg 

Grünabfuhr (Gart.enabfälle) und Rückführung 
in die Landwirtschaft exk!. Transport. (ca. 0,3 t.o/m3

) SFr. 23.- /m3 

Konditionierung allg. schwachakt.iver Abfälle je 
nach Art der Stoffe und der Nuklide (s. Anhang) 

ca. SFr. 500.- /Fass 

Für die Aufbereitung von mit Quecksilber- und Insektiziden kont.aminierten Erd­
reich (von einem Brandunglück) wird mit. Aufbereitungskosten bis SFr. l'000.-/m3 

gerechnet.. 
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Deponie in offener Grube, Auszug aus einem Tarif 

KI I 
Ir 
III 
IV 
V 

Aushub-Material, Kies, Sand, Erde 
Sperrgut 
Kunststoffe, oel- u. benzinhaltiges Material 
Stinkige Ware, Kläralllagen- und Sandfanggut 
Altpneu und Gummiabfälle 

gratis 
16.-/m3 

25.-/m3 

30.-/m3 

40.-/1113 

Endlagerung schwachradioaktiver Abfälle durch Tiefsee-Versenkung (bis 1982). 

Gesamtkosten ink1. Transport, ~ l'OOO.-/to 
Verlad und Versenkung (ohne Konditionierung) 

Für die Deponie radioaktiver Abfälle wird heute gerechnet mit Kosten in der Höhe 
VOll 

(z.B. Grube Konrad) DM 4'000.-/m3 

Endlager in geologischen Formationen in der Schweiz: 

Es bestehen noch keine Encllagerprojekte, sonde1'lllediglich Mach­
barkeitsnachweise für eine sichere Endlagerung. 

Wie die bisherigen Erfahrungen zeigen, sind die Lagervolumen 
unabhängigen Kosten für Vorabklärungen, Studien und Sondie­
rungen zur Erlangung der Baubewilligung im Verhältnis zu den 
effektiven Lagererstellungskosten sehr hoch. Schätzungen gehen 
in Richtung 1:1. 

Ueberschlagsmässige Ueberlegungen führen zu Endlagerkosten bis 
mehrere l'OOO.-/to, je nach Art des Abfalles. 

Endlagerkosten in Ba1'llwell, USA, Oberflächendeponie: Die Kosten sind abhängig 
von der Aktivität. Beispiele: 

schwachaktiv 
100 Ci 

50'000 Ci 

27 $/ft3 ink1. 10 $ Taxen 
3'000.- $ 

100'000.- $ 

Alle diese Kostenangaben sind sehr ungewiss und können kurzfristig grössere Aen­
derungen erfahren. 

Insbesondere in der Schweiz sind aufgrund neuer gesetzlicher Anforderungen wie 
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Luftreinhalteverordnung, Bundesgesetz über den Umweltschutz und Verordnung 
über den Verkehr mit Sonderabfällen wesentliche Kostellsteigerungen zu erwarten. 
Für die Verarbeitung radioaktiver Abfälle wird nun eine neue Konditionierungs­
und Verbrennungsanlage evaluiert. Die Verbrennungskosten werden, mit Einbezug 
der Kapitalkosten und durch eine zweistufige Abgaswäsche und HEPA-Filtrierung 
erhöhten Betriebskosten, etwa verdoppelt. 

Auch wenn all diese Kostenschätzungen sehr ungewiss und ungesichert sind, muss 
doch der Verarbeiter von Abfällen für seine Vel'fahrensoptimierungen von festen 
Kosten-Annahmen ausgehen, um Optimierungsabschätzungen durchführen zu kön­
nen. 

Optimierung im radioaktiven Bereich 

Die Schweiz. Sammelstelle für alle rad. Abfälle aus Forschung, Medizin, Inc!u­
strie und Handel" die Abteilung Radioaktives Abfallwesen im Eidg. Institut für 
Reaktorforschung in Würenlingen, ist verant,wortlich für die Verarbeitung und 
endlagerfähige Verpackung der radioaktiven Abfälle. Bis 1982 wurden die endkon­
ditionierten Abfälle durch Versenkung in der Tiefsee an einem genau definierten 
Ort endgelagert. Dabei war das Volumen von sekundärer Bedeutung, mit der Ze­
mentierung wurde eine niedrige spezifische Aktivität erreicht. 

Da mit der Endlagerung in geologischen Formationen das Volumen aus Kosten­
gründen eine prioritäre Bedeutung erhält, werden nun teurere Verfahren ange­
wendet, die ein geringeres endzulagerndes Volumen ergeben. Die für ein teureres 
Verfahren zulässigen Kosten sind abhängig von den dannzumal eingesparten End­
lagerkosteIl. 

Für die finanzielle Beurteilung werden insbesond,ere folgende Kostengrundlagen 
angenommen: 

• Herstellung einer Abfallmatrix 1lnd deren 
Verpackung in ein 200 I Stahlfass 
Durchschnittliche Totalkosten: 600.-/Fass 

• Zwischenlagerkosten bis zur Endlagerung 
einschliesslich Transport und Ueberwachung 500.-/Fass 

• Endlagerkostenschätzung der 
Schweiz. Sammelstelle für schwach- und 
mittelaktive Abfälle l'800.-/Fass 
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Damit darf etwa 2'500.- bis 3'000.- aufgewendet werden, um ein endlagerfähiges 
Fass a 200 I "zu vermeiden". 

Für mittelaktiven Abfall in 1 '000 I-Betoncontainer kann mit folgenden Ko.sten 
gerechnet werden: 

Konditionierung und Verpackung ink!. Behälter 1 '250.-

Zwischenlagerkosten 2'000.-

Endlagerkosten 7'000.-

Die schweiz. Sammelstelle entwickelt nun im Rahmen dieser Grenzkosten bessere 
Verfahren und neue Techniken, um die zu entsorgenden Abfallmengen zuminimie­
ren, die Toxizität zu reduzieren oder mindestens den Eintritt in den biologischen 
Kreislauf möglichst zu verhindern. 

Bezüglich volumenbezogener Optimierung bestehen insbesondere folgende Verfah­
ren: 

(a) radiologische Volumen-Optimierung: 
Die verschiedenen Abfälle sind so zusammenzustellen und zu einer Ab­
fall-Matrix zu verfestigen, dass die zulässige Grenzkonzentration tlll­

ter Berücksichtigung der nuklidspezifischen Eigenschaften ausgenützt, 
aber nicht überschritten wird. Besonders geeignet für die Matrix-Bei­
mischung sind radioaktive Flüssigkeiten oder Schlämme. 

(b) Dekontamination von Stahl zur Wiederverwendung, je nach Restkon­
tamination innerhalb dem Kontrollbereich oder ohne weitere Auflagen. 

(c) Dekontamination von festen Abfällen unterhalb festgelegter Richtwerte 
für die freie Beseitigung 

(d) Hochdruckverpressung nicht brennbarer Abfälle 

(e) Verbrennung oder Verschlackung aller organischen Abfälle 

Bei all diesen Optimierungsmassnalllnen ist die spezifiziel·te Qualität des wieder zu 
verwendenden Materials beziehungsweise des Endlagerproduktes zu gewährleisten. 
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Nicht nukleare Abfall-U eberlegungen 

Auch für die nicht nuklearen Abfälle geHen ähnliche Ueberlegungen. Auch da gilt 
es abzuschätzen, welche Kosten aufgewendet werden dürfen, um Stoffe nicht als 
Abfall entsorgen zu müssen. Vor dem Verwerfen von Stoffen wird heute in der 
Regel die Wiederverwendbarkeit abgeklärt. Bekannteste Rezyklierstoffe sind Me­
talle, Glas, Papier, Gartenabfälle. 

Selbstverständlich muss für jeden Stoff und jeden Verarbeitsungspfad eine Ko­
stenanalyse durchgeführt werden. Sehr oft bestehen bei Wieder verwertung keine 
Kostenvorteile. 

Ausblick 

Wir stehen heute in einer stürmischen, politiseh rauhen Entwiddung der Abfall­
wirtsehaft. Die primäre Aufgabe von uns Abfall-Ingenieuren ist die Et.ablierung 
optimaler Verfahren mit minimierter Umweltbelastung aueh wenn die Verfahren 
"etwas kosten". Allerdings ist der Erfolg nicht allein von unserer Tätigkeit ab­
hängig. Es braueht. ein Umdenken und ein entspreehendes Verhalten von jedem 
Einzelnen im täglichen Leben. Es braucht. die Akzeptanz in der Gesellsehaft und 
die setzt. Vertrauen, aber aueh den Willen zur Akzeptanz voraus. 



Standard Typen der Verpackungen für schwach und mittel radioaktive Abfälle 

Typ 1 

Wässrige Abfälle wie 
Schlämme, Harze usw. 
mit Zement verfestigt. 

Typ 2 

Feste Abfälle wie 
Schrott, Bauschutt usw. 
in Zementmörtel 
eingeschlossen. 

Typ 3 

Gepresste Abfälle 
in Zementmörtel 
eingeschlossen. 

" ',-". -", -", ',,- -', " 

Typ 4 

Gepresste Abfälle 
in Zementmörtel 
eingeschlossen. 

TypS 

Spezielle Abfälle 
(Radium, Tritium usw.) 
in Zementmörtel 
eingeschlossen und 
in innerem Stahlbehälter 
dicht eingeschweisst. 

Typ 6 

Wässrige Abfälle wie 
Schlämme, Harze usw. 
sowie Asche mit 
Zement verfestigt. 

Typ 7 

Wässrige Abfälle in 
Flaschen verfestigt 
und in Zementmörtel 
eingebettet 

Typ 10 

Vorfabrizierter 
Betonbehälter als 
zusätzlicher Schutz 
für die Verpackungen. 

+> 
W 
N 
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EINFLUSS DER FREIGABEGRENZWERTE AUF DIE 

KOSTEN DER BESEITIGUNG VON KERNKRAFTWERKEN 

P.Petrasch 

NIS INGENIEURGESiLLSCHAFT MBH, Donaustr. 23 

6450 Hanau/Main 

Die Beseitigung von Kernkraftwerken nach Ablauf ihrer Betriebszeit 

stellt eine wichtige Entsorgungsfrage dar, die geprägt wird durch 

einige Besonderheiten: die Vielfalt der Materialien, deren radiolo­

gische zustände von hochaktiven Kernbauteilen bis zu nichtradioakti­

ven Komponenten und die doch erheblichen Massen, die in relativ kur­

zer Zeit zu bewältigen sind. Bild 1 gibt einen Eindruck über die 

Größenordnung der Massen und deren Radioaktivitätsinventare. 

Aufgrund dieser Bedeutung war und ist das Interesse der Betreiber und 

auch anderer Institutionen an Methoden, Techniken und Vorgehensweisen 

zur Beseitigung von Kernkraftwerken groß und führte in der Vergangen­

heit und Gegenwart zu Untersuchungen, Forschungsarbeiten und tech­

nischen Entwicklungen. 

Die NIS INGENIEURGESELLSCHAFT MBH führt seit 1972 solche Untersu­

chungen durch, die von den ersten Uberlegungen zur Machbarkeit, über 

die einsetzbaren Techniken, zu Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen und 

schließlich bis zur Planung der Demontage und Beseitigung des Kern­

kraftwerkes Niederaichbach reichen. 

Ein besonderes Ergebnis dieser über 15jährigen Entwicklung ist das 

im Rahmen einer von der Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke 

- VDEW - e.V. beauftragten Untersuchung entstandene Rechenprogramm 

STILLKO 2 zur Berechnung der Kosten für die Beseitigung von Kern­

kraftwerken. Mit diesem Rechenprogramm ist ein Instrument entstanden, 

das nicht nur in der Lage ist, Kosten zu ermitteln, sondern auch Aus­

sagen macht über andere wesentliche Daten, wie Z.B: 
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- Ablauf- und Terminplanung 

- Personalaufwand 

- Strahlenbelastung des Personals, Kollektivdosis 

- Radioaktive Primär- und Sekundärabfälle, wiederverwertbare Mate-

rialien 

- Endlagervolumen, Zahl der Endlagerbehälter 

- Zeitliche Verteilung aller Daten 

Hinter diesen Angaben stehen detaillierte und teilweise aufwendige 

Berechnungsmodelle. AUßerdem ist für die Berechnung die Eingabe der 

Massen aller Komponenten sowie ca. weiterer 50 Kenndaten eines Kern­

kraftwerkes erforderlich. 

Bei der Berechnung der Kosten und der anderen Daten werden ca. 5000 

beseitigungsspezifische Daten mit diesen kernkraftwerksspezifischen 

Daten verknüpft. 

Zur Zeit werden mit diesem Rechenprogramm die Stillegungs- und Be­

seitigungskosten der deutschen Kernkraftwerke zur Bildung entspre­

chender Rücklagen berechnet. Auch das schweizer Konzept zur Ermi tt­

lung der Stillegungskosten basiert auf STILLKO. 

Die wesentlichen Vorteile eines solchen Rechenprogrammes sind die 

Reproduzierbarkeit des Berechnungsweges und die Sicherheit der Ergeb­

nisse bei Änderungen von Randbedingungen und Parametern. Aus diesem 

Grund ist das Rechenprogramm STILLKO ausgezeichnet geeignet, den Ein­

fluß einer so wichtigen Randbedingung wie die Höhe der Freigabegrenz­

werte auf die Beseitigung eines Kernkraftwerkes aufzuzeigen. 

Vor der Anwendung des Rechenprogrammes steht jedoch die Klärung der 

Frage, wie man die Auswirkung geänderter Freigabegrenzwerte auf ein­

zelne konkrete Vorgänge bei der Beseitigung, z.B. die Dekontamina­

tion, überhaupt rechnerisch erfassen kann. Hierzu werden folgende 

Uberlegungen angestellt: 

Für eine Freigabe ausgebauter Kernkraftwerkskomponenten müssen prin­

zipiell sowohl der oberflächenbezogene Grenzwert als auch der massen­

bezogene Grenzwert unterschritten werden. Formuliert man aus dieser 

Bedingung die sehr vereinfachende Gleichung: 
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oberflächenbezogener Grenzwert x Fläche 
X = ____ ~--------~------~~~----------_ massenbezogener Grenzwert x Masse 

so läßt sich ein zusammenhang zwischen den beiden Grenzwerten und der 

linear in die Masse eingehenden Wanddicke herstellen. AUßerdem gilt 

für 

X 1 : 

X = 1: 

X 1 : 

der massenbezogene Grenzwert ist entscheidend für die Frei­

gabe 

beide Grenzwerte besitzen die gleiche Bedeutung 

der oberflächenbezogene Grenzwert ist entscheidend für die 

Freigabe 

Dieser erste Schritt läßt erkennen, daß eine Veränderung einer der 

beiden Grenzwerte auch Auswirkungen auf den jeweils anderen Grenzwert 

hat. Aus diesem Grund wird im folgenden nur noch der massenbezogene 

Grenzwer t var iiert, der oberflächenbezogene Grenzwer t soll konstan t 

bleiben, er verliert jedoch bei kleiner werdendem massenspezifischen 

Grenzwert an Bedeutung. 

Für den nächsten Schritt der Untersuchung des Einflusses der Höhe der 

Freigabegrenzwerte auf die Beseitigung von Kernkraftwerken wurde nun, 

wie in Bild 2 gezeigt, festgestellt, wie häufig bestimmte Wanddicken 

be i den Komponenten und Teile eines Kernk raftwerkes vorkommen. Im 

Bild 3 sind die vorkommenden Wanddicken mit den Freigabegrenzwerten 

verknüpft. 

Die eingezeichnete Gerade bezeichnet, bezogen auf die vor genannte 

Gleichung, den Zustand x = 1, d.h. die Gerade entspricht dem Fall, 

daß beide Grenzwerte von gleicher Bedeutung sind. Der schraffierte 

Bereich über der Geraden bezeichnet das Gebiet in dem der oberflä­

chenbezogene Grenzwert bestimmend ist, der schraffierte Bereich unter 

der Geraden dasjenige, in dem der massenbezogene Grenzwert überwiegt. 

Es zeigt sich s.ehr deutlich, daß bei Ver r ingerung des massenbezogenen 

Grenzwertes in Abhängigkeit von der Wanddicke immer mehr Teile nach 

dem massenbezogenen Freigabegrenzwert freigegeben werden müssen. In 

Anlehnung an Bild 2 ist in Bild 3 eingezeichnet, wieviel Prozent der 
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Gesamtmasse bei welchem massenbezogenen Grenzwert auch nach diesem, 

nun bestimmenden massenbezogenen Grenzwert freigegeben werden müssen 

und nicht mehr nach dem oberflächenbezogenen Grenzwert. Erst bei 

einem theoretische angenommenen massenbezogenen Grenzwert von 

0,005 Bq/g sind praktisch alle kontaminierten Komponenten nur noch 

nach diesem freizugeben, da, rechnet man mit diesem Wert über die 

vorgenannte Gleichung bei verschiedenen Wanddicken einmal aus, wel­

cher oberf lächenbezogenen Ak ti vität der Wert 0,005 Bq/g entspr icht, 

sich daraus ein Bereich von 0,006 Bq/cm2 (1,5 mm Wanddicke) bis 

0,37 Bq/cm 2 (100 mm Wanddicke) ergibt. Der konstant gehaltene Wert 

von 0,37 Bq/cm 2 ist also in allen Fällen erreicht oder unterschrit­

ten. Dieser zusammenhang wurde nun genutzt, um zu definieren, bei 

welchem angenommenen massenbezogenen Grenzwert Mehraufwand und Mehr­

kosten gegenüber dem bisherigen Referenzfall (für Co-60 3,7 Bq/g und 

0,37 Bq/cm 2 ) auftreten. Bild 4 zeigt die Ergebnisse der entspre­

chenden Testläufe mit dem Rechenprogramm STILLKO 2. 

Für ein Kernkraftwerk mit Druckwasserreaktor und für eines mit Siede­

wasserreaktor ist der Kostenverlauf als Funktion des massenbezogenen 

Grenzwertes, ausgehend von 3,7 Bq/g (für das Nuklid CO-60), angege­

ben. Im Bereich von 3,7 Bq/g bis etwa 0,6 Bq/g ergibt sich nur eine 

geringe Steigerung der Kosten, da für kontaminierte Komponenten der 

oberflächenbezogene Grenzwert noch immer der Bedeutendere ist. Beein­

flußt wird jedoch hier schon der aktivierte Bereich des biologischen 

Schildes, da aufgrund des sinkenden massenbezogenen Grenzwertes mehr 

Beton und Armierung als radioaktiver Abfall zu beseitigen ist. Das 

Kernkraftwerk mit Siedewasserreaktor ist davon weniger betroffen, da 

durch die baubedingte Konstruktion des biologischen Schildes dieser 

schon beim Referenzfall 3,7 Bq/g von vorneherein komplett endgelagert 

wird. 

Es folgt ein mittlerer Bereich im Kurvenverlauf von etwa 0,6 Bq/g bis 

ca. 0,04 Bq/g, in dem eine starke Kostensteigerung auftritt, da immer 

mehr kontaminierte Komponenten nach dem verminderten massenbezogenen 

Grenzwert freigegeben werden und nicht mehr nach dem oberflächenbe­

zogenen Grenzwert von 0,37 Bq/cm2 • Es entsteht also ein Mehraufwand 

für jedes Teil bei immer mehr Teilen. 
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Bei noch niedrigeren massenbezogenen Freigabegrenzwerten sind alle 

Teile nach einern verminderten massenbezogenen Grenzwert freizugeben, 

eine weitere Senkung des Grenzwertes steigert den Aufwand pro Teil 

immer mehr, es kommen jedoch nur noch wenige Teile hinzu, vielmehr 

werden aufgrund immer geringerer Grenzwerte weniger Teile freigegeben 

und mehr endgelagert werden, wodurch sich die Kostensteigerung ver­

ringert. 

Die Zusammenhänge im Berechnungsmodell sind insgesamt jedoch kom­

plexer, als es die Kurve erkennen läßt, da mi t Ver r ingerung des 

Grenzwertes nicht nur mehr Aufwand und damit Mehrkosten verbunden 

sind, sondern die einzelnen Komponenten je nach Wirtschaftlichkeit 

mit einer anderen Technik, Verfahren oder Methode behandelt, rezy­

kliert oder sogar endgelagert werden können. Diese Möglichkeiten 

nehmen dem Zusammenhang zwischen Freigabegrenzwerten und Besei­

tigungskosten jegliche Linearität. 

Als Variante zum Referenzfall (obere Kurve im Bild 4) wurde eine 

Wiederverwertung im kerntechnischen Bereich von Kernkraftwerkskompo­

nenten berücksichtigt. Es wurde angenommen, daß alle für die Endla­

gerverpackung der radioaktiven Abfälle benötigten GUßbehälter aus den 

bei der Beseitigung anfallenden schwachradioaktiven Teilen gefertigt 

werden. Es entfallen somit die Kosten für die Endlagerbehälter, wo­

durch eine nicht unerhebliche Ersparnis auftritt, wie der Verlauf der 

zweiten Kurve zeigt. Nimmt man als weitere Variante zusätzlich an, 

daß alle Teile, die nach Bild 3 nach einern verringerten massenbezo­

genen Grenzwert freigegeben werden müssen und nicht mehr nach dem 

ober flächenbezogenen Grenzwert, entweder endgelagert (mi t tIeren Li­

nie) oder kerntechnisch wiederverwertet (untere Linie) werden, so 

ergibt sich für beide Fälle eine deutlich geringere Kostensteigerung. 

Bild 5 zeigt als Ergänzung der Ergebnisdarstellung die Entwicklung 

der Kollektivdosis bei der Beseitigung von Kernkraftwerken. 

Es ergibt sich auch bei der Kollektivdosis eine Steigerung, wenn der 

massenbezogene Grenzwert vermindert wird. Allerdings ist der Einfluß 
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der Höhe der Freigabegrenzwerte auf die Kollektivdosis nicht so gra­

vierend wie bei den Beseitigungskosten, da der zusätzliche Arbeits­

aufwand bei Verminderung der Freigabegrenzwerte in Verbindung mit 

äußerst schwachradioaktiven Teilen steht. Die Kollektivdosis wird 

von so schwachradioaktiven Teilen jedoch kaum beeinflußt und steigt 

deshalb zwangsläufig geringer als Personalaufwand .und Kosten. 
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WIR T S C H A F T L ICH E ASP E K TED E R 
N U K L E ARE N E N T S 0 R GUN GAU S M E D I Z I N 
UND F 0 R S C H U N G 

Hans-Jlirgen Reinecke 

Universität Tlibingen, 
Isotopenlabor der Universität, Auf der Morgenstelle 24 

Die beim Umgang mit radioaktiven Stoffen in der Medizin und 
Forschung anfallenden Abfälle zeichnen sich in der Regel durch 
eine sehr niedrige Aktivitätskonzentration aus. Ihre Beseitigung 
erfolgte bis vor wenigen Jahren in der Bundesrepublik Deutsch­
land ausschlie~lich durch Ablieferung an die daflir eingerich­
teten Landessammelstellen. Sie wurden etwa um das Jahr 1977 flir 
die Zwischenlagerung von radioaktiven Abfällen eingerichtet. und 
geben die Abfälle, sofern sie konditioniert werden mlissen, an 
eine zur Beseitigung radioaktiver Abfälle zugelassene behörd­
liche Einrichtung ( z.B. Kernforschungszentrum Karlsruhe ) ab. 
Dort werden die Abfälle entsprechend ihrer pysikalischen Be­
schaffenheit, ihrer Nuklidzusammensetzung und ihres Aktivitäts­
inventars flir eine Endlagerung oder endgliltige Beseitigung 
aufbereitet. 

Die Konditionierung wird in der Regel in Anlagen durchgeflihrt, 
die auch flir die Konditionierung von Abfällen mit mittlerem und 
hohen Aktivitätsinventar errichtet wurden und deshalb in ihren 
Sicherheits anforderungen flir die hier betrachteten Abfälle aus 
Medizin und Forschung liberdimensioniert sind. Das flihrte dann zu 
"liberhöhten" Ablieferungsgeblihren, da die Nutzungsstunde einer 
Anlage ohne Berlicksichtigung der Aktivitätskonzentration nach 
Volumen bzw. Gewicht berechnet wird. 

Auf Grund der ständig steigenden Sicherheits anforderungen an 
diese Einrichtungen und durch den sich laufend verbessernden 
Stand der Technik wurden die Anlagen immer aufwendiger und 
kostenintensiver, was sich in ständig steigenden Annahmegeblihren 
niederschlug, wie in der Tabelle 1 am Beispiel der Landessammel­
stelle flir radioaktive Abfälle in Baden-Wlirttemberg dargestellt 
ist. 

Damit verbunden waren auch Veränderungen und Verschärfungen der 
Annnahmebedingungen flir einzelne Abfallarten ( zusätzlicher Er­
werb von vorgeschriebenen Abfallgebinden usw. ). Das ergab eine 
zusätzliche Erhöhung der Entsorgungskosten . 
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1988 ? 1985 1982 1981 1977 

fest nicht brennbar ca.20000 13500 11000 4875 2800 
fest brennbar ca. 7500 8000 4150 3900 2800 
wäßrig ca. 7500 7500 6000 2450 2000 
flüssig brennbar ca.27000 23000 6050 9250 16000 
faul-, gärfähig ca. 8000 8000 7100 4000 1000 

Tabelle 1 Kostenentwicklung der Ablieferungsgebühren bei der 
Landessammelstelle Baden-Württembergs in DM/m3 

Bis 1979 wurden diese Abfälle an die Landessammelstellen für 
radioaktive Abfälle abgeliefert. Durch das vom Bundesministerium 
des Innern herausgegebene Rundschreiben zur Auslegung § 4 Absatz 
4 Satz 1 Nr. 2e der Strahlenschutzverordnung und die Ver­
waltungsvorschriften der Bundesländer ( in Baden-Württemberg am 
10. März 1981 verabschiedet) über die Genehmigung zur Beseiti­
gung radioaktiver Abfälle wurden andere Möglichkeiten und did 
dafür notwendigen Voraussetzungen zur Entsorgung aufgezeigt. Das 
betraf Abfälle, deren spezifische Aktivität kleiner als das 
10- 4 -fache der Freigrenzen pro Gramm sind und das Abklingen von 
kurzlebigen Nukliden. 

Nach Inkrafttreten dieser neuen Vorgaben wurden von Abfaller­
zeugern mit genehmigungspflichtigen Umgangs bereichen in der 
Medizin und Forschung ( Universitäten, Max-Planck-Institute, 
Kliniken usw. ) Entsorgungsgenehmigungen für Abfallarten, die 
nicht mehr die Landessammelstellen als alleinigen Abnehmer 
vorsehen, beantragt und zum Teil erhalten. 

In den hier betrachteten Bereichen unterschreiten die Abfälle 
aus dem Umgang mit radioaktiven Stoffen zum überwiegenden Teil 
die spezifische Aktivität des 10- 4 -fachen der Freigrenzen der 
Radionuklide pro Gramm zum Zeitpunkt des Entstehens bzw. nach 
einer entsprechenden Abklingzeit. Als Beispiel ist eine ent­
sprechende Aufstellung der Abfälle der Universitäten Baden­
Württembergs in der Tabelle 2 gezeigt, die als repräsentativ für 
die Anwendung radioaktiver Stoffe in " Tracerlaboratorien " 
angesehen werden kann. Eine Ausnahme bilden die flüssigen Ab­
fälle von langlebigen Radionukliden. Allerdings handelt es sich 
um geringe Mengen und außerdem kann durch eine gezielte Trennung 
bei der Abfallsammlung in Lösungen mit höherer und niedriger 
Aktivität der Prozentsatz der Abfälle mit "niedriger" Aktivität 
im Falle der flüssigen brennbaren Abfälle auf ca. 75% und im 
Falle der wäßrigen auf etwa 90% gesteigert werden. 



Sorte 

J:est brennbar 
fest nicht brennbar 
Szintillationsfläschchen 
flüssig brennbar 
wäßrig 
fest,kurzlebige NUklide 
wäßrig,kurzlebige Nuklide 
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Menge (m~) 

7 - 12 
2 5 

25 - 30 
0,3 - 0,5 
2 3 

20 - 25 
2 3 

davon Aktivität 
kleiner als 10- 4 

FG/g ( % ) bzw.* 

ca. 95 
ca. 90 
ca. 99 
ca. 50 
ca. 70* 

100 
100* 

( * bei Abgabe in die Kanalisation, wenn eine Einleitung 
in das öffentliche Kanalnetz unter Zugrundelegung der 
Werte des § 46 der Strahlenschutzverordnung möglich ist 

Tabelle 2 Anfall von Abfällen aus dem Umgang mit radioaktiven 
Stoffen im Durchschnitt pro Jahr für die Universi­
täten Baden-Württembergs 

Heute wird in der Regel nur noch ein Teil der radioaktiven Ab­
fälle au. Medizin und Forschung an die Land~ssammelstellen abge­
liefert. Ein größerer Teil wird über Entsorgungsunternehmen 
( zur Beseitigung radioaktiver Abfälle behördlich zugelassene 
Einrichtungen ) oder durch Abgabe an konventionelle Verbren­
nungsanlagen und Deponien entsorgt. 

Die unterschiedlichen Kosten für die Entsorgung der einzelnen 
Abfallsorten in Abhängigkeit ihrer Radionuklidzusammensetzung 
werden in den folgenden Tabellen 3-7 dargestellt. Es werden die 
Annahmekosten der Landessammelstellen für radioaktive Abfälle, 
der Firmen zur Annahme und Beseitigung radioaktiver Abfälle, der 
Verbrennungsanlagen im konventionellen Bereich, der Deponien und 
die Entwässerungsgebühren ( bei Einleitung in das das örtliche 
Kanalisationsnetz ) miteinander verglichen, wobei die Jahre 1984 
und 1988 als Bezugspunkte gewählt sind. 

Die Raumkosten zum Abklingen kurzlebiger Radionuklide bleiben 
hierbei unberücksichtigt. Sie sind sehr unterschiedlich und 
hängen sehr stark von den örtlichen Gegebenheiten ab. Die 
Transportkosten müssen bei einem Vergleich ebenfalls gesondert 
betrachtet werden, da die Entfernungen von der Lage des 
Abfallerzeugers und der jeweiligen Entsorgungsstelle abhängen. 
Sie werden in den folgenden Tabellen bei dem Entsorgungsunter­
nehmen mitaufgeführt, da sie im Leistungspaket enthalten sind. 
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Bei den Mengenangaben wird als Bezugseinheit das Volumen ( m3 

gewählt, da sich die Annahmegebühren der Landessammelstellen bis 
vor kurzem darauf bezogen haben. 

Die Angaben beziehen sich einmal auf die Erhebungen der 
Universitäten Baden-Württembergs, die im Jahre 1984 vom 
Landesrechnungshof aufgefordert wurden, Angaben über ihre 
Entsorgungskosten für radioaktiven Abfälle zu machen. Zum 
anderen ( 1988 ) handeit es sich um die zu erwarteten Kosten. 
Wichtig ist vor allem der krasse Unterschied zwischen der 
Entsorgung als radioaktivem Abfall und konventioneller Besei­
tigung, auf die das Augenmerk gerichtet werden soll. 

Entsorgungsweg Kosten in DM/m3 

1984 1988 

Landessammelstelle (r) 
Entsorgungsfirma (r) mit Transport 
Verbrennung (a) 
Abklingen,Deponie (a) 

8000 
6500 

120 
15 

(r) = Beseitigung als radioaktive Abfälle 
(a) = Entsorgung gemäß Abfallgesetz 
(w) = Entsorgung gemäß Wasserhaushaltsgesetz 

Tabelle 3 : feste brennbare Abfälle 

5120 
10400 

160 
23 

Entsorgungsweg Kosten in DM/m3 

Landessammelstelle(r) 
Entsorgungsfirma (r) mit Transport 
Abklingen,Deponie(k) 

1984 1988 

10000 
6500 

15 

16000 
10400 

23 

Tabelle 4 feste nicht brennbare Abfälle: 
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Entsorgungsweg Kosten in DM/m' 

1984 1988 

Landessammelstelle 'Ir) 
Entsorgungsfirma (r) mit Transport 
Verbrennung (k) 
Shreddern u. Abgabe der Lösungen an: 
a) Landessammelstelle 
b) Entsorgungsfirma 

Tabelle 5 Szintillationsfläschchen 

8000 
6500 

205 

580 
2050 

7200 
5000 

340 

450 
1600 

Entsorgungsweg Kosten in DM/m" 

1984 1988 

Landessammelstelle (r) 24000 
Entsorgungsfirma (r)mit Transport 6500 
Abgabe ans Abwasser, 2 
u.U. nach Abklingen (w) 

Tabelle 6 wäßrige Abfälle 

27000 
10400/15300 

2 

Entsorgungsweg Kosten in DM/m' 

Landessammelstelle (r) 
Entsorgungsfirma (r) mit Transport 
Verbrennung (k) 

1984 1988 

24000 
6500 

205 

27000 
8000 

340 

Tabelle 7 flüssige brennbare Abfälle 
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Unter den gegebenen gesetzlichen Vorgaben ergibt der 
Kostenvergleich für die Beseitigung jeder Abfallsorte eine 
eindeutige Präferenz. Trotzdem wird in der gegenwärtigen Praxis 
bisher nur zum Teil nach wirtschaftlichste Gesichtspunkten 
entsorgt. So differierten z.B. die Entsorgungskosten für die 
einzelnen Universitäten bei vergleichender Betrachtung um mehr 
als den Faktor 10. Sie würden sich bei einem bundesweiten Ver­
gleich noch stärker unterscheiden. 
Im folgenden sollen nun einige Erklärungen für diesen Tatbestand 
gegeben und Verbesserungsvorschläge angeführt werden. 

Die Kosten bei der Entsorgung der radioaktiven Abfälle über die 
Landessammelstellen könnten zum Beispiel erheblich gesenkt 
werden, wenn die betrachteten Abfälle entsprechend dem Aktivi­
tätsinventar und dem damit verbundenen Sicherheitsrisiko kondi­
tioniert würden. Dazu sollten entweder an allen oder einzelnen 
Landessammelstellen entsprechend dimensionierte Anlagen einge­
richtet werden, sodaß der Abfallerzeuger nicht den Eindruck 
gewinnt, für andere mitzahlen zu müssen. Diesem Kostendruck 
werden die Abfallerzeuger sonst derart begegnen, daß sie vor Ort 
mit der Konditionierung bzw. Volumenreduktion der Abfälle durch 
Anschaffung von Shreddern, Pressen, Destillationsanlagen usw. 
beginnen. Das ist in meinen Augen nicht sinnvoll, denn es fehlt 
bei vielen an der für diese Arbeiten notwendigen Erfahrung. 
Außerdem werden zusätzliche Gefahrenbereiche geschaffen, die 
besser in einer Landessammelstelle aufgehoben sind. 

Es muß aber festgestellt werden, daß deratige Reaktionen bei der 
herrschenden Preispolitik der Landessammelstellen herausgefor­
dert wurden und auch in Zukunft stärker ins Auge gefaßt werden. 
Das ist zum Beispiel der Fall, daß Abfallerzeuger über den Preis 
zu einem bestimmten Abfallgebinde gezwungen werden, die für be­
stimmte Aktivitäts- und Anwendungsbereiche entwickelt wurden 
aber nicht den Problemen der hier betrachteten Abfallerzeuger 
vor Ort gerecht werden. 

Eine große Rolle für die in vielen Fällen unwirtschaftliche 
Entsorgung spielt die unterschiedliche Genehmigungspraxis der 
Behörden, die nur sehr zögernd von den" neuen " gesetzlichen 
Vorgaben Gebrauch machen. So lagen zwischen der Antragsteilung 
und Genehmigung zum Abklingen radioaktiver Abf.lle allein in 
Baden-Württemberg in mehreren Fällen 3 - 4 Jahre, obwohl die 
sächlichen Voraussetzungen gegeben waren. Aus anderen Bundes­
ländern sind noch längere Zeiträume bekannt. In einem anderen 
Fall wurde wegen der langen Laufzeits des Antrags für die 
Entsorgung von Szintillationsfläschchen ein Shredder zur 
Trennung von festen und flüssigen Bestandteilen angeschafft, um 
auf diese Weise kostengünstiger als über die Ablieferung der 
Fläschchen mit Inhalt an die Landessammelstelle zu entsorgen. 
Dieser Entsorgungsweg war zwar wirtschaftlicher im Vergleich mit 
der Abgabe an die Landessammelstelle ( Tabelle 5 ), aber 
wesentlich teuerer als die konventionelle Verbrennung. Denn es 
müssen die Investitionskosten für den Shredder, die Raum- und 
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Personal- und Wartungskosten und die Kosten für die spätere 
Beseitigung des Shredders in die Entsorgungskosten einbezogen 
werden. 
Wie weit die zögernde und unterschiedliche Genehmigungspraxis 
der Behörden mit dem zum Teil sehr starken Ausbau der Landes­
sammelstellen zusammenhängt, kann hier nur vermutet werden. 

örtliche Abwassersatzungen erschweren bzw. machen eine Ein­
leitung radioaktiver Abwässer in das öffentliche Kanalisations­
netz unmöglich, auch wenn die Grenzwerte des § 45 der Strahlen­
schutzverordnung an einem Standort unterschritten werden. Dabei 
kann gerade im Falle der wäßrigen Abfälle die Aktivität durch 
Messung ausreichend sicher bestimmt werden. Hier müßten von den 
dafür zuständigen Stellen Initiativen zur Harmonisierung der 
Abwassersatzungen bzw. zur Durchsetzung der Strahlenschutzver­
ordnung in Angriff genommen werden. Auch der unnötige Transport 
der wäßrigen Abfälle auf der Straße zu einer Annahmestelle mit 
einem potentiellen Unfall könnte vermieden werden. Auch wenn die 
transportierten Aktivitäten sehr gering sind, wäre ein Unfall 
für die Presse berichtenswert, weil radioaktive Abfälle trans­
portiert wurden. 

In Einzelfällen wird von staatlichen Abfallerzeugern ins Feld 
geführt, daß einer wirtschaftlichen Entsorgung fehlende Mittel 
und fehlendes Personal entgegensteht. Dieses Argumment kann nach 
meinen Erfahrungen nur bedingt anerkannt werden. Denn die Sor­
tierung nach Nukliden, Sorten und Aktivitätskonzentrationen muß 
schon am Entstehungsort vorgenommen werden. Das ist in erster 
Linie eine Frage der Zuverlässigkeit der mit radioaktiven Stof­
fen umgehenden Personen und zum anderen ein Organisationsproblem 
. Bei der Kontrolle über die Einhaltung der Aktivitätskonzentra­
tionen für die konventionellen Entsorgung ist der Personal- und 
Geräteaufwand für einzelne Sorten etwas aufwendiger, wenn eine 
kontrollierte Abgabe sichergestellt werden soll. Der Aufwand 
wird aber mit Sicherheit durch die Kostenreduzierung der dadurch 
möglichen Beseitigung wettgemacht. 
Diese Kontrolle ist insbesondere bei den festen Abfällen aus 
Gründen der Meßtechnik sChwierig, sodaß hierin auch ein Grund 
für die zögernde Genehmigungspraxis der Behörden liegen könnte. 
Dennoch trifft dies nicht bei den Abfällen kurzlebiger Nuklide 
zu. Hier kann die Bestimmung der spezifische Aktivität auch 
durch Abschätzung, unter Berücksichtigung einfach zu erfüllender 
Auflagen, vorgenommen werden. 

Die zusätzlichen Raumkosten zum Abklingen der kurzlebigen Nukli­
de hängen, wie oben schon erwähnt, stark von der örtlichen Gege­
benheiten ab. Zu einem großen Teil spielt allerdings auch die 
Qualität des Personals eine große Rolle, wovon man sich durch 
die Besichtigung verschiedener Abfalllager leicht ein Bild 
machen kann. Die Raumkosten könnten allerdings erheblich redu­
ziert werden, wenn die radioaktiven Abfälle nur solange abklin­
gen müssen, bis das 10-'-fache der Freigrenzmengen pro Gramm 
unterschritten ist. Die zusätzliche Voraussetzung, die Abfälle 
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mindestens 10 Halbwertszeiten abklingen müssen, ist praxisfremd 
und sollte in Zukunft fallengelassen werden. So werden schwach 
radioaktive Abfälle, die sich um den Faktor 1000 und mehr 
unterscheiden, gleich behandelt. 

Die wirtschaftliche Entsorgung von Szintillationsfläschchen und 
organischen Lösungsmitteln wird häufig dadurch erschwert bzw. 
unmöglich gemacht, daß konventionelle Sondermüllverbrennungs­
anlagen diese Stoffe prinzipiell nicht annehmen bzw. Abfälle aus 
anderen Bundesländern nicht übernehmen wollen. Das letztere ist 
dann besonders ärgerlich, wenn die Behörde eine Genehmigung 
deshalb nicht erteilt, weil das Bundesland keine entsprechende 
Verbrennungsanlage besitzt. Es fehlen nicht nur geeignete 
Anlagen, sondern auch eine Koordinierung der vorhandenen. 

Es ist zu wünschen, daß in der Zukunkt die wirtschaftlichen 
Gesichtspunkte bei der Entsorgung der Abfälle aus Forschung und 
Medizin "leichter" verwirklicht werden können. Der Preis für den 
Abfall, der vom Umgang mit einem offenen Radionuklid herrührt, 
beträgt etwa das drei- bis vierfache des Einkaufspreises, wenn 
der Abfall an eine Landessammelstelle abgegeben wird. Dieses ist 
keine vernünftige Relation und sollte alsbald verändert werden. 
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KOSTEN-NUTZEN üBERLEGUNGEN BEI DER ENTSORGUNG VON SCHROTT 

AUS KERNKRAFTWERKEN 

J. Brauns, Dr. R. Hock 

Siemens AG Unternehmens bereich KWU 

UB 12 

Berliner Str. 295 - 303 

D-6050 Offenbach 

Beim Umgang mit radioaktiven Stoffen - und um solche handelt 

es sich bei Schrott aus Kernkraftwerken - sind die einschlä­

gigen Grenzwerte der Strahlenschutzverordnung sowie die je­

weiligen Genehmigungsauflagen zu beachten. Planung und Durch­

führung von Arbeiten mit radioaktiven Stoffen sind darüber 

hinaus so zu planen, daß die damit verbundene Strahlenex­

position von Personen so gering wie möglich gehalten wird. 

Von der internationalen Strahlenschutzkommission wurde dieses 

Prinzip ALAP (As Low As Possible = so gering wie möglich) 

in das ALARA (As Low As Reasonable ~chievable = so gering 

wie vernünftigerweise erreichbar)-Prinzip weiterentwickelt. 

Dabei sollen wirtschaftliche Aspekte beachtet werden. Nach 

dem ALAP-Prinzip konnten auch unvernünftig hohe Aufwendungen 

zur Dosisreduzierung verlangt werden. Das ALARA-Prinzip läßt 

es zu, Maßnahmen an ihrem Nutzeffekt im Vergleich zu den 

Aufwendungen zu bewerten. Es wurde vorgeschlagen, Strahlen­

schutzmaßnahmen an einem Nutzwert in gesparten ManSv (Manrem) 

zu messen. 

In vorlaufenden Vorträgen an anderer Stelle wurde von uns 

schon häufiger an Beispielen aus der Kerntechnik gezeigt, 

daß solche Optimierungen in der Praxis zwar für interne Studien 

hilfreich sein können, nicht jedoch in einem Genehmigungs­

verfahren, wie es in Deutschland üblich ist, praktisch ange­

wendet werden können, u.a. weil in den meisten Fällen Nutzen 

und Schaden nicht vollständig erfaßt werden können. Außerdem 
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sind Kosten für bestimmte Maßnahmen keine Naturkonstante, 

sondern unterliegen in einem freien marktwirtschaftlieh orien­

tierten System dem Verhältnis von Angebot und Nachfrage 11/. 

Die Kosten-Nutzen Analyse kann also allenfalls als Planungs­

hilfsmittel verwendet werden und ergänzt die Strahlenschutz­

planung, die sich daran orientiert, daß der Individualschutz 

durch Einhaltung von Dosisgrenzwerten gewährleistet ist. 

Hier wird am Beispiel der Entsorgung von Schrott, der im 

wesentlichen mit X -strahlenden Nukliden (Leitnuklid Kobalt 60 

Halbwertzeit 5,27 a) kontaminiert ist, eine solche Kosten­

Nutzen-Überlegung angestellt. 

Die in den folgenden Bildern angegebenen Kosten sind grobe 

Schätzwerte und keine "Angebotspreise". Die Kollektivdosen 

beim Ausmessen und der Herstellung sind auf Grund von berech­

neten Dosisleistungen und geschätzen Aufenthaltszeiten ermit­

telt. Für die freie Schrottverwendung wurde die Kollektiv­

dosis mit dem PKW-Modell (1,5 Personen, 360 hla, 500 kg Stahl) 

beispielhaft ermittelt. 

Ergebnis: 

Die Entsorgungsart wurde bisher am Grad der Kontamination 

orientiert. Die Einhaltung der Dosisgrenzwerte gemäß Strahlen­

schutzverordnung war dabei ausschlaggebend für die je nach 

Kontaminationsgrad zu wählende Entsorgungsart. Auf Grund 

der vorliegenden Kosten-Nutzen-Betrachtungen ergeben sich 

keine Forderungen nach schärferen Grenzwerten. Die Variante 

Industriemülldeponie wäre eine kosten- und dosissparende 

Entsorgungsmöglichkeit. Bei der politischen und gefühlsmäßig 

zu hohen Bewertung des Risikos durch Radioaktivität im Ver­

gleich zu anderen toxischen Abfällen hat diese Variante jedoch 

kaum Chancen auf Zulassung. 
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Ausmessen 

Freier Schrotthändler 

Ausmessen 

"Keine Kontrolle mehr" 

"Freier Schrott" 

IndustriemÜll (50 a) 

"Zeitweise Kontrolle" 
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"Vertragsschmelze" 

Schrott mit z.B. 10 Bq/g Co 60 

Kosten: 

Erlös: 

Kollektivdosis Messen + 

Verarbeitung: 

Kollektivdosis 

Benutzung: 

Geldwert KOllektivdosis: 

Summe: 
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ca. 5 DM/kg 
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"Endlager" 

Schrott mit z.B. 100 Bq/g Co 60 

Kosten Herstellung 

lagertähiger Gebinde: 

Kosten Lagerung: 

KOllektivdosis Herstellung 

lagertähiger Gebinde: 

Kollektivdosis Lagerung: 

Geldwert Kollektivdosis: 

Summe: 

ca. 4,00 DM/kg 

ca. 4,00 DM/kg 
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ca. 2 x 10.3 Man mSv/kg 

0,14 - 2,80 DM/kg 

8,14 - 10,80 DM/kg 
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Entsorgung von Schrott 9/87 

5 

"Freier Schrott" 

Schrott mit z.B. 1 Bq/g Co 60 

Kosten Ausmessen: 

Erlös SChrottwert: 

KOllektivdosis Messen+ 

Verarbeitung: 

Kollektivdosis Benutzung: 

Geldwert Kollektivdosis: 

Summe: 

1,50 DM/kg 

0,10 DM/kg 

·4 
1,5 x 10 Man mSv/kg 

·3 
6 x 10 . Man mSv/kg 

0,12 - 2,40 DM/kg 

1,52 - 3,80 DM/kg 

Entsorgung von Schrott 
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9/87 
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"Industriemüll" 

Schrott mit z.B. 10 Bq/g Co 60 

Kosten Ausmessen: 1,50 DM/kg 

Lagerkosten: 0,05 DM/kg 

KOllektivdosis Messen: •• 5 x 10 Man mSv/kg 

•• KOllektivdosis Lagerung: 1 x 10 Man mSv/kg 

Geldwert Kollektivdosis: 0,01 - 0,24 DM/kg 

Summe: 1,56 - 1,79 DM/kg 
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Schlußfolgerunaen 

Die durch Individual-Grenzdosisbetrachtungen 

ermittelten Grenzwerte werden bestätigt. 

Dosissparende Entsorgungswege sind entweder 

zu teuer oder nicht möglich . 

Der Recycling - Vorrang des deutschen 

Atomgesetzes kann bis ca. 100 Bq/g Co 60 

durch Kosten- Nutzenanalysen bestätigt werden. 

Gerade bei den relativ schnell abklingenden Co 60 

Kontaminationen wäre eine Oberflächenindustriemüll-

deponie zur vorübergehenden Lagerung (ca. 50 a) optimal 

VZS6211!J 

Entsorgung von Schrott 9/87 
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NOTWENDIGKEIT UND AKZEPTANZ DER ENTSORGUNG 
IN EINER INDUSTRIEGESELLSCHAFT 

Dr. Emil Kowalski, 
Nationale Genossenschaft für die Lagerung radioaktiver Abfälle 
NAGRA, Baden / Schweiz 

Die Notwendigkeit einer umweltgerechten Entsorgung der Abfälle un­
serer industriellen Zivilisation wird von niemandem ernsthaft in 
Frage gestellt. Im Gegenteil - die zunehmende Sensibilisierung der 
Gesellschaft für die Anliegen des Umweltschutzes lässt den Bürger 
imperativ nach einer wirksamen Abfallbeseitigung verlangen. Der 
gleiche Bürger zeigt sich aber besorgt bis militant ablehnend, so­
bald sich die Möglichkeit der Realisierung eines Endlagers, einer 
Sondermülldeponie, einer Kehrichtverbrennungs- oder einer Kompo­
stieranlage in der Nähe seines Wohnorts konkretisiert. Das Schlag­
wort von der verantwortungslosen St.Florians-Politik ist schnell 
zur Hand, es wird aber der Komplexität der auslösenden Gründe nicht 
ganz gerecht. Es sind grundsätzliche, tiefgreifende Aspekte der mo­
dernen technischen Zivilisation, welche hier mitspielen, und welche 
der Gemeinschaft bei der Abfallentsorgung verwehren zu erkennen. 
dass das gemeinsame Wohlergehen ohne die Leistungen Einzelner ge­
fährdet wird. 

Fehlendes Verständnis für die technisch-organisatorischen Grundla­
gen der Existenzsicherung 

Der amerikanischee Politologe Karl W. Deutsch, der sich mit der 
Schweiz als einem typischen Fall gelungener politischer Integration 
ausführlich beschäftigte, stellte fest, dass zur Stabilität einer 
Gemeinschaft ganz allgemein die "positive Kovarianz der Werte" ge­
hört. Deutsch versteht darunter, dass es in einer stabilen Gemein­
schaft niemandem auf Kosten der übrigen besser gehen darf, dass 
also eine Verbesserung der Lage eines einzelnen zumindest ohne 
Nachteile - und zweckmässigerweise sogar von Vorteil - für die Ge­
meinschaft sein muss. Und umgekehrt: Das gemeinschaftliche Wohler­
gehen muss von jedem Mitglied der Gesellschaft als in seinem urei­
gensten Interesse liegend empfunden werden. 

Eine solchermassen erlebte Interessengemeinschaft bildet eine we­
sentlich zuverlässigere Grundlage und "unterbaut die Gemeinschaft 
viel wirksamer, als es juristische Regeln oder Institutionen tun 
können" (Deutsch). In der geschichtlichen Entwicklung funktionsfä­
higer DemOkratien kommen staatliche Institutionen und rechtliche 
Regelungen erst später und bilden nur noch den formellen Ausdruck 
der bereits vollzogenen Integration. Wird die Zweckmässigkeit des 
gemeinschaftlichen Vorgehens täglich erlebt, so ist man eher be­
reit, ein übergeordnetes Recht anzuerkennen. Verliert sich das ge­
meinschaftliche Interesse - oder ist es nicht mehr sichtbar - so 
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wird auch die Akzeptanz der gemeinSChaftlichen Regelungen kleiner 
und lokale, regionale oder sonstwie partikuläre Interessen überwie­
gen. 

Gemeinschaftliches Vorgehen muss ständig neu als zweckmässig erfah­
ren werden, nur so wird es von genügender Beständigkeit. Verhalten, 
das als unnötig empfunden wird, verliert an breiter Zustimmung. Und 
genau hier scheinen die Wurzeln der Akzeptanzprobleme zentraler 
Entsorgungsanlagen für Abfälle aller Art zu liegen. Wie soll eine 
Standortregion einsehen, dass ein vom übergeordneten Recht (z·B. 
Bund) verlangtes Endlager erstens wirklich notwendig ist, und zwei­
tens ausgerechnet dort erstellt werden soll 7 Es ist doch bisher 
auch ohne gegangen und ausserdem - sollen die Verursacher die Ab­
fälle bei sich entsorgen! 

Die moderne technische Zivilisation bietet nämlich wenig Anreiz, 
den Nutzen der Gemeinschaft in seiner ganzen Breite bewusst zu er­
leben. In der arbeitsteiligen Gesellschaft wird das meiste gemein­
schaftlich und zum Teil zentral erzeugt - auch die Abfälle. Der 
Konsument sieht allerdings nur die vorteilhafte Seite der Versor­
gung. Die Güter und Dienstleistungen der Industrie und Wirtschaft 
sind da, die Hausapotheke ist voll, die Kleider sind chemisch ge­
reinigt und der Strom kommt aus der Steckdose. Die Versorgung wird 
unterbewusst als, selbstverständlich betrachtet. Wenn sie als Pro­
blem erkannt wird, so als ein wirtschaftliches ("Ich möchte noch 
dies und das - dafür brauche ich mehr Geld") und nicht als ein 
technisCh-organisatorisches ("Wie wird das alles eigentlich er­
zeugt 7"). Dass bei der Produktion der meisten Waren auch Abfälle 
entstehen, das geschieht ausserhalb der direkten Erfahrung des Kon­
sumenten, und erst recht ausserhalb seines Verantwortungsgefühls. 
Wie soll man sich auch für etwas verantwortlich fühlen, von dem man 
genaugenommen nichts weiss 7 

So geniesst man individuell die Segnungen kollektiver Daseinsvor­
sorge, ohne sich individuell an den kollektiven Lasten beteiligen 
zu wollen - und zu müssen. Die Nachteile der technischen Zivilisa­
tion können von ihren Vorteilen entkoppelt und als etwas selbst­
ständig Böses empfunden werden, das es kompromisslos zu bekämpfen 
gilt. Industrieabfälle sind in dieser Optik nicht die unvermeidli­
che FOlge der vorteilhaften gemeinschaftlichen Produktion, sondern 
vermeidbar und nur durch den bösen Willen der Grosschemie, der 
Atomwirtschaft oder der profitorientierten Sondermüllexporteure 
verursacht. Es ist nur zu gut verständlich, dass solche Abfälle 
niemand entsorgen will. 

Die "demokratische" Verdünnung und der "undemokratische" Einschluss 

Ein weiterer Mechanismus hilft mit, dass eine wirklich wirksame Ab­
fallbeseitigung politisch so schwer durchzusetzen ist. Schädliche 
Stoffe, die weder wirtschaftlich genützt noch technisch weiter ver­
arbeitet werden können, kann man bekanntlich auf zwei Arten besei­
tigen. Man kann sie erstens auf unschädliche Werte verdünnen und in 
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die Atmosphäre oder in Vorfluter einleiten, oder aber man sammelt 
sie ein, konzentriert sie auf und isoliert sie durch einen sicheren 
Einschluss von der Biosphäre. Die Einleitung der Abgase der Automo­
toren und Heizungen in die Atmosphäre oder der Abwässer in Flüsse 
und Seen sind Beispiele für die verdünnungs-Strategie der Abfallbe­
seitigung, die oft auch DD-Strategie (dilute and disperse) genannt 
wird. Das Rückhalten der Schwebstoffe aus dem Rauch einer Kehricht­
verbrennungsanlage und die anschliessende Einlagerung des giftigen 
Filterstaubs in einer Sondermülldeponie oder ganz allgemein der 
Brennstoffkreislauf der Kernenergienutzung wären Beispiele für die 
Einschluss- oder Ce-Strategie der Abfallbeseitigung (concentrate 
and confine). 

Die Verdünnungs-Entsorgung ist billig und einfach - und bisweilen 
(etwa für CO. bei den Verbrennungsprozessen) grundsätzlich nicht zu 
vermeiden. Sie bereitet aber bedeutende Probleme: 

- Die Umweltbelastung erfolgt als Regel. 
Es besteht die Gefahr der Kumulierung: Der Gesamtausstoss vie­
ler, an sich kleiner Emittenten kann den. im Einzelfall mögli­
chen Verdünnungseffekt unterlaufen und die natürlichen Regene­
rationsraten der Luft und der Gewässer können so überschritten 
werden. 
Die Probleme sind oft zu spät sichtbar und es kann zu irrever­
siblen Eingriffen in die Umwelt kommen (Kippeffekte). 

Die Nachteile der Verdünnungs-Entsorgung spürten wir in den sechzi­
ger Jahren am Zustand der Gewässer, heute am Smog und an den Wald­
schäden. Die Verdünnungs-Entsorgung gerät zunehmend in Verruf und 
es besteht ein eindeutiger Trend zur Ce-Strategie: Man sucht soviel 
SChadstoffe wie möglich zurückzuhalten (Filter, Abgaswäsche, Ab­
wasserreinigung ... ) oder den Ausstoss durch technische Massnahmen 
(Katalysator, Heizölentschwefelung, phosphatfreie Waschmittel ... ) 
beziehungsweise durch Vorschriften (Geschwindigkeitsbegrenzung, Mo­
torabstellen bei Rotlicht ... ) zumindest zu begrenzen. 

Einen "Vorteil" hat aber die VerdünnungS-Strategie. Sie ist im ge­
wissen Sinne des Wortes "demokratisch" - alle bekommen einen Teil 
der Auswirkungen zu spüren. So überrascht es nicht, dass die Mass­
nahmen zur Einschränkung der Verdünnungs-Entsorgung durchaus popu­
lär sind, dass es in den letzten dreissig Jahren gelungen ist, die 
Seen durch Kläranlagen zu sanieren und dass die Luftverschmutzung 
die Einführung der Katalysatortechnik trotz der höheren individuel­
len Kosten herbeiführte - auf eine saubere Luft ist schliesslich 
die Lunge eines jeden Stimmbürgers angewiesen! 

Die Entsorgung durch Einschluss der konzentrierten Abfälle in Zwi­
schenlagern, Sondermülldeponien und Endlagern ist auf der anderen 
Seite grundsätzlich umweltfreundlicher. Die Abfallstoffe bleiben 
vom menschlichen Lebensraum in der Regel isoliert - ihr Entweichen 
etwa in Gewässer bleibt auf Ausnahmen wie Lecks und Störfälle be­
schränkt, kann wirksam überwacht und durch zweckmässige Einschluss­
massnahmen auf unschädliche Werte begrenzt werden. Die Entsorgung 
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durch Einschluss lässt sich zwar nicht immer technisch realisieren. 
Objektiv gesehen ist aber die Einschluss-Strategie wo immer mBglich 
und wirtschaftlich tragbar der Verdünnung und Verteilung vorzuzie­
hen. 

Subjektiv gesehen ist die Lage anders. Bei der Akzeptanz der Ein­
schluss-Massnahmen spielt uns unsere Psyche einen bBsen Streich. 
Die Einschluss-Strategie ist nämlich im oben erwähnten Sinne "unde­
mokratisch". Die Gesamtmenge der Abfälle vieler Nutzniesser muss 
zentral an einem Ort beseitigt werden, in einer Deponie, in einem 
Endlager. Warum hier und nicht woanders? 

Die Anhäufung der Abfälle an einem Ort lässt eigentümlicherweise 
nicht die Freude darüber aufkommen, dass man sie am Eindringen in 
unseren Lebensraum erfolgreich gehindert hat. Durch ihre Menge wird 
man sich vielmehr erst ihrer Gefährlichkeit bewusst, die man bei 
ihrer Verteilung kaum wahrnimmt. Solange jedermann im Fotoapparat 
oder in der Armbanduhr eine QueCksilberbatterie herumträgt und po­
tentiell die Umwelt belastet, besteht kein Anlass zur Aufregung -
obwohl bekanntlich ein wesentlicher Teil der Batterien im Haushalt­
müll landet und nicht unbedingt umweltkonform entsorgt wird. Wer­
den die Batterien aber in den Sammelstellen abgegeben und häufen 
sich mangels geeigneter Sondermülldeponie vorübergehend zentral 
tonnenweise an, so nimmt man ihre Toxizität plBtzlich wahr und emp­
findet sie als neu entstandenes übergrosses Umweltrisiko - obwohl , 
gerade dieses durch das Einsammeln stark reduziert wurde. 

Eine.aktuelle Erkenntnis mag diesen Gedankengang illustrieren: Bei 
dem Tschernobyl-Unfall wurden über das Gebiet der Schweiz rund 
10'000 Curie radioaktiver Stoffe verstreut und auf die BevBlkerung 
- wollen wir es sarkastisch lIdemokratisch ll nennen - verteilt. Es 
ist praktisch die gleiche Aktivitätsmenge; die jährliCh aus dem Be­
trieb aller bestehenden schweizerischen Kernkraftwerke als schwach­
bis mittelradioaktiver Abfall resultiert (wenn auch in anderer Nu­
klidzusammensetzung). Wegen der Verdünnung blieb die Strahlenbela­
stung aus Tschernobyl-Ausfall im Mittel über 90 % unter der natür­
lichen jährlichen Strahlendosis und dürfte somit keinen nachweisbar 
schädlichen Effekt auf unsere Gesundheit haben. Die Gesellschaft 
hat sich auch dementsprechend zwar sehr über die Tatsache aufge­
regt, dass ein Unfall mit lokal so verheerenden Folgen passieren 
konnte - die Gefahr einer radiologischen "Katastrophe" in der 
Schweiz wurde aber nie ernsthaft diskutiert. Diese Gefahr wird pa­
radoxerweise erst dann empfunden, wenn die gleiche Menge Aktivi­
tätsmenge statt verteilt nun konzentriert, auslaughemmend verfe­
stigt und hinter wasserdichtem Gestein mehrere hundert Meter tief 
im Bergesinnern in einem Endlager eingeschlossen werden soll. 

Schlussfolgerungen 

Die objektiv wünschbare Beseitigung der Abfälle durch Einschluss 
wird also politisch nur schwer akzeptiert, 

- einmal, weil sie die Leistung einer Region zugunsten der Allge-
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meinheit voraussetzt, deren Nutzen nicht unmittelbar erfahren 
wird, 

- und ausserdem, weil das Risiko dieser Leistung, die Gefahr für 
die Region masslos überschätzt wird. 

Trotzdem bleibt der Einschluss der schädlichen Abfallstoffe die 
einzige gangbare Entsorgungsstrategie und muss - je früher, desto 
besser - für möglichst viele Abfallkategorien realisiert werden. 
Dieses Dilemma lässt sich nur lösen, wenn dazu vermehrt positive 
lokale und regionale politische Impulse ausgehen, und wenn der Bei­
trag einer Region zur Lösung einer gemeinsamen Aufgabe von der Ge­
meinschaft gebührend gewürdigt wird. Ganz offensichtlich braucht es 
zu dieser Einsicht einer sorgfältigen Aufklärungsarbeit seitens 
technisch-industrieller Kreise, aber auch viel Mut seitens der Po­
litiker, welche ihre Umweltverantwortung ernst nehmen und ökOlogi­
sche Themen nicht nur unter dem Gesichtspunkt tagespolitischer 
Opportunität betrachten. 

Trotz der gegenwärtigen Probleme ist hier ein gewisser Optimismus 
angebracht: Eine gesunde demokratische Gemeinschaft konnte bislang 
stets auf mutige Taten ihrer Mitglieder rechnen. 

Literaturhinweis: 

Karl W. Deutsch - Die Schweiz als ein paradigmatischer Fall pOliti­
scher Integration; Verlag Paul Haupt, Bern, 1976 

KPAPFS87, Baden, den 28.9.1987 
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Or. o . Bröcklng 

Bundesministerium für Umwelt, Natur~chutz 

und Reaktorsi.ch.rheit 

1. Zusammenfassung 

I 

Das Atomg,s.tz schreibt vor, daß radioaktiv. Reststoff. vorzugs­
weise schadlos zu verwerten ,sind .. Soweit die Materialien zur 
nichtkontrollierten Verwertung freig.g.b,n werden sollen, enthAlt 
die Strahle"schutzverordnung ke,'n, einschligig.n Vorschriften 
wohl abe~ Orientierungshilf,n. Die. RegeJung.n für die Freigab,' 
müss.n durch die zuständig! B.h6rd. 'M Einzelfall festg.l.gt 
werd.n. Eine diesbezüglich. Richtlinie für Freigab.werte ist in 
Vorbereitung< 

Reststoff. sowie au'- u. abgebaute Anlag.nt.il •• die radioaktive 
Abfäll. sind, müssen geordnet beseitigt werden. Sie sind dazu an 
ein. vom staat bestimmte Stelle abzuliefern. Eine anderweitige 
Beseitigung bedarf der Zustimmung der zuständigen Behörde. Insbe­
sondere kann der Inhab.r ein.r ato~rechtl'ichen Genehmigung von 
den Freigrenzenbestimmungen für radioaktive Abfälle keinen Ge­
brauch machen. 

2 . GRUHPLEGEHDE BEGRIEFE 

2.1 Radioaktiy' Abfäll" Re.tstoffe 
Beim Betrieb der Kernkraftwerke, sonstig,r kerntechnischer Ein­
richtungen und bei der Isotopenanwendung in Forschung. Medizin 
und Technik fallen radioaktive Reststoff. an, die nicht mehr 
benötigt werden und die man entweder beseitigen oder ,wiederver­
werten kann. Sollen dies. Stoffe aus GrÜnd.n des Strahlenschutzes 
od.r anderen GrÜnd.n bes.itigt werden. so bezeichnet man si. als 
radioaktive Abfälle. Nicht zu den Reststoff.n zählen aus- u. 
abgebaut~ Anlag.nt.ile, für die im Obzig.n aber dass •. lbe gilt wie 
für Rohstoff •• , 

2.2 EotJofgung 
Die Gesa~theit aller MaBnah~en zur sicherh.itst.chnisch ein­
wandfrei.n Entfernung aller anfallend.n, für den Betri.b nicht 
mehr benötigten radioaktiven Hat.riali.n aus den K.rnanlag.n und 
aus dem sonstig.n U.gang _it radioaktiv.n Stoffen b.zeichnet Ran 
als Entsorgung. Oie Beseitigung radioaktiv.r Abfille ist also nur 
.in Teil d.r Entsorgung. die den gesa.ten B~reich der radioakti­
ven Reststoffe sowie d.r aus- und abg.baut.n Anlag.nt.il. u~faßt. 

3 • IHIEftHAIIDHALE REgELUNGEN UHD EUfEEHLUHGEH 

Das Probl.m der Entsorgung ist von off.nkundig funda.entaler­
Bedeutung für alle staat.n, die sich für die Nutzung der Ker­
nenergie entschieden haben. Oi.s hat zur Folg., daß nicht nur 
di.s, Staat.n national. Regelung.n erlassen. sondern sich auch 
die mit den Fragen d.r K.rn.n.rgi. ~nd d.s Strahl.nschutz.s b.­
faßten lnternational.n Organisationen int.nsiv daMit aus.in­
andersetzen. 
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Oie Internationale Atomenergie-Organisation (lAEO' wirkt auf dem 
Gebiet des Strahlenschutzes Ober Empfehlungen un"d Sicherheitsnor­
men (Safety Serie,). Dabei kommt den Transportbestimmungen "Regu­
lations for the Safe Transport of Aadioactive Material," besonde­
re Bedeutung zu. Sie sind Gegenstand internationaler Übereinkom­
men und Grundlage fOr die ver'ehrsrechtlichen Regelungen in der 
Bundesrepublik (Gefahrgutverordnungen). 

Oie Europäische Gemeinschaft erliBt neben Empfehlungen auch Ver­
ordnungen. die von den Mitgliedsstaaten inhaltlich in das jewei­
lige nationale Recht Zu übernehMen sind. FOr den Strahlenschutz 
sind die "GrundnorMen fOr den Gesundheitsschutz der Bevölkerung 
und der Arbeitskräfte gegen die Gefahren ionisierender Strahlun­
gen" aus dem Jahre 1980 von Bedeutung. Aufgrund dieser EG-Vor­
schrift ist eine Anpassung der geltenden Strahlenschutzverordnung 
erforderlich. Die EG-Grundnormen ent,halte~ insbesondere die Ge­
nehmigungspflicht für die Beseitigung sowie Freigrenzenregelun­
gen. 

Strahlenschutzgrundnormen werden auch von der Organisation für 
Wirtschaftliche Zusamme'narbeit und Entwicklung (OECOl verab­
schiedet (OECD 70l. Sie sind für die Vertragsstaaten nicht ver­
bindlich. 

Die genannten internationalen Organisationen haben Regelungen 
erarbeitet, die zwar für die Entsorgung wichtig sind. Aber keine 
dieser Regelungen betrifft die Entsorgung speziell und ist zu­
gleich verbindlich. 

Ein den Zwecken der Entsorgung dienehdes Abkommen ist das Lon­
doner Dumping Übereinko~men. das u.a. die ~ndlagerung radioak­
tiver Abfill~ im Meer für die Vertragsstaaten verbindlich regelt. 

4. DIE ENTSORGUNG IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

4. 1 Atomsesetz 

Das "Gesetz über die friedliche 
den Schutz gegen ihre Gefahren" 
trale Rechtsvorschrift für alle 

Verwendung der Kernenergie und 
(Atomgesetz. AtGl ist die zen­
Aspekte der Nutzung der Kernen-

ergie in der Bundesrepublik Deutschland. 

Wichtigste Bestimmung über die Verwertung radioaktiver Reststoffe 
und die Beseit~gung radioaktiver Abfälle ist der § 9a: 

§ 9a Verwertung radioaktiver Reststoffe und Beseitigung 
radioaktiver Abfälle 

(1' Wer Anlagen, in denen mit Kernbrennstoffen umgegangen 
wird. errichtet, betreibt. sonst innehat. wesentlich 
verändert. stillegt oder beseitigt. auBerhalb solcher 
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AnJa9~n mit radioaktiven Stoffen umgeht oder Anlagen zur 
Erzeugung ionisierender Strahlen betr~ibt, hat dafür zu 
~orgen. daß anfallende radioaktiv. Reststoft. sowie aus­

gebaute oder abgebaute radioaktive Anlagenteil. 
1. den in § 1 Nr. 2 bis 4 bezeichneten Zwecken entspre­

chend schadlos verwertet werden oder. 
2. soweit dies nach dem Stand von Wissenschaft und Tech­

nik nicht möglich. wirtschaftlich nicht vertretbar 
oder mit den in § Nr. 2 bi~ 4 bezeichneten Zwecken 

unvereinbar ist. als radioaktive Abfälle geordnet 
beseitigt werden. 

(2) Wer radioaktive. Abfälle besitzt. hat diese an eine 
Anlage nach Absatz 3 abzuliefern. Dies gilt nicht. soweit 
Abweichendes durch eine auf Grund dieses Gesetzes erlas­

sen. Rechtsverordnung bestimmt oder auf Grund dieses 

Gesetzes oder ein.r solchen Rechtsverordnung angeordnet 

oder genehmigt worden ist. 

(3. Die Länder haben Land.ssammelstellen für die Zwi­

sch.nlagerung der in ihr.m Gebi.t angefallenen radioak­
tiv.n Abfälle, d.r Bund hat Anlagen zur 5ich.rstellung 

und zur Endlagerung radioaktiver Abfäll •• inzurichten. 

Si. könn.n sich zur Erfüllung ihrer Pflicht.n Dritt.r 

b.dienen. 

Die dadurch vorgeg.ben.n Struktur.n sind in Abb. darg.st.llt, 

wob.i auch für die Entsorgungspraxis wichtig. R.alisierung.n d.r 

grundsätzlich möglichen Vorgeh.nsw.ise b.rücksichtigt sind. 

Z.ntral.s Probl.m ist die Entsorgung d.r abgebrannten Br.nnele­

m.nt. und die B.s.itigung d.r radioaktiv.n Abfäll •. Abg.b~annt. 
Brenn.lemente werd.n sowo~l in deutsch.n als auch in ausländi­

schen Anlag.n auf der Basis lang,fristig.r V.rträg. wi.d.r­

aufg.arb.it.t. Aufgrund d.r genehmigt.n und b.antragten Kapazi­

tät.n zur ZWisch.nlag.rung und d.n vertraglich v.r.inbart.n Wi.­

deraufarbeitungsleistungen ist dieser Teil Entsorgung gesichert. 

4.2 B.scitiauns 

4. 2 • 1 Geordnet. Bes.itigung als radioaktiver Abfall 

§ 9. Abs. (2. v.rlangt die Abli.f.rung radioaktiv.r Abfäll. an 

.in. d.r in Abs. (3' genannt.n Anlag.n: Di. Lande,samm.lstell.n 

für die Zwischenlagerung d.r in ihrem G.biet ang,'all.n.n Abfälle 

w.rden von den Lindern eing.richt.t, d.r Bund ist verantwortlich 

für die Einrichtung von Sich,rlt.11uD9'- ynd Eodlag.rn, der.n 

Er~ichtung und Betrieb nach § 9b AtG der Planfeststellung b.dür­

f.n. 

Die Einrichtung der Landessa~melstellen und ihr Betrieb gehören 

inzwischen zur Selbstverständlichkeit im nichtkerntechnischen 
Ber.ich, der radioaktive Abfälle verursacht. 

Das Entwicklungskonzept 

gisehen For~ation.n vor. 
sieht die Endlagerung in ti@fen 9.010-­

Die Verwirklichung der Endlager geht 
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voran. Die ehemalig. Eisenerzgrub. KanTad ist für die Einlagerung 
von radioaktiven Abfällen vorgesehen, die kein. Wärme produzie­
r.n. Der Niedersächsischen Pianfest,tellung,behörde sind bereits 
die Planunt.rlag.n vorgelegt worden. Mit dem Einlag.rung,beginn 
wird für Anfang der 90z19.r Jahre gerechnet. 

Das geplante Endlager im Salzstock Gorleben ist nach den der­
zeitigen Planungen das einzige Endlager, in dem neben schwach­
und mittelradioaktiven Abfällen auch hochradioaktiv •• wärm.ent­
wickelnde radioaktive Abfälle eingelagert werden können. 

Der Salzstock Gorleben wird seit 1979 von der Deutschen Gesell­
schaft zum Bau und Betrieb von Endlag.rn für Abfallstoffe mbH 
(OBEl im Auftrage der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt 
(PlB) auf seine Eignung als Bundesendlager für radioaktive Abfäl­
le untersucht. 

Aufgrund der Ergebnisse der übertägigen Standorterkundung durch 
Bohrungen und geophysikalische Untersuchungen hat die PTB in ih­
rem "Zusammenfassenden Zwischenb.richt " die Eignungshöffigkeit 
des Salzstocks Gorleben festgestellt. Hit den Vorbereitungen für 
die. untertigige Erkundung wurde begonnen. 

4 • 2 • 2 Andtrw,itig. 8",itigung 

Bei den Begriffsbestimmungen in § 2 AtG wird eine wichtige Ein­
schränkung getroffen: 

(2) Nicht als'radioaktive Stoffe im Sinne' des Gesetzes 
gelten solche radioaktiven Abfälle. die nicht an Anlagen 
nach § 9a Ab,. 3 abzuliefern sind und für die wegen der 
geringfügigen Aktivität keine besondere Beseitigung zum 
Schutz von Leben. Gesundheit und Sachgütern vor den Ge­
fahren der Kernenergie und der schädlichen Wirkung ioni­
sierender Strahlen nach § 9a Abs. 2 Satz 2 bestimmt, 
angeordnet oder genehmigt worden ist. 

Damit wird sich~rgestelltt daß radioaktive Abfälle wie gewöhn­
liche Abfälle behandelt werden können. falls der Sachverhalt der 
geringfügigen Aktivitäten vorliegt. 

Für den Ahwender ist die Konkretisierung des Begriffs "gering­
fügige Aktivität " von Bedeutung. § 4 der Strahlenschutzverordnung 
(StrISchV) regelt den genehmigungsfreien U~gang mit radioaktiven 
Stoffen. Insbesondere besagt § 4 Ab •• 4 Satz 1 I Nr. 2e. daß ober­
halb einer spezifischen Aktivität vo~ 10- 4 _fachen der Freigrenze/" 

g. (für Co-SO: 3.1 Bq/g' die Beseitigung von Abfällen aus dem 
beruflichen Bereich der Geneh~igung bedarf. Es darf daraus nun 
nicht geschlossen werden. daß radioaktive Abfälle aus einer 
g,n,bmigyngspflicbtigen Tätigkeit unterhalb der genannten Werte 
ohne weiteres wie nichtradioaktive Stoffe behandelt und beseitigt 
werden dürfen. 
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§ 47 Abs. 3 StrlSchV v~rlan9t ausdrücklich, daß di@ Ablieferungs­
pflicht durch die Heranziehung der Vorschriften über die Frei­
grenzen nicht U~9an9.n werden darf. Die Freigrenzenregelung der 
StrlSchV steht den AbfalIv.rursaehern nicht zur Verfügung. 

Andererseits kann eine behördlich. Freist.l1ung Von der Ablie­
ferungspflicht durch eine Genehmigung erfolgen. wobei die Rege-
lung des § 4 Abs. Satz 1 Nr. 2. als Indiz berücksichtigt werden 
d • r f • 

Zur Gewährleistung einer 
Rundschreiben des SMI vom 

einheitlichen 
2 0 .09 • 1 979 , 

Anwendung hoißt os i m 

Auch bei Abfällen, die aus genehmigungspflichtiger Tätig­
keit mit radioaktiven Stoffen entstanden sind, können die 
Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 AtG vorliegen. Für die 
Beantwortung der Frage, ob es sich bei ihnen um eine 
"geringfügige Aktivität" im Sinne des § 2 Abs. 2 AtG 
handelt, ist aber hier vor allem Art, Menge und Hiufig­
~eit der radioaktiven Abfälle maßgebend. Die Regelung des 
§ 4 Abs. 4 Satz Nr. 2e StrlSchV kann in dieseM Zusam­
menhang als ein Indiz berücksichtigt werden. Eine Frei­
stollung von dor Ablioforungspflicht noch § 47 ABs. 1. § 
3 StriSchV mit einer Genehmigung Zur Beseitigung als 
gewöhnlicher Abfall kommt daher nur i,n Betracht, wenn von 
der Behörde eine nur geringfügige Aktivität bejaht wird, 
bei der unter Berücksichtigung von Art, Henge und Häufig­
keit der Abfälle aus Strahlenschutzgründen weder eine 
b·esondere Art der Beseitigung angeordnet no-eh die Geneh­
migung mit entsprechenden Auflagen verbunden werden muß. 
Ist .in. Beseitigung als gewöhnlicher Abfall geneh~igt, 

gilt dieser nicht mehr als radioaktiver Stoff im Sinn. 
deos AtOMgesetzes. 

4.3 Verwertung 
Gemäß § 9 a AtG sind Reststoffe und Anlagenteile schadlos zu 
verwerten. falls dies wirtschaftlich vertretbar ist und den 
Schutzzielen des Atomg.s.tz •• nicht zuwider läuft. Im Falle von 
Komponenten. Ausrüstungsgegenständen und Gebäuden bietet sich in 
vielen Fäll.n die .infachste Form d.r Verwertung, die dir.kt. 
Wied.rverw.ndung. an. 

4.3.1 Wi,d,rv,rweoduog 

Für die Wiederverwendung nicht 
ta.iniert sein können. ist der 

aktivierter Gegenstände, 
§ 64 StrSchV zutroffond. 

dio kon-

§ 6~ fS} laboratorien und Arbeitsplätz •• die für den 
Umgang mit off.n.n radioaktiven Stoff.n bestimmt sind. 
dürfen erst dann 
sie nach Absatz 3 

für and.r. Zw.ck. verwendet .werd.n, 
CAnleg. IX) dekontaminiert word.n 
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Der zustind~gen Behörde ist d •• Änderung der Zweckbestim­
mung des Laboratoriums oder des Arbeitsplatzes vor Wie­
derb, nutzung anzuzeigen. 

Die in Anla~e IX StrlSchV genannten Kontaminationsgrenzwert. 
10.37 Bq/cm fur ß- -Strahlorl wordon auch auf Gogon.tindo I§ 64 
(3)) angewandt. die aus dem Kontrollbereich herausgebracht und 
anderweitig genutzt werden sollen. 

Soweit aus bzw. abg,baut. Anlag.nt,ile i_ Rahmen der schadlos," 
Verwertung wiederverwendet werden sollen. sind durch die Genehmi­
gungsbehörde zusätzli~h Beschränkungen für die spezifische Akti-• vitAt festzulegen. 

4.3.2 Wi,d.rv,rw,rtuog 
Im Gegensatz zur Wiederverwendung soll unter Wi,d,rv,rwertung di, 
Verwendung der Rest,toff. sowie aus bzw. abgebauter Anlag,nt.l-
1. als Ausgang,mat,rial für di, Herstellung neuer Produkt •• als 
ein Recycling von Reststoffen, verstanden werden. 

Die Wi.d.raufarbeitung der bestrahlten BrenneleMent. mit Rück­
'fQhrung der unverbra~chten Kernbrennstoffe. die Bestandteil des 
Entsorgungskonzeptes der Bundesregierung ist. stellt eine solche 
Wiederverwertung dar und entspricht damit der Forderung des § 9a 
A t G • 

Für die Wiederverwertung kOMmen auch 
verwendungsfähige radioaktive Stoffe 
gene Quell.n) in Betracht~ 

sonstige nicht mehr direkt 
tz.B. weitgehend abgeklun-

Angesichts der großen Mengen von Metallschrott, in erster Linie 
Stahl, der bei Nachrüstung.n, Reparaturen und Stillegungen an­
fällt und der für eine schadlose Verwertung in Frage k.o.mt, ist 
dieses Problem von Dringlichkeit. W.gen des grenzüberschreitenden 
Handels mit Schrott oder den gefertigten Produkten MUß eine in­
ternational abgestimmte Lösung gefunden werden. Die Beratungen 
sind natio-nal und auf EG-Ebene in eine. sehr fortgeschrittenen 
Stadium. Auch IAEA hat sich inzwischen des Proble.s ang.no •• en. 
aber noch keine EMpfehlung gegeben. 
Die Wiederverwertung des .etallisch.n Schrotts kann grundsätzlich 
auf zwei verschiedenen Weg.n erfolgen: 

4.3.2.1 Kontrolli.rt. Verwertung 
Oie Haterialien werden als radioakt!ve Stoffe kontro'lliert einge­
schMolzen. Oie Ver- und B.arbeitung erfolgt im Rah.en einer ato.­
rechtlichen UMgangsgenehMigung. Anhand der spezifischen Aktivität 
der Schmelze wird über die Weit.rverw,ndungsMöglichk'it,n ent­
schieden. Von besond,r~r Bedeutung ist die Herstellung von Pro­
dukten, die wieder in der Kerntechnik genutzt werd.n (Abfallbe­
hilter. Abschir.platten). Einzelheiten dazu sind i. Genehmigungs­
bescheid für die Verwertung zu reg.ln .. 
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5.4.3.2.2 Fr@igabe zum allg,m,in,n EinschMelzen 
Die Matert'alien werden soweit dekontaminiert, daß si' als nicht 
mehr radioaktiv freigegeben und dem normal,n Schrott zugeführt 
werden können. Die v,rbl,ibend, Ob,rflich,nkontamlnation darf 
dazu die Wert, der Anlag, IX Spalt. 4 StrlSchV nicht überschrei­
t,n. Ferner muß für die spez. Aktivität ,in Grenzwert festgelegt 
werd.n. 

Im Vorfeld der/in Kürz, zu erwartenden bund,s,inh,itlich,n Rege­
lung d,s Problems der Freigab, von Schrott zur· schadlos.n Verwer­
tung hat sich auf Länd.r,bene ,ine Genehmigungspraxis herausge­
bildet, die sich an den Fr,igrenzreg,lung,n der Strahl,nsc,hutz­
verordnung orientiert. In Tab. 1 sind einig. Grenzwerte der 

StrlSch~ angegeben. die in diesem Zusammenhang herangezogen wer­
den • 

Gemäß § 4 Abs. ist unterhalb des Wertes von 74 Bq/g aus Anlage 
111 Nr. 2 der Verordnung keine Umgangsgenehmigung erforderlich. 
Die Anwendung dieses Grenzwertes auf die Belange der schadlos.n 
Verwertung ist problematisch, der Gebrauch des Wertes als Frei­
gabegrenzwert ungerechtfertigt. Ohne auf Einzelheiten der 00-

sisberechnung eingehen zu wollen. sei festgestellt. daß die An­
wendung dieses Wer-te. fOr harte Gamma-Strahler zu unerwOnscht 
hohen Dosen in der Bevölkerung führen könnte. Oie Bedeutung die­
ses Grenzwertes liegt darin, daß man für radioaktive Stoffe, die 
sich bei normalen Industrieprozessen akkUMulieren können, kein 
Genehmigungserfordernis schaffen wollte. 

Der bereits erwähnte Grenzwert gemäß S 4 Abs. 4 N r • 2 
-60 

fache Freigrenze/g; 3,7 Bq/g für Co ) gilt fOr die 
gungsfreie Beseitigung radioaktiver Abfälle. Er 
schadlose Verwertung nicht vorgesehen und kann 

ist für die 
allenfalls als 

Rein formal wird di.s. auch durch den Grenzwert der spezifischen 
Aktivität für die genehmigungsfreie Herstellung von Bedarfsge­
genständen (0.37 Bq/g gemäß § 4 Ab •• 4 Satz 2cl deutlich. Bei 
einer uneingeschränkten F'reigabe von Schrott mit einem Grenzwert 
von 3.7 Bq/g oder darüber ist nicht auszuschließen, daß aus die­
sem Material Bedarfsgegenstände mit einer spezifischen Aktivität 
oberhalb von 0.37 Bq/g hergestellt werden. 

Es sei im übrigen hervorgehoben, daß 0,37 Bq/g nicht der Grenz­
wert für die spezifische Aktivität in Bedarfsgegenständen ist. 
sondern nur für die genehmigungsfreie Herstellung derselben. Als 
Orientierungswert für die Freigabe kommt dieser Grenzwert durch­
aus in Betracht. 
Die StrSchV enthält 
spez. Aktivität für 
tung. 

somit keinen 
die Freigabe 

verbindlichen Grenzwert der 

zur freien Verwer-

Zusa~menfassend stellen sich die derzeitigen Regelungen wie folgt 
dar: 
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Für di~ nicht kontrollierte schadlos. Verwertung kommen nur Mate­
rialien in Frage, deren spezifische Aktivität die Werte der Anla­
ge 111 Nr. 2 und deren Oberflächenkontamination die Werte der 
Anlage IX Spalte 4 unterschreitet. Darüber hinaus muß die zustän­
dige Behörde im Einzelfall prüfen. welche zusätzlichen Beschrän­
kungen für die spezifische Aktivität aufzugeben sind. 
eei der Herstellung von Produkten aus diesen Materialien sind die 
übrigen Bestimmungen des § 4 Str5chV zu beachten. 

Die Beratungen für eine Richtlinie zur SCh8dlos~n Verwertung von 
Stahl schrott sind in fortgschrittenem Stadium. Diese Richtlinie 
wird die folgenden wesentlichen ZOge aufweisen. 
Grundsätzlich wird gemäß einer Empfehlung der Strahlenschutzkom­
mission CSSK) die Herstellung von Produkten für die Kerntechnik 
~evorzugt. Damit trägt man dem Gebot der Strahlens(hutzverordnung 
Rechnung, auch unterhalb bestehender Grenzwerte die Strahlenbela­
stung so niedrig wie möglich zu halten. Sollten aus technisch 
wirtschaftlichen Gründen Ausnahmen gerechtfertigt sein, so werden 
als Eckwerte für die Freigabe von Stahl schrott , dessen direkte 
Wiederverwendung ausgeschlossen werden kann. vorgeschlagen: 

Oberflächenkontamination kleiner als die Werte der Spalte 4 der 
Anlage IX 
spez. Aktivität kleiner als Bq/g, 

Dies entspricht auch dem Vorschlag einer Arbeitsgruppe der Euro­
päischen Gemeinschaft, 1m Falle einer direkten Wiederverwendung 
oder allgemeiner bei einer Fr~igabe. in deren Verlauf nicht von 
einer nennenswerten Verdünnung ausgegangen werden kann, wird der 
Wert 0,1 Bq/g für angemessen gehalten. 

5. DIE MEERESVERSENKUNG ALS BEISPIEL fÜR DIE BEDEUTUNG 
INTERNATIONALER ÜBEREINKÜNFTE IM BEREICH DER 
ENTSORGUNG RADIOAKTIVER ABElLLE 

Als Beispiel für weitere Möglichke.ten der geordneten Beseitigung 
radioaktiver Abfälle sei 8uf die Meere.versenkung eingegangen. 

1972 haben sich ca, 60 staaten 8uf die London Dumping Convention 
geeinigt. Dieses Abkommen sieht vor, daß Versenkung.aktionen nur 
durchgeführt werden dürfen, wenn der jeweilige Mitgliedsstaat 
dies in Übereinstim.ung mit. den Regeln des Abkommens unter Anwen­
dung der Empfehlungen dor IAEA genehmigt hat. 

·Für die Bunde.republik ergibt sich folgende Situation: 
Nach heutigem Kenntnisstand ist die Beseitigung von radioaktiven 
Abfällen an Land ohne Beeinträchtigung des Allgemeinwohls und 
ohne unverhältnismäßig hohen Aufwand möglich. Damit entfällt eine 
nach dem Ratifizierungsg~setz zum Londener Übereinkommen zur 
Verhütung der Meeresverschmutzung durch das Einbringen von Abfäl­
len durch Schiffe und Luftfahrzeuge vom 11. Februar 1977 notwen­
dige Voraussetzung für die Erteilung einer Erlaubnis zu~ Einbrin­
gen von Abfällen ins Heer. Die andere Erlaubnisvoraussetzung. daß 
nämlich die Versenkung iM Heer keine nachteilige Veränderung der 
Beschaffenheit des Meerwassers verursacht, ist somit für die 
Entscheidung nicht von Bedeutung. DUMpingaktionen können nicht 
genehmigt werden. 
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Tab. 1: Grenzwerte für die spezifische Aktivität in ein­
schlägigen Bestimmungen, welche im Zusammenhang 
mit der schadlosen Verwertung diskutiert worden 
sind. 

BESTIMMUNG GRENZWERTE BEDEUTUNG DES 

DER StrlSchV Bq/g GRENZWERTES 

I 4 Ab •. 1 74 Bq/g Genehmigungsfreier 

Anlage IU Nr. 2 Umgang 

I 4 Ab •• 4 10-+ .eFrelgrenze/ 9 Genehmigungsfreie 

Nr. 20 3.7 Bq/g far Co-60 Beseitigung von AbfOllen 

aus dem beruflichen 

Bereich 

I 4 Ab •. 4 0.37 Bq/g Genehmigungsfreie 

Nr. 2c Herstellung von 

BedorfagegenatOnden 

RESTSTOFFE ANLAGENTEILE 

BESEITIGUNG 
SCHADLOSE 

VERWERTUNG 

... - .."..- IIImOI-
....,....".. 

MFNJ.. ............. -
-- K""","""", ..... ........,. -- - -.... 

." .. " ... """"""'" ~ ...... 
K_ """"""'-

Abb. 1: Entsorgungsstrukturen für Reststoffe und An­
lagenteile. 
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~ECHTLICHE ASPEKTE IN DER SCHWEIZ 

H. Seiler 

Bundesamt für Energiewirtschaft, Bern 

1. Allgemeines 

1.1 Entstehung und Stand der Gesetzgebung 

a. Radioaktive Abfälle 

Grundlage für die Kernenergie und den Strahlenschutz, ist heute noch 

das Bundesgesetz vom 23.12.1959 über die friedliche Verwendung der 

Atomenergie und den Strahlenschqtz (AtG)1. Dieses Gesetz enthält 

nur knappe Bestimmungen über die Entsorgung: 

zum einen unterwirft es den Umgang mit Rückständen der Bewil­

ligungspflicht und der Aufsicht des Bundes; Anlagen zur Lage­

rung oder Unschädlichmachung von Rückständen sind Atomanlagen 

und unterstehen ebenfalls der Bewilligungspflicht und Aufsicht 

des Bundes 2 . 

zum anderen muss der Inhaber einer Atomanlage, wenn die Be­

triebsbewilligung widerrufen wird, alle Gefahrenquellen der 

stillgelegten Anlage beseitigen3 • 

Nähere Vorschriften über die Beseitigung radioaktiver Abfälle fin­

den sich in der Strahlenschutzverordnung von 1976 (SSVO)4. Grund­

züge dieser Regelung sind: 

das Gebot der Abfallminimierung und das Verbot der unkon­

trollierten BeseitigungS; 

Grenzwerte, unterhalb denen Abfälle an die Umwelt abgegeben 

oder wie inaktive Abfälle beseitigt werden dürfen6 ; 

die Pflicht, feste radioaktive Abfälle an den Bund abzuliefern 

und entsprechend eine Pflicht des Bundes, diese Abfälle einzu­

sammeln und zu beseitigen7 • Diese Pflicht gilt allerdings nur 

für Abfälle, die nicht aus Kernkraftwerken oder Wiederaufar­

beitungsanlagen stammen. Für solche Anlagen geht die Verordnung 

davon aus, dass der Inhaber selber für die Beseitigung der Ab­

fälle sorgt. 
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fest, dass derjenige, der radioaktive Abfälle erzeugt, fUr ihre 

sichere Beseitigung sorgen muss 9 . 

Zur Zeit ist eine Totalrevision des Atomgesetzes vorgesehen. 

Dabei soll die Materie aufgeteilt werden in ein Strahlenschutz­

gesetz und ein Kernenergiegesetz. Eine grundsätzliche Umgestal­

tung der Entsorgungsregelung ist damit nicht vorgesehen, wohl 

aber eine präzisere Regelung und die Schliessung etlicher 

LUcken. 

b. Andere Abfälle 

Die Beseitigung anderer als radioaktiver Abfälle war lange Zeit 

durch kantonale Gesetze geregelt. Im Bereich des Gewässer­

schutzes gibt es seit 1955 eine bundesrechtliche Regelung, die 

mit dem Gewässerschutzgesetz von 1971 verschärft wurde 10 . 

Nach diesem Gesetz ist es verboten, Stoffe, die geeignet sind, 

das Wasser zu verunreinigen, in Gewässer einzubringen oder ab­

zulagern 11 . Jede Einleitung oder Ablagerung in und an Gewäs­

sern bedarf einer Bewilligung, welche nur erteilt wird, wenn 

die Einleitung nicht verunreinigend ist 12 . 

1983 wurde das Umweltschutzgesetz 13 erlassen, welches ein 

ganzes Kapitel über Abfälle enthält 14 : Der Inhaber von Abfäl­

len muss diese vorschriftsgemäss verwerten, unschädlich machen 

oder beseitigen. Abfälle dürfen nur auf bewilligten Deponien 

gelagert werden. Auf das Umweltschutzgesetz stUtzen sich 

mehrere Verordnungen, die Abfälle zum Gegenstand haben: Die 

Stoffverordnung von 1986 15 hat zum Ziel, die Menge der ge­

fährlichen Abfälle möglichst zu reduzieren, indem die Verwen­

dung bestimmter Stoffe verboten wird. Die Verordnung von 1976 

über den Verkehr mit Sonderabfällen 16 regelt den gesamten 

Verkehr mit Sonderabfällen, namentlich mit dem Zweck, den un­

kontrollierten Abfalltourismus zu unterbinden. Des weiteren ist 

eine allgemeine Abfallverordnung in Vorbereitung, die techni­

sche und organisatorische Vorschriften Uber Entsorgungsanlagen 

und Abfallspezifikationen enthalten wird. 

1.2 Behörden, zuständigkeit 

a. Radioaktive Abfälle 

Der Vollzug der Vorschriften Uber die Entsorgung radioaktiver 

Abfälle ist Sache des Bundes. Innerhalb der Bundesverwaltung 
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Das Bundesamt für Energiewirtschaft (BEW) resp. dessen 

Hauptabteilung für die Sicherheit der Kernanlagen (HSK) ist 

zuständig für Kernanlagen; deren Inhaber müssen, wie wir 

gesehen haben, die Abfälle selber beseitigen. Sie haben zu 

diesem Zweck die Nationale Genossenschaft für die Lagerung 

radioaktiver Abfälle (NAGRA) gegründet, die sich auf pri­

vatwirtschaftlicher Basis mit der Konzipierung und Stand­

ortsuche für Endlager befasst. Die HSK übt die Aufsicht 

über diese Beseitigung aus, also über Behandlung, 

Transporte, Konditionierung und Lagerung in Kernkraftwer­

ken, aber auch über die Arbeiten der NAGRA. 

Das Bundesamt für Gesundheitswesen (BAG) ist zuständig für 

die radioaktiven Abfälle, die nicht aus dem Bereich der 

Kernenergie stammen. Diese Abfälle werden vom Bund einge­

sammelt. Das BAG organisiert diese Sammelaktionen und über­

wacht die Durchführung. Die eingesamelten Abfälle werden im 

Eidgenössischen Institut für Reaktorforschung (EIR) 

zwischengelagert. ES' ist vorgesehen, diese Abfälle ge­

meinsam mit denjenigen aus der Kernenergie in einem End­

lager der NAGRA zu beseitigen. 

b. Andere Abfälle 

Im Unterschied zu den radioaktiven ist bei den anderen Abfällen 

die zuständigkeit zwischen Bund und Kantonen aufgeteilt. Der 

Bund erlässt die Vorschriften, während der Vollzug grund­

sätzlich Sache der Kantone (in Zusammenarbeit mit den Gemein­

den) ist. Innerhalb der Bundesverwaltung liegt die Zuständig­

keit beim Bundesamt für Umweltschutz. 

1.3 Grundzüge der Sicherheitsphilosophie 

In den letzten Jahren hat sich eine allgemeine Sicherheits­

philosophie für die Beseitigung aller Arten von Abfällen (ra­

dioaktiver und anderer) entwickelt. Es sind noch nicht alle 

Komponenten dieser Philosophie klar auf Gesetzesstufe festge­

legt, sie ergibt sich jedoch aus verschiedenen behördlichen 

Aeusserungen und Stellungnahmen. 

a. Sicherheit 

Primäres Ziel ist die Sicherheit, bzw. Unschädlichkeit. Die Ab­

fälle sollen nicht zu Schäden an Mensch und Umwelt führen, und 



zwar weder heute noch in Zukunft. Für radioaktive Abfälle wird -4: 

dieses Schutzziel durch eine behördliche Richtlinie quantifi­

ziert, auf die wir später noch eingehen werden 17 . 

b. Verursacherprinzip 

Das Verursacherprinzip ist sowohl für die radioaktiven als auch 

für die anderen Abfälle ausdrücklich im Gesetz festgelegt 18 . 

Das Verursacherprinzip bedeutet nicht zwingend, dass der Er­

zeuger der Abfälle die ganze Entsorgung selber ausführen muss, 

wohl aber dass er dafür bezahlen muss. wirtschaftlich gesehen 

bedeutet das, dass die Entsorgungskosten in die Produktions­

kosten des Abfall verursachenden Gutes (z.8. Elektrizität, 

chemische Produkte) internalisiert werden. 

c. Heutige Generation 

Eine besondere Erscheinungsform des Verursacherprinzips ist der 

Grundsatz, dass die heutige Generation, die von den Abfall ver­

ursachenden Tätigkeiten profitiert, auch für die Entsorgung 

aufkommen muss. Spätere Generationen sollen nicht nur keinen 

Schaden erleiden, sondern auch keine Entsorgungsarbeiten aus­

führen müssen für Abfälle, die wir ihnen hinterlassen. Dieses 

Prinzip hat das Entsorgungskonzept der nicht überwachten End­

lagerung zur Folge. Eine Lagerung, deren Sicherheit abhängig 

wäre von einer Jahrhunderte dauernden Ueberwachung (unbe­

fristete Zwischenlagerung oder überwachte Endlagerung) würde 

diesen Anforderungen nicht genügen. Auch das ist in der er­

wähnten Richtlinie 19 enthalten, und es ist auch vorgesehen, 

dieses Prinzip im neuen Kernenergiegesetz ausdrücklich festzu­

schreiben. 

d. Inland 

Als letztes ist das Prinzip zu nennen, wonach die im eigenen 

Land produzierten Abfälle auch im eigenen Land entsorgt werden 

sollen. Eine Beseitigung im Ausland ist damit nicht rundweg 

ausgeschlossen. Effektiv exportierte die Schweiz bisher den 

grössten Teil ihres nicht radioaktiven Sondermülls. Die neuere 

Tendenz geht aber doch dahin, dass wir eine moralische Pflicht 

annehmen, unsere Abfälle auch selber zu beseitigen. Die Ar­

beiten der NAGRA im Hinblick auf die Errichtung von Endlagern 

ist daher für alle Kategorien von radioaktiven Abfällen auf 

Standorte in der Schweiz ausgerichtet. Eine internationale Ar-
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später einmal unter Berücksichtigung aller umstände als besser 

erweisen sollte; aber primär wollen wir mal eine Lösung bei uns 

suchen. 

2. Entsorgungsnachweis 

a. Radioaktive Abfälle 

Als man in der Schweiz die ersten Kernkraftwerke plante und 

baute, schienen die Entsorgungsprobleme inexistent: Die abge­

brannten Brennelemente gingen nach Frankreich zur Wiederaufar­

beitung, die Betriebsabfälle zur Meeresversenkung. Erst als die 

COGEMA in Aussicht stellte, die hochaktiven Wiederaufarbei­

tungsabfälle wieder zurückzuliefern, und als zudem die Meeres­

versenkung zunehmend unter Beschuss geriet, stellte sich auch 

in der Schweiz die Frage: Wohin mit den Abfällen? In den 

70er-Jahren wurde denn in der Oeffentlichkeit zunehmend die An­

sicht vertreten, die weitere Produktion radioaktiver Abfälle 

sei nur zu verantworten, wenn auch Lösungen für deren Beseiti-

gung nachgewiesen seien. Im Bundesbeschluss zum Atomgesetz wur-

de daher 1978 ein Passus aufgenommen, wonach neue Kernkraftwer-

ke nur bewilligt werden, wenn die Entsorgung gewährleistet 

ist20 . Wir haben also in der Schweiz ein gesetzlich festge­

legtes Junktim zwischen Entsorgungsnachweis und Ausbau des 

Kernenergieprogramms. Dieses gesetzliche Erfordernis gilt 

freilich nur für neue Werke, nicht für bereits bestehende. Für 

diese verfügte aber 1978 die Bewilligungsbehörde, dass bis Ende 

1985 ein Projekt vorliegen müsse, das für die sichere Ent­

sorgung und Endlagerung Gewähr bietet; anderenfalls würden die 

Betriebsbewilligungen dahinfallen. Die NAGRA hat daraufhin ein 

"Projekt Gewähr" ausgearbeitet und anfangs 1985 den Bundesbe­

hörden abgeliefert. Der Entscheid des Bundesrates über dieses 

Projekt ist in den nächsten Wochen zu erwarten. 

b. Andere Abfälle 

Eine gewisse Art von Entsorgungsnachweis gibt es seit Jahren im 

Bereich des Gewässerschutzes: Das Gewässerschutzgesetz sieht 

vor, dass Bauten nur errichtet werden dürfen, wenn die Abwas­

serbeseitigung gewährleistet ist21 . Für die Übrigen Abfälle 

gibt es jedoch noch keinen Entsorgungsnachweis, insbesondere 

auch für giftige Sonderabfälle nicht. Man darf also nach wie 

vor Giftstoffe, die einmal zu Abfällen werden, produzieren, 
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geschlossen, dass die politischen Schwierigkeiten bei der 

Standortsuche für Sondermülldeponien rein faktisch in nächster 

Zeit auch einen gewissen Druck auf die Erzeugung von Sondermüll 

ausüben werden. 

3. Beseitigung radioaktiver Abfälle im einzelnen 

3.1 Grundsätzliche Möglichkeiten 

Es gibt zwei grundsätzlich verschiedene Entsorgungswege für ra­

dioaktive Abfälle, nämlich: 

Abfälle, die bestimmte Freigrenzen unterschreiten, können 

deklassiert und anschliessend an die Umwelt abgegeben oder 

wie inaktive Abfälle behandelt werden, 

andere Abfälle müssen eingesammelt und anschliessend be­

seitigt werden. 

3.2 Deklassierung 

Im Prinzip können radioaktive Abfälle aller Aggregatszustände 

deklassiert werden. Im einzelnen gilt folgendes: 

a. Radioaktive Gase und Flüssigkeiten 

Art. 107 der Strahlenschutzverordnung legt für die Abgabe ra­

dioaktiver Gase und Flüssigkeiten in Luft und Wasser Nuklid­

grenzkonzentrationen in Form maximaler zeitlicher Mittelwerte 

fest. Dabei handelt es sich im Grunde um Immissionswerte. Zudem 

können aber in der Bewilligung für einen bestimmten Betrieb 

auch die Abgaberaten - also die Emissionswerte - begrenzt wer­

den, wobei die betrieblichen Erfordernisse und die Emissionen 

benachbarter Betriebe zu berücksichtigen sind. Für Kernanlagen 

werden die Abgabelimiten in der Betriebsbewilligung festge­

legt. Dabei werden auch die Ganzkörperdosen für Einzelpersonen 

der Bevölkerung sowie deren Belastung durch Direktstrahlung in 

der Umgebung der Kernanlagen limitiert. 
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Artikel 105 der Strahlenschutzverordnung erlaubt, feste Abfälle 

mit einer spezifischen Aktivität von max. 20 pCi/g für Alpha~ 

strahler oder 20 nCi/g für Betastrahler wie inaktive Abfälle zu 

beseitigen. Diese Grenzwerte sind allerdings zugeschnitten auf 

kleine Mengen, wie sie etwa in Labors udgl. anfallen. Bei gros­

sen Mengen, wie sie typischerweise in Kernkraftwerken vorkom­

men, kann sich auch bei Einhaltung dieser spezifischen Aktivi­

täten eine nicht unbedenkliche Gesamtaktivität ergeben. Die HSK 

hat daher eine zusätzliche Limite festgelegt, nämlich eine 

Oberflächendosisleistung von max. 10 uR/ho Abfälle unterhalb 

dieser Limite können von der HSK als inaktiv freigegeben wer­

den. 

3.3 Entsorgung nicht deklassierbarer Abfälle 

Abfälle, die nicht deklassiert werden können, müssen gelagert, 

konditioniert und schliesslich beseitigt werden. 

Für Zwischenlagerung und Konditionierung bestehen auf Gesetzes­

ebene keine besonderen Bestimmungen. Auf Verordnungsebene be­

sagt die Strahlenschutzverordnung, dass Gase, Aerosole und 

Flüssigkeiten wenn möglich niedergeschlagen bzw. verfestigt 

werden müssen 22 . Für diejenigen Abfälle, die an den Bund ab­

geliefert werden müssen, also die Abfälle, die nicht aus dem 

Bereich der Kernenergie stammen, besteht zudem eine Verordnung 

von 1977 über die Sammlung und Ablieferung radioaktiver Abfäl­

le 23 , welche einige Vorschriften namentlich über Sortierung 

und Behandlung der Abfälle bis zur Lagerung enthält. 

Die Verwertung abgebrannter Brennelemente, konkret die Wieder­

aufarbeitung, ist in der Schweiz im Unterschied etwa zu 

Deutschland, nicht vorgeschrieben. Bisher steht die Wiederauf­

arbeitung im Vordergrund, aber eine direkte Endlagerung der 

Brennelemente wäre ebenfalls erlaubt. 

Für die Beseitigung steht die Endlagerung im Vordergrund; es 

ist aber nicht die einzige Möglichkeit. Das Gesetz spricht nur 

von "Beseitigung" und lässt bewusst offen, auf welche Art sie 

erfolgt. Bedingung ist nur, dass die Beseitigung endgültig und 
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nicht ausgeschlossen. Andere Möglichkeiten, zum Beispiel die 

Transmutation, wären ebenfalls zulässig, wenn sie technisch 

erfolgverheissend wären. 

Der Export von radioaktiven Abfällen zur Beseitigung ist, 

wie wir schon gesehen haben, zwar unerwünscht, aber nach 

heutiger Gesetzgebung nicht ausgeschlossen. Im neuen Kern­

energiegesetz ist vorgesehen, dass die Ausfuhr radioaktiver 

Abfälle zur Beseitigung nur bewilligt wird, wenn bei der Be­

handlung die international anerkannten Grundsätze eingehal­

ten werden. Damit soll verhindert werden, dass unsere Abfäl­

le in Ländern mit ungenügenden Sicherheitsvorschriften auf 

fragwürdige Art beseitigt werden. 

3.4 Bau von Endlagern 

3.4.1 Bewilligungen/Verfahren 

Endlager für radioaktive Rückstände sind Atomanlagen und 

unterstehen grundsätzlich den gleichen Bewilligungsvoraus­

setzungen wie Kernkraftwerke. Um die Eignung einer be­

stimmten Region als Endlagerstandort abzuklären, sind vor­

gängig eingehende geologische Untersuchungen erforderlich. 

Auch diese unterstehen der Bewilligungspflicht. Im einzelnen 

sind also für den Bau eines Endlagers folgende Bewilligungs­

schritte erforderlich: 

1. Bewilligung für vorbereitende Handlungen 24 

Diese Bewilligung erlaubt die Durchführung geologischer Un­

tersuchungen, zum Beispiel Geophysik, Bohrungen, Sondier­

stollen. Bewilligungsinstanz ist der Bundesrat (Bundesre­

gierung) in erster und einziger Instanz. Die Arbeiten unter­

stehen der Aufsicht des Bundes; das erlaubt den Bundesbehör­

den, von Anfang an bei der Erhebung der für die Sicherheits­

beurteilung relevanten geologischen Daten dabei zu sein. 

2. Rahmenbewilligung 

Wenn die Untersuchungen so weit fortgeschritten sind, dass 

die Sicherheit am betreffenden Standort grundsätzlich bejaht 

werden kann, kann ein Rahmenbewilligungsgesuch gestellt wer­

den. Die Rahmenbewilligung ist die eigentliche Grundsatzbe­

willigung und genehmigt den Standort und das Projekt in sei-
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rechtskräftig zu werden, bedarf die Rahmenbewilligung aber noch 

der Genehmigung durch die Bundesversammlung (Bundesparla-

ment)26. Man ersieht daraus, dass die Rahmenbewilligung auch 

als eine politische Bewilligung konzipiert ist. 

3. Baubewilligung 

Der nächste Schritt ist die Baubewilligung, welche die bau­

lichen Elemente der Anlage im Datail festlegt. Bewilligungs­

instanz ist wieder in einziger Instanz der Bundesrat27 • 

4. Betriebsbewilligung 

Der Betrieb - d.h. die Einlagerung von Abfällen - bedarf 

schliesslich einer Betriebsbewilligung, die ebenfalls in ein­

ziger Instanz vom Bundesrat erteilt wird 27 . 

Auf eine Erteilung der Bau- und Betriebsbewilligung besteht ein 

Rechtsanspruch, wenn die Voraussetzungen erfüllt sind, das 

heisst aber nicht, dass diese Bewilligungen mehr oder weniger 

automatisch erteilt werden, wenn eine Rahmenbewilligung vor­

liegt. Die Rahmenbewilligung muss zu einem Zeitpunkt erteilt 

werden, in welchem die geologischen Kenntnisse über den Stand­

ort notwendigerweise noch lückenhaft sind. Während des Baus 

werden zusätzliche Kenntnisse anfallen, die unter Umständen die 

bisherigen Sicherheitsannahmen in Frage stellen könnten. Es 

wird also vor Erteilung der Betriebsbewilligung nochmals eine 

umfassende, aufdatierte Sicherheitsbegutachtung erforderlich 

sein. 

3.4.2 Materielle Voraussetzungen 

Die gesetzlichen Bewilligungsvoraussetzungen sind sehr unbe­

stimmt umschrieben, Die Bewilligung ist zu verweigern, wenn 

dies notwendig ist zur Wahrung der äusseren Sicherheit der 

Schweiz, zur Einhaltung der von ihr übernommenen völker­

rechtlichen Verpflichtungen oder zum Schutz von Menschen, 

fremden Sachen oder wichtigen Rechtsgütern28 • 
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Richtlinie R-21 der Sicherheitsbehörde enthalten sind, also: 

Schutzziel 1 

"Radionuklide, die als Folge von realistischerweise anzunehmen­
den Vorgängen und Ereignissen aus einern verschlossenen Endlager 
in die Biosphäre gelangen, sollen zu keiner zeit zu Individual­
dosen führen, die 10 mRem/Jahr überschreiten. 

Wenn sich die Auswirkungen mehrerer Endlager überlagern, gilt 
die Dosislimite für die Summe aller Beiträge." 

Für die Beurteilung, ob dieses Schutzziel eingehalten ist, wer­

den namentlich auch Störfallanalysen durchzuführen sein. Die 

Richtlinie legt nicht fest, was für Störfälle "realistischer­

weise" anzunehmen sind. Namentlich die Fälle des menschlichen 

Eingriffs in den Endlagerbereich werden hier noch Diskussionen 

verursachen. 

Schutzziel 2 

"Ein Endlager ist so auszulegen, dass es jederzeit innert ei­
niger Jahre verschlossen werden kann. 

Nach dem Verschluss eines Endlagers muss es möglich sein, auf 
Sicherheits- und Ueberwachungsmassnahmen zu verzichten." 

Dieses Schutzziel ist Ausfluss des Prinzips, dass künftige Ge­

nerationen aus der Abfallproduktion der heutigen Generation 

keine Lasten sollen übernehmen müssen. Man soll das Endlager 

verschliessen und vergessen können. Eine weitere Ueberwachung 

ist zwar erlaubt, sie darf aber kein notwendiges Element in der 

Sicherheitsbeurteilung sein. 

3.4.3 Enteignung und sachenrechtliche Fragen 

Möglicherweise wird sich kein Grundeigentümer finden lassen, 

der freiwillig auf seinem Grundstück ein Endlager für radioak­

tive Abfälle zulassen will. Für diesen Fall hat der Gesetzgeber 

ein Enteignungsrecht vorgesehen29 für die Errichtung von End-
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Bundesrat kann das Enteignungsrecht auch an Private über-

tragen. Dem Endlagerprojektanten braucht nicht unbedingt das 

Volleigentum verschafft zu werden; für die unterirdischen Teile 

des Endlagers genügt es, wenn dem Endlager-Erbauer ein Baurecht 

eingeräumt wird, das ihm erlaubt, unter einem bestimmnten 

Grundstück ein Endlager zu errichten. 

Ein besonderes Problem ergibt sich dabei für Endlager in 

grosser Tiefe. Nach schweizerischem Recht ist das Grundeigentum 

vertikal nicht unbegrenzt; es reicht nur so weit in die Tiefe, 

als ein Ausübungsinteresse besteht30 . Unterhalb dieses Be­

reichs ist herrenloses Gebiet, das in der Hoheit des Kantons 

steht, und in welchem auch nicht auf dem Wege der Enteignung 

private Rechte begründet werden können. Um in diesem Bereich 

ein Endlager bauen zu können, ist somit eine Sondernutzungs­

konzession des Kantons erforderlich. Ein Rechtsanspruch auf Er­

teilung dieser Konzession besteht nicht. 

3.4.4 Verschluss, Ueberwachung, Schutzbereich 

Ueber den Verschluss eines Endlagers enthält das geltende Recht 

überhaupt keine Vorschriften. Da das erste schweizerische End­

lager frühestens in etwa 50 Jahren verschlossen werden wird, 

haben wir noch ein bisschen Zeit, diese Fragen zu regeln. 

Jedenfalls wird es erforderlich sein, vor dem definitiven Ver­

schluss noch einmal eine abschliessende und gründliche Sicher­

heitsbeurteilung durchzuführen. 

Man wird auch nach dem Verschluss die Informationen über das 

Lager und seinen Inhalt aufbewahren. Diese Aufgabe wird zweck­

mässigerweise vom Bund übernommen werden, um eine möglichst 

lange Aufbewahrungsdauer zu gewährleisten. Das ist denn im 

neuen Kernenergiegesetz auch so vorgesehen. Als zusätzliche 

Sicherheit sollten wenn möglich auch internation.ale Organisa­

tionen alle solchen Informationen zentral sammeln. Entsprechen­

de Regelungen gibt es aber noch nicht. 
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Schutzziel 2 entbehrlich sein. Eine Besonderheit gilt jedoch 

für den Störfall des menschlichen Eindringens in den Endlager­

bereich oder seine Umgebung (Anbohren usw.): Die Sicherheitsbe­

urteilung eines Endlagers beruht zu einern guten Teil auf gewis­

sen geologischen Voraussetzungen, zum Beispiel auf der Wan­

derungszeit von Radionukliden vorn Endlager bis zur Biosph~re. 

Wenn nun diese Wanderungszeit durch menschliche Aktivitäten 

verkürzt wird, so kann unter Umständen der Sicherheitsbeurtei­

lung ihre Basis entzogen werden. Das neue Kernenergiegesetz 

sieht aus diesem Grund in der Umgebung von Endlagern einen 

Schutzbereich vor, in welchem Eingriffe wie Tiefbohrungen, 

Sprengungen usw. grundsätzlich verboten sind. 

3.4.5 Haftung, Versicherung 

Ein Endlager ist eine Kernanlage und untersteht damit den 

Haftpflicht- und Versicherungsvorschriften des Kernenergiehaft­

pflichtgesetzes von 198331.Das gilt jedenfalls - in Ueberein-

stimmung mit der Ansicht der NEA (Nuclear Energy Agency der 

OECD) - für die Betriebsphase. Für die postoperative Phase ist 

die Rechtslage unklar und umstritten. So oder so wird aber eine 

Zivilrechtliehe Haftung dafür keine adäquate Regelung sein 

können: Wenn ein Endlager nach dem Verschluss einen Schaden 

verursacht, dann wohl kaum schon nach einigen Jahren, sondern 

nach Jahrhunderten oder Jahrtausenden. Höchstens eine 

staatliche Entschädigungsregelung könnte, wenn überhaupt, hier 

für Schadenersatz sorgen. Das geltende Recht enthält dafür kei­

ne befriedigende Regelung. 
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Vortrag V 37, Jahrestagung 1987 des Fachverbandes für Strahlenschutz, 

Basel, 6. - 9. 10. 1987 

Zur Normung auf dem Gebiet der nuklearen Entsorgung 

K. Becker, Normenausschuß Kerntechnik im DIN, 

0-1000 Berlin 30 

Zunächst bedarf das Thema sicherlich einer gewissen Einengung und Präzisie­

rung. Nicht behandelt werden können beispielsweise - obwohl an sich auch 

zur Entsorgung gehörend - Normen zur Wiederaufarbeitung oder die Frage der 

Reststoffe, die mit Begriffen wie "Grenzwerte" und ode minimis" umschrieben 

werden .kann. Wie u.a. aus einem neuen Dokument der IAEA (1) hervorgeht, ist 

dieses Thema in vielen Ländern bisher noch nicht auf nationaler Ebene ge­

klärt und von einer internationalen Regelung ziemlich weit entfernt, obwohl 

nicht zuletzt im Arbeitskreis EAtsorgung des FS an konsensfähigen Formulie­

rungen gearbeitet wird (2). 

Abgesehen werden muß im Rahmen einer solchen Kurzdarstellung leider auch 

von einer an sich wünschenswerten vergleichenden inhaltlichen Analyse und 

Wichtung der verschiedenen nationalen und internationalen Gesetze, Richtli­

nien, Normen, Empfehlungen usw., die es für Themen wie Charakterisierung, 

Klassifizierung, Behandlung, Transport, Zwischen- und Endlagerung radioak­

tiver Abfälle bereits gibt. Andererseits vermittelt aber auch eine unvoll­

ständige Bestandsaufnahme der derzeitigen Situation schon gewisse interes­

sante Eindrücke und Informationen. 

Auffallend ist zunächst, daß sich von den inzwischen weit über 4000 kern­

technischen und Strahlenschutz-Normen des Rechtes und der Technik, die es 

derzeit auf der Welt gibt (und diese Zahl enthält noch nicht die medizini­

schen Strahlenanwendungen und andere Randgebiete), nur etwa drei Prozent, 

d.h. etwas über einhundert, mit den wichtigen und vieldiskutierten Themen 

des Managements radioaktiver Abfälle befassen. Dazu kämen dann allerdings 

noch Normen über Fragen, welche dieses Gebiet nur mehr oder weniger peri­

pher berühren, z. B. Analysenverfahren, Strahlenmeßtechnik, Filter, Ab­

schirmungen, Kontaminationsmessung, Dekontaminationsverfahren, Dichtheits­

prüfungen von Behältern usw .. Sie sollen ebenfalls nicht Gegenstand dieser 

Darstellung sein. 
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Ein umfassender Überblick über alle zugänglichen relevanten Normen und Be­

stimmungen wird in der 5. Auflage unseres Weltkatalogs der kerntechnischen 

und Strahlenschutz-Normen (3) zu finden sein, dessen Vorbereitung inzwi­

schen abgeschlossen ist, und der in den nächsten Monaten erscheinen wird. 

Gegenüber der letzten Auflage von 1984 (7) wird er nicht nur alle in den 

letzten Jahren neu oder überarbeitet erschienenen Dokumente aus den bereits 

bisher erfassten Ländern, sondern umfangreiches einschlägiges Material aus 

dem Ostblock, nuklearen Schwellenländern und aus Fernost enthalten. Die uns 

etwa Mitte 1983 bekannten rund aChtzig Gesetze und Normen wurden in Tabel­

le 1, die der letzten Auflage des Kataloges entnommen ist, aufgelistet. 

Dabei fällt auf, daß - wie auch auf anderen Gebieten - die USA mit etwa 50 

Richtlinien und Normen, die von ANS, ANSI, ASTM, IVS, NRC und EPA erarbei­

tet bzw. veröffentlicht wurden, schon damals über die mit Abstand größte 

Zahl von Dokumenten verfügte. In den letzten 15 Jahren versuchten die USA 

als einziges Land, ein das Gebiet abdeckendes, in sich geschlossenes Regel­

werk aufzustellen. Offensichtlich gilt die große Aufmerksamkeit, die in den 

USA Abfallfragen in den letzten Jahren wieder verstärkt gewidmet wurde, 

nicht nur den "zivilen" Abfällen aus Kerntechnik, Forschung und Medizin, 

sondern auch besonders den gewaltigen Mengen militärischer Abfälle, die in 

den frühen Jahren der Kernwaffenproduktion vom heutigen Standpunkt gesehen 

nicht immer optimal gelagert und beseitigt wurden. 

Dieses Regelwerk in den USA wird ständig weiterentwickelt durch 

- die Erarbeitung neuer Normen 

Überarbeitung noch benötigter, aber in Einzelheiten veralteter Dokumente, 

und durch 

- ersatzlose Zurückziehung obsoleter Dokumente. 

In Tabelle 2 sind als Beispiele einige dieser Normen, die sich z.T. noch in 

Erarbeitung befinden, zusammengestellt. Eine wichtige Rolle spielen außer­

dem im Vorfeld der Normung die vom Material Characterization Center entwik­

kelten ausführlichen MCC-Tests auf dem Abfallgebiet. 

Als ein anderes kerntechnisch stark engagiertes Land hat Frankreich inzwi­

schen fünf von seinen grundsätzlichen Sicherheitsregeln, die sich mit fe­

sten Abfällen aus der Wiederaufarbeitung befassen und die zwischen 1982 und 

1986 erschienen sind, zur besseren Verbreitung im Ausland auch ins Engli­

sche übersetzt. Sie sind in Tabelle 3 aufgelistet. 



No Issuing Body Tide Status No. Issuing Body Title Status 
(Country) {Remarks} (Country) (Remarks) 

6 NucJear Fuel Cycle JIS Z4902 JIS The 8ins for Solid Radioactive Waste in Door Pub 1960 

6.5 General Aspects of Radioactive Waste Management 
MSZl4344 MSZH Radioactive Wastes: Pub 1980 

Terms, Waste Categories -i 

MJ$-'6.1 ANS Measurement of the Leachability o.f Solidified Low-level Ust Management AI 

Radioactive Wastes TGL-Nr.25296 SAAS Strahlenschutz; Radioaktive Abprodukte Begriffe und 
CT 

Pub 12.74 111 

AN$-40.23 ANS Criteria for Acceptance of Radioactive Wastes at FederaJ Ust DefilJitionen; ~ 

Aepositories -; -; Ubersicht 
~ 

ANS·40.36 ANS Measurement of Radionuc!ides in Lew-Level Solid Wastes Ust -; -;. Haupttermini 
111 

ANS-55.1 ANS Solid Radioactive Waste Processing System for Light Pub 1979 
-; -; Abfallbearbeitung .... 

Water Reaetor Plants 
-; -; Abfallbeseitigung 

ANS-55.4 ANS Gaseous Radioaetive Waste Processing Systems for Light Pub 1979 
-; -; Oberflächenkontamination >: 

Water Reator Plants 
-; -; Abgasreinigung ~ 

-; -; Natriumabfällevon SBR .... 
ANS-55.6 ANS Liquid Radioactive Waste Processing System for Light Pub 1979 -; -; Behälter und Transport 111 

Water Reactor Plants -; -; Fremdsprachige Übersetzung der Begriffe 
-, 

ANS-57.2 ANS Design Objectives for Light Water Reactor Spent Fuel Pub 1976 (Available in nine parts: 25296/01 to 25296/09) 
111 

fANSl N210 Facilities at Nuclear Power Stations COU 8128 UNI Rifiuti radioattivi - Sistemazione in contenitori classificatl Pub 09.80 ::0 

rUnder Revision) dei rifiutl radioattivi solidi e liquidi ad eccezione di quelli AI 
CL 

ANSI N14.3 ANSI Packaging and Transportation of Radioactively Pub 1973 prodott! negli impianti nucleari ~ 

Contaminated Biological Materials 10 CFR 50 USNRC Policy Relating to the Slting of Fuel Reprocessing Plants AI 

(Under Revision) Appendix F (USA) and Related Waste Management Facilities 
UI .... 

ANSI N14.9.1 ANSI Packaging Liquid Radioactive Wastes from Nuclear Power Pub 1976 R.G. 1.21 USNRC Measuring, Evaluating, and Reporting Radioactivity in Iss 06.74 111 

Plants Solid Wastes and Release of Radioactivity in Liquid and I 

ANSI N15.10 ANSI Classification of Unirradiated Plutonium Scrap Pub 1972 
Gaseous Effluents fram Light Water-Cooled Nuc!ear ao 

111 
Power Plants UI 

ANSI N306 ANSI Interim Storage of High Level Liquid Radioactive Waste at Ust 
Fuel Reproeessing Facilities 

R. G. 1.70.27 USNRC Information for Safety Analysis Reports - Aadioactive Iss 04.75 .... 
Waste Management 

.... 
ANSI N313 ANS! Stabilization of Uranium-Thorium Milling Waste Retention Pub 1974 (SeealsoR.G.l.70) B 

Systems Rev 1981 R.G.1.110 USNRC Cost-Benetit Analysis for Radwaste Systems for c:: Iss 03.76 
ANSI N457 ANSI Management of Low Level Solid Wastes and Transuranie Ust Light-Water-Cooled Nuclear Power Reactors " 

Wastes (Issued for comments) 
<Q .,. 
111 00 

ANSI N458 ANSI Management of Low and Intermediate Level Liquid Ust R.G.1.143 USNRC Design Guidanee for Radioactive Waste Management Iss 10.79 " 0) 

Wastes from Fuel Reprocessing Plants Systems, Structures, and Components InstalIed in c:: 
ASME CS-1 ASME Construction and Inserviee Requirements for Containment Ust Light-Water-Cooled Nuc!ear Power Plants " Systems for Nuclear Spent Fuel and High-Level Waste rUnder Revision) CL 

Transport Paekagings R.G.3.13 USNRC Guide for Aceeptable Waste Storage Methods at UFs Iss 10.73 Z 
ASTM C 853 ASTM Nondestructive Assay of Special Nuc!ear Material Pub 1979 Production Plants 0 

Contained in Scrap and Waste R.G.3.48 USNRC Standard Format and Content for the Safety Analysis Iss 10.81 
-, 
a 

ASTM Bulk Resin Bead Method of Sampie Preparation for Mass Ust Report for an Independent Spent Fuel Storage Installation 111 
Analysis of Pu and U in Spent Reaetor Fuels R.G.3.49 USNRC Design of an Independent Spent Fuel Storage Installation Iss 12.81 " 

ASTM Non-Destructive Determination ofTransuranic Ust (Water-Basin Type) -Radioisotope Aetivity in Low Density Combustible Waste R.G.3.50 USNRC Guidance on Preparing a Lieense AppHcation To'Store Iss 01.82 " atthe 10 n CVg Level Spent Fuel in an Independent Spent Fuel Storag'e 
AI 

ASTM Standards Matrix for Waste Management Ust 
0 

Installation ::T 

EPA Remedial Action Standards for Inaetive Uranium Iss 12.82 R.G.3.53 USNRC Applicability of Existing Regulatory Guides to the Design Iss 07.82 

Processing Sites and Operation of an Independent Spent Fuel Storage -... 
EPA Standards for Management and Disposal of Spent Ort 12.82 Installation -

Nuc!ear Fuel, High-Level and Transuranic Waste R.G.4.17 USNRC Standard Format and Content of Site Charaeterization Iss 07.82 

GOST17606 GOST Verarbeitung und Endlagerung radioaktiver Abfälle Pub 1981 Reports for High-Level-Waste Geologie Repositories 

GOST20286 GaST Radioaktive Verunreinigungen und Entaktivierung Pub 1974 R.G.4.18 USNRC Standard Format and Content of Environmental Reports Iss 1983 

IAEA50-SG-011 IAEA Operational Management of Radioactive Ef:fluents and Ust 
for Near-Surface Disposal of Radioactive Waste 

Wastes Arising in Nuclear Power Plants 
R.G.7.2 USNRC Paekaging and Transportation of Radioactively Iss 06.7' 

ISO 6961 ISO Long-term Leaeh Testing of Radioaetive Waste Pub 10.82 
Contaminated Biologieal Materials 

Solidification Produets 
Task No. TP 020-4 USNRC Estab~ishing Quality Assurance Programs for Paekaging Ort 03.81 

ISO 6962 ISO Standard Method for Testing the Irradiation Stabi!ity of Pub 05.82 
Used 10 the Transport of Spent Fuel, High-Level Waste, 
and Plutonium 

Solidified Radioactive Waste (Proposed R, G.) 
GSN·12 JEN Almacenamiento Temporal de Residuos Radiactivos. Ort 1979 YVL 7.22 YVL Exemption from Control"of Wastes Generated in the 

(Temporary Sotorage of Radioactive Wastes) 
Ort 05.82 

Controlled Areas of Nuelear Power Plants 
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Tabelle 1 Fortsetzung 

No. lssuing Body Ti1le Status 
(Country) (Remarks) 

(AUS) Code of Praclice on the Management of Radioactive I" 1982 
Wastes trom the Mining and Milling of Radioactive 
Ores, 1982. 

BBL 19811-731 (eHE) Weisungen des BAG vom 4. November 1980 über die I" 11.80 
Behandlung radioaktiver leichen 

R·21 (eHE) Schutzziele für die Endlagerung radioaktiver Abfälle I" 10.80 
SR 732.012 (eHE) Verordnung vom 24. Oktober 1979 über vorbereitende 

Handlungen im Hinblick auf die Errichtung eines Lagers 
für radjaktive Abfälle (Verordnung über vorbereitende 
Handlungen) 

I" 10.79 

SR814.557 (eHE) Verordnung des EDI vom 18. März 1977 über die 
Sammlung und Ablieferung radioaktiver Abfälle 

I" 03.77 

GBII. Nr. 16, S. 224 (DDR) Anordnung über die zentrale Erfassung und Endlagerung 
radioaktiver Abfälle vom 11. Mai 1981 

I" 05.81 

GBII, Nr. 34, S. 347 (DDR) Anordnung zur Gewährleistung des Strahlenschutzes bei 
Halden und industriellen Absetzanlagen und bei der 

Iss 11.80 

Verwendung darin abgelagerter Materialien 
vom 17. November 1980 

(DDR) Anordnung über die Allgemeinen Leistungsbedingungen 
für die zentrale Erfassung radioaktiver Abfälle· im Entwurf 

Ust 

6GBli, S.41, 288 (DEU) Abfallbeseitigungsgesetz in der Fassung der Iss 01.77 
18GBli, S. 373 Bekanntmachung vom 5. Januar 1977, zuletzt geändert Amm 03.80 

durch Art. 13 des Gesetzes vom 28. März 1980 (BGBII, 
S.373) 
(See also 8GBli, S. 281 vom 4.3.82) 

BGBII, S. 281 (DEU) Zweites Gesetz zur Änderung des Iss 03.82 
Abfallbeseitigungsgesetzes vom 4. März 1982 
(See also 8GBli, S. 41, 288) 

BGBII, S. 2478 (DEU) Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zu den 
Ubereinkommen vom 15. Februar 1972 und 29. Dezember 

I" 12.77 

1972 zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch das 
Einbringen von Abfällen durch Schiffe und Luftfahrzeuge 
(Hohe-See-Einbringungsverordnung) vom 7. Dezember 
1977 

BGBIII, S. 165 (DEU) Gesetz zu dem Übereinkommen vom 15. Februar 1972 und I" 02.77 
18GBli, S. 373 29. Dezember 1972 zur Verhütung der Amm 03.80 

Meeresverschmutzung durch das Einbringen von Abfällen 
durch Schiffe und Luftfahrzeuge vom 11. Februar 1977, 
zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 28. 
März 1980 

Circulaire No. 429 (FRA) Circulaire n° 429 du 8 avril1975 relative atlx problemes 
d'hygiene publique dans les etablissements hospitaliers 

I" 04.75 

(extrait concernant les eaux at dechets radioactifs) 
(FRA) Avis aux utilisateurs de radio-elements soumis au regime 

d'autorisation prevu par le code de la sante pUblique, 
relatif al'elimination des dechets radioactifs (J.O. 

Iss 06.70 

du 6juin 1970) 

6,6 Treatment of Radioactive Wastes 

ANS VoliJme Reduction of Low Level Radioactive Waste Drf 1983 
ANS-40.35 

(Issued far comments) 
Pub 1979 

ANS-55.1 ANS Solid Radioactive Waste Processing System for Light 
Water Reactor Plants 

ANS Gaseous Radioactive Waste Processing Systems for Light Pub 1979 
ANS-55.4 

Water Reator Plants 

ANS Liquid Radioactive Waste Processing System for Light Pub 1979 
ANS-55.6 

Water Reactor Plants 
Pub 03.81 

DIN Anlagen zur Behandlung von r~dioaktiy konta~iniertem DIN 25416Teil1 
Wasser in Kernkraftwerken; Sicherheitstechmsch~ 
Anforderungen (Treatment of Radioactive C?ntammated 
Water in Nuclear Power Plants; Safety Requlrements) 
(Idential with KTA 3603) 

Pub 01.83 
DIN25416Teil2 DIN Anlagen zur Behandlung von radioaktiv kont.a.".'iniertem 

Wasser in Kernkraftwerken; Verfahren (Faclht~es for 
treatment for radioactive contaminated water m nuclear 
power plants; methods) 

Pub 1981 
GüST Verarbeitung und Endlagerung radioaktiver Abfälle GüST 17606 

Anlagen zur Behandlung von radioaktiv konta".1inie~em Pub 02.80 
KTA3603 KTA 

Wasser in Kernkraftwerken (Treatment of Rad,oactlve 
Contaminated Water in Nuclear Power Plant) 
(Identical with DIN 25416 Teilt) 

Ust 
KTA 3606 KTA Behandlung radioaktiver Konzentrate in K~rn~raftwerken 

(Treatment of Radioactive Concentrates wlth,n Nuclear 
Power Plants) 

Iss 06.73 
R.G.3.10 USNRC Liquid Waste Treatment System De~ig~ Guide for 

Plutonium Processing and Fuel Fabflcatlon Plants 
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Tille 
(Remarks) 

6.1 Disposal of Radioactive Wastes 

ANS-2.24 ANS Establishing Site-Related Geotechnicaf Parameters for 
5ile Seleelion, Design, Construction, Operation and 
Decommissioning of a Deep-Mined Aepository for 
DisposaJ of Nuclear Wastes 

ANS-40.5 ANS Design of High Jntegrity Containers for Low Level 
Radioactive Waste Disposal 

ANS40.12 

ANS-40.21 
ANS·40.23 

ANSI N14.9.2 

ANSI N595 

GM BI 1981, S. 163 

GMB11981, S. 511 

GMB11983, S. 220 

GOST 17606 
NCAP Report No.12 
NCRP Repart NO.16 
AECP 71 
10 CFR 60 

IOCFR 61 

ANS 
ANS 
ANS 

ANSI 

ANSI 
/ASTM 
BMI 

BMI 

BMI 

EPA 
EPA 

GOST 
NCRP 
NCRP 
UKAEA 
USNRC 
(USA) 

General Criteria for Radioactive Waste Disposal 
Siting and Operating Commercial Burial Grounds 
Criteria for Acceptance of Radioactive Wastes at Federal 
Repositories 
Packaging of Nuclear Power Plant Radioactive Processed 
Wastes Plants for Transport for Ultimate Disposal 
Specification and Tests for Materials for Construction for 
Retrievable Containers Used for Solid Waste Burial 
Musterbenutzungsordnung derlandessammelstellen für 
radioaktive Abfälle in der Bundesrepublik Deutschland 
vom 17.3.1981 
Grundsätzliche Konzeption für den Ausbau der 
landessammelstellen für radioaktive Abfälle vom 
26.10.1981 
Sicherheitskriterien für die Endlagerung radioaktiver 
Abfälle in einem Bergwerk ' 
Standards for Oisposal of low-Ievel Nuclear Waste 
Standards for Management and Disposal of Spent 
Nuclear Fuel, High-level and Transuranic Waste 
Verarbeitung und Endlagerung radioaktiver Abfälle 
Recommendations for the Disposal of Carbon-14 Wastes 
Radioactive Waste Disposai in the Ocean 
Sea Oisposal Packages for Radioactive Waste 
Disposal of High-level Radioactive Wastes in Geologie 
Repositories 
(Proposed Licensing Procedures) 
licensing Requirements for land Disposal of Radioactive 
Waste 

Status 

U" 

U" 

U" 
U" 
U" 

U" 

U" 

I" 03.81 

I" 10.81 

I" 04.B3 

U" 
Drt 12.82 

Pub 1981 
Pub 1953 
Pub 1954 

I" 1971 

Task No. ES 115-4 

USNRC 
(USA) 
USNRC Guidelines for Modeling Ground-Water Transport of Orf 1983 

Document C-7l 

GBII, Nr. 16. S. 224 

8GBI t, S. 562 

(CAN) 

(DDR) 

(DDR) 

(DEU) 

Radioactive and Nonradioactive Contaminants at Tailings 
Disposal Sites 
(Issued forcomments) 
Deep Geological Disposal of High-level Radioaetive Iss 03.82 
Waste in Crystafline (Plutonic) Rock: - Initial ReguJatory 
Statement Regarding Concept Assessment Stage 
Anordnung über die zentrale Erfassung und Endlagerung Iss 05.81 
radioaktiver Abfälle vom 11. Mai 1981 
Anordnung über die Allgemeinen leistungsbedingungen Ust 
für die zentrale Erfassung radioaktiver Abfälle - im Entwurf 
Verordnung über Vorausleistungen für die Einrichtung von Iss 04.82 
Anlagen des Bundes zur Sicherstellung und zur 
Endlagerung radioaktiver Abfälle 
(Endlagervorausleistungsverordnung - Endlager VlV) vom 
28. April 1982 
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Tabelle 2: Einige neue re Gesetze, Normen und Normprojekte auf dem 
Radwaste-Gebiet in den USA 

Nr. 

ASTM C853 

NRC 10 CFR 

EPA,Fed.Reg. 

ANS 55.6 

ANS 40.35 

EPA, 40 CFR 
Part 191 

ANS 16.1 

ANS 14.9.2 

NRC WM 
408-4 

ANS 40.21 

ANS 40.23 

ANS 40.36 

ANS 40.37 

Jahr 

1982 

1982 

1983 

1986 
(rev.of 
1979) 

1984 

1985 

1986 

1987 

1987 

in pro­
gress 

" 

" 

" 

Titel 

Nondestructive Assay of Special Nuclear Material 
Contained in Scrap and Waste 

Licensing Requirements for Land Oisposal of Radioactive 
Waste (Fed. Reg. 47, No. 248) 

Environmental Radiation Protection Standards for Low­
Level Radioactive Waste Disposal; Advance Notice of 
Proposed RUle-Making 

Liquid Radioactive Waste Processing Systems for Light 
Water Reactors 

Volume Reduction of Low-Level Radioactive Waste 

Environmental Standards for the Management and Diposal 
of Spent Nuclear Fuel, High-Level and Transuranic 
Radioactive Wastes; Final Rule 

Measurement of the Leachability of Solidified Low-Level 
Radioactive Wastes by a Short-Term Tes.t Procedure 

Packaging of Nuclear Power Plant Radioactive Processed 
Wastes for Transportation 

Guidance for Selecting Sites for Near-Surface Low­
Level Radioactive Waste 

Siting and Operating Commercial Burial Grounds 

Criteria for Acceptance of Radioactive Wastes at 
Federal Repositories 

Measurement of Radionuclides in Low Level Solid Wastes 

Mobile Low Level Radioactive Waste Processing Systems 
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Tabelle 3: Einige ins Englische übersetzte französische "Basic Safety Rules" 

über radioaktive Abfälle 

111.2.So1id waste 
.' 

1I1.2.a. General requirements applicable to the production, 
inspection,processing,packaging and storage of various 
types of waste resulting from the reprocessing of fuels 
irradiated in pressurized light water reactors 
(September 24,1982) 

111.2. b. General requiremen ts appl icable to the production, 
inspection,processing,packaging· and storage of high 
activity wastes packed in glass form and resulting from 
the reprocessing of fuels irradiated in pressurized 
light water reactors (November 12,1982) 

III.2.c. Specific provisions applicable to the production, 
inspection, treatment , packaging and storage of low and 
medium level bituminized wastes resulting from the 
reprocessing of fuels irr:adiated' in pressurized light 
water reactors (April 5,1984) 

II1.2.d. Particular provisions applicable to the production, 
inspection, trea tment, packaging and interim storage of 
wastes immobilized in cement,resulting from the 
reprocessing of fuels irradiated in pressurized light 
water reactors (February 1,1985) 

1I1.2.e. Approval conditions for solidified waste packages for 
land-burial disposal (October 31,1986) 
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Diese Aufzählung läßt sich durch Beispiele aus anderen Ländern vermehren. 

In Tabelle 4 wurden einige Normen aus so unterschiedlichen Ländern wie der 

Schweiz, Italien und der Volksrepublik China angeführt, die uns nach Er­

stellung der Tabelle 1 noch bekannt geworden sind. Sie lassen sich jedoch 

hinsichtlich Umfang und Detai11ierungsgrad nicht mit dem amerikanischen Re­

gelwerk auf diesem Gebiet vergleichen. 

Von besonderem Interesse ist für viele von uns die Situation in der Bundes­

republik Deutschland, die hier noch als letztes nationales Beispiel - und 

vielleicht auch einigermaßen typisch für ein westeuropäisches Industrieland 

- kurz beschrieben werden soll. Die gesetzliche Grundlage bilden das Atom­

gesetz·, die Strahlenschutzverordnung, das Abfallbeseitigungsgesetz, das Ge­

setz zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch das Einbringen von Abfäl­

len, in gewissem Umfang das Berg- und Wasserrecht, sowie folgende vom BMI 

herausgegebenen Gesetze und Richtlinien: 

1. Musterbenutzungsordnung der Landessammelstellen für radioaktive Abfälle 

(1980) 

2. Grundsätzliche Konzeption für den Ausbau der Landessammelstellen für ra­

dioaktive Abfälle (1981) 

3. Sicherheitskriterien für die Endlagerung radfoaktiver Abfälle in einem 

Bergwerk (1983). 

Diese Gesetze und Richtlinien wurden, soweit Sicherheitsaspekte von Kern­

kraftwerken angesprochen sind, durch KTA-Rege1n, und im übrigen durch DIN­

Normen ergänzt und hinsichtlich ihrer praktischen Durchführung vertieft. 

Als Beispiele seien genannt die Regeln bzw. Normen: 

1. KTA 3603 (identisch mit DIN 25 416 Teil 1) "Anlagen zur Behandlung von 

radioaktiv kontaminiertem Wasser in KKW" (wird derzeit vom NKe überar­

beitet) 

2. KTA 3606 "Behandlung radioaktiver Konzentrate in KKW" (erster Entwurf 

derzeit im NKe in Arbeit) 

3. DIN 25 416 Teil 2 "Verfahren zur Behandlung von radioaktiv kontaminier­

tem Wasser in KKW", und 

4. DIN 25 401 Teil 9 "Begriffe der Kerntechnik; Endlagerung" (Entwurf 

Nov. 1986). 
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Tabelle 4: Einige Radwaste-Normen anderer Länder 

Land 

I 
Italien I 

I Schwei z 

I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

I I 
I Volksrep.1 

I China I 
I I 
I I 
I I 

Bezeichnung 

ENEA Technic. 

Guide No. 26 

UNI 8614 

R-14 (1980) 

R-21 (1980) 

R-g,h 

(in Arbeit) 

GB (in Arbeit) 

GB (in Arbeit) 

Titel 

Waste Management 

Nuclear Plants: Radioactive Waste Classification 

Konditionierung, Verpackung und Zwischenlagerung 

schwach- und mittelaktiver Abfälle in Kernanlagen 

Schutzziele für die Endlagerung radioaktiver 

Abfälle 

Freigaberegeln für schwachaktive Materialien 

Regulations for Shallow Ground Disposal of Solid 

Low and Intermediate Level Radioactive Wastes 

Standard for Classification of Radioactive Wastes 
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Ein Arbeitsausschuß des Normenausschusses Kerntechnik prüft derzeit die 

Möglichkeit zu Normungsarbeiten auf dem Gebiet der Reststoffe, ein anderer 

beschäftigt sich mit dem Thema der Nachweisgrenzen. AUßerdem gibt es einen 

"Arbeitskreis schwach- und mittelaktive Produkte", unter Vorsitz von Dr. 

Köster, der auf Veranlassung des BMFT gegründet wurde und bisher 18 Sitzun­

gen abhielt. Dort werden u.a. Produktuntersuchungsmethoden diskutiert und 

vereinheitlicht sowie fachliche Stellungnahmen zu nationalen und interna­

tionalen Dokumenten auf dem Abfallgebiet ausgearbeitet. Die analogen Arbei­

ten für hochaktive Abfälle werden in einem HAW Arbeitskreis, den Dr. Lutze 

leitet, durchgeführt. Im Vorfeld der Normung bewegen sich verschiedene wei­

tere in den letzten Jahren erarbeitete Dokumente, insbesonders 

- ein 1984 von der KfK veröffentlichter Bericht "Standardisierung von Be­

hältern für radioaktive Abfälle aus dem Betrieb und der Stillegung von 

kerntechnischen Anlagen zur Endlagerung in der Schachtanlage Konrad", so­

wie 

- ein Anfang 1987 in deutscher und englischer Sprache von der PTB veröf­

fentlichtes Dokument über "Anforderungen an endzu1agernde radioaktive Ab­

fälle" in der Schachtanlage Konrad (4,5). 

Da es naheliegt, die weltweit sehr ähnlichen Fragestellungen auf dem Gebiet 

radioaktiver Abfälle auch durch internationale Festlegungen zu kodifizie­

ren, sei im abschließenden Teil dieses Referates noch kurz auf die Bemühun­

gen verschiedener nationaler Organisationen eingegangen. Eine herausragende 

Bedeutung kommt hier unter Strahlenschutzgesichtspunkten vor allem drei Do­

kumenten zu: 

1. "Long-term Radiation Protection Objectives for Radioactive Waste Dispo­

sal" der NEA/OECD von 1.984, 

2. ICRP-Pub1ikation Nr. 46 "Radiation Protection Principles for the Dispo­

sa1 of Solid Radioactive Waste" von 19B5, sowie dem 

3. IAEA-Dokument 50-SG-Ol1 "Operational Management of Radioactive Eff1uents 

and Waste Arisingin Nuc1ear Power P1ants". 

In den letzten Jahren hat die IAEA ein breit angelegtes Programm in ihrer 

Waste Management Section unter Leitung von J. Hir1ing entwickelt, aus dem 

zahlreiche dem Vor- und Umfeld der Normung zuzurechnende Arbeitsergebnisse 

hervorgehen (6). Insgesamt liegen inzwischen 150 Veröffentlichungen vorwie­

gend der "Safety Series" oder als "Technica1 Reports" vor, von denen eine 
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Tabelle 5: Einige neuere Dokumente der IAEA Safety Series 

Nr. Jahr 

51 1980 

53 1980 

54 1981 

56 1981 

58 1983 

60 1983 

61 1983 

62 1984 

63 1984 

64 1984 

65 1984 

66 1984 

68 1985 

71 1985 

78 1986 

85 1987 

Titel 

Development of Regulatory Procedures for the Disposal of Solid 
Radioactive Waste in Deep Continental Formations 

Shallow Ground Disposal of Radioactive Waste: A Guidebook 

Underground Disposal of Radioactive Waste: Basic Guidance 

Safety Assessment of Underground Disposal of Radioactive Waste 

Concept and Examples of Safety Analysis for Radioactive Waste 
Repositories in Deep Continental Formations 

Criteria for Underground Disposal of Solid Radioactive Waste 

Control of Radioactive Waste Disposal into the Marine Environment 

Site Investigation, Design, Construction, Operation, Shut-Down 
and Surveillance 0+ Repositories for Radioactive Was te in Rock 
Cavities 

Design, Construction, Operation, Shut-Down and Surveillance of 
Repositories for Solid Radioactive Waste in Shallow Ground 

Safety Analysis Methodology for Radioactive Waste Repositories in 
Shallow Ground 

Environmental Assessment Methodologies for Sea Dumping of 
Radioactive Wastes 

The Oceanographic and Radiological Basis for the Definition of 
High-Level Wastes Unsuitable for Dumping at Sea 

Performance Assessment of Underground Radioactive Waste Disposal 
Systems 

Acceptance Criteria for Disposal of Radioactive Waste in Shallow 
Ground and Rock Cavities 

Definitions and Recommendations for the Convention for the 
Prevention of Marine Pollution by Dumping of Wastes and other 
Matters 1972 (revised) 

Code of· Practice and Guide to the Code on Management of Wastes 
from the Mining and Milling of U and Th Ores 
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Tabelle 6: Einige in Vorbereitung befindliche Dokumente der IAEA Safety Series 

I 
I Titel Jahr 

I 
I 
I 1. General Principles for the Exemption of Radiation Sources and 

I Practices from Regulatory Control 1987 

I 
12. Regulation of Underground Repositories for the Disposal of Solid 

I Radioactive Waste 1988 

I 
13. Application of Exempt Quantities Rules to Decommissioning Wastes 

land to the Recycle of Contaminated Materials 1988 

I 
I 4. International Standards for Underground Disposal of High-Level 

I Was te 1988 

I 
15. Code of Practice on Underground Disposal of Radioact.ive Waste 1988 

I 
I 6. Guide to the Code on Underground Disposal of Radioactive Waste in 

I Sha 11 ow Ground and Rock Cav i ti es 1988 

I 
17. Guide to the Code on Underground Disposal of Radioactive Waste in 

I Deep Geological Formations 1988 

I 
18. Acceptance Criteria for Radioactive Was te in Deep Geological 

I Formations 1989 

I 
19. Siting, Design, Construction of Geological Repositories for 

I High-Level and Alpha-bearing Waste 1989 

I 
I 10.Dperation, Shutdown and Closing of Deep Geological Repositories 1989 

I 
I 11.Assessment Methods for Use in Deriving Exempt Quantities for 

I Disposal in the Marine Environment 1989 

I 
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größere Zahl durchaus schon ihrem Charakter nach internationalen Normen 

bzw. Empfehlungen nahekommen. Tabelle 5 vermittelt einen Eindruck von be­

reits vorliegenden Dokumenten der "höherwertigen" Safety Series, Tabelle 6 

über einige noch in Arbeit befindliche Projekte dieser Serie. 

Diese Empfehlungen werden dann noch durch eine Vielzahl von Technical Re­

ports und Technical Documents (TECDOC) ergänzt, die sich eher spezifischen 

technischen Fragen widmen. Den speziellen Problemen und der einschlägigen 

Beratung von Entwicklungsländern widmet sich seit 1987 ein Waste Management 

Advisory Program (WAMAP) der IAEA, dem hochqualifizierte Experten angehö­

ren, ähnlich wie dies bereits auf dem Strahlenschutzgebiet durch das er­

folgreiche Radiation Protection Advisory Team (RAPAT-Programm) praktiziert 

wird. 

Nicht zuletzt sei noch die von 'uns als Sekretariat betreute Arbeit von 

ISO/TC 85/SC 5, d.h. dem Brennstoffkreislauf-Unterausschuß (SC 5) des Tech­

nischen Komitees "Kernenergie" (TC 85) der Weltnormenorganisation (ISO), 

erwähnt. Hier werden gezielt spezielle technische Verfahren beschrieben, 

deren internationale Festlegung sich durch Abstimmungsmehrheit unter den 

Mitgliedsländern als wünschenswert erwiesen hat. Besonders zu nennen ist 

die Arbeitsgruppe 5 "Meßverfahren zur Charakterfsierung fester und verfe­

stigter Abfallarten". In Tabelle 7 sind einige Normen und Projekte dieser 

Gruppe, in der außer Vertretern der größeren Nuklearländer auch solche der 

IAEA und der EG mitarbeiten, aufgeführt. Die älteste Norm ISO 6961 über 

Auslaugtests verfestigter Abfälle wird voraussichtlich demnächst überarbei­

tet. 

Abschließend kann man wohl feststellen, daß das Gebiet der Normung der nu­

klearen Entsorgung besonders in den letzten Jahren national und internatio­

nal an Bedeutung gewonnen hat und noch keineswegs abgeschlossen ist. Wie 

auf anderen Gebieten von Kerntechnik und Strahlenschutz wäre es auch auf 

dem Gebiet radioaktiver Abfälle nicht verwunderlich, wenn die Ergebnisse 

dieser Anstrengungen die konventionelle Entsorgung beeinflussen und fördern 

würden. 
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Tabelle 7: Einige Arbeitsergebnisse und Projekte von ISO/TC 85/SC 5/WG 5 

Titel 

I Long-term Leach Testing of Radioactive Waste Solidification 

I Products , 
I Standard Method for Testing the Irradiation Stability of 

Sol idified Radioactive Waste 

Guidelines for the Measurement of the Pu Content of Low 

Activity a nd Low Density Was~e Drums by Passive Neutron 

and Gamma Counting Techniques 

Water Porosity Determination for Low and Medium Level 

Status 

ISO 6961 (1982) 

ISO 6962 (1982) 

ISO DP 8774 

(1987 ) 

Rad;oactive Was te Embedded in Concrete and Polymers , Project 

I 
Standardized Procedure for Measur;ng Solubilities of , 

Individual Radionucl ides as a Function of Various Parameters' Project 

I 
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Besonders in Deutschland ist festzustellen, daß die Entwicklung einer ein­

schlägigen Normung gehemmt ist mit dem Argument, es seien vorwiegend Anla­

gen mit Unikat-Charakter betroffen. Einerseits ist es sicher richtig, daß 

die Normung technischen und administrativen Entwicklungen nicht vorgreifen 

sollte. Andererseits trifft aber auch hier wahrscheinlich zu, daß wie auf 

vielen Gebieten der Technik inzwischen immer weniger ein technischer Ent­

wicklungsstand im Nachhinein in Normen kodifiziert wird, sondern sich be­

reits eine "projektbegleitende" Normung als nützlich oder sogar erforder­

lich erweist. Sie könnte beispielsweise die Transparenz des Genehmigungs­

verfahrens und damit auch die Akzeptanz in der Öffentlichkeit verbessern. 
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DIE TOXIZITÄT DER RADIOAKTIVEN ABFÄLLE 

U. Niederer 

Hauptabteilung für die Sicherheit der Kernanlagen 

CH-5303, Würenlingen 

1. Einleitung und Zusammenfassung 

Beim Sicherheitsnachweis eines Endlagers für radioaktive Abfälle ist das Abfall­

inventar eine wichtige Einflussgrösse. Weil aber der Aktivitätsgehalt allein 

noch wenig über die mögliche Gefährdung durch das Endlager aussagt, braucht es 

zur Kennzeichnung des Inventars auch eine Grösse, die die unterschiedlichen 

radiologischen Eigenschaften der einzelnen Abfallnuklide mitberücksichtigt. Eine 

solche Grösse ist die Toxizität, die als radiologisch gewichtete Summe der nu­

klidspezifischen Aktivitäten zu verstehen ist. Sie ist ein brauchbares Mass für 

das Gefährdungspotential von Abfällen und eignet sich gut für grobe Sicherheits­

abschätzungen. 

Der Begriff der Toxizität wird im 2. Kapitel für den vorherrschenden Belastungs­

pfad der Ingestion eingeführt und über die auf die effektive Dosis bezogenen 

Dosisfaktoren der International Commissiön on Radiological Protection definiert. 

Im 3. Kapitel wird die Toxizität der verglasten hochaktiven Abfälle aus der Wie­

deraufarbeitung abgebrannter Kernbrennstoffe für einige ausgewählte Zeitpunkte 

berechnet. Als Norm dient dabei die Menge hochaktiver Abfälle (10 Tonnen), die 

aus der Produktion von 1 GWe'a elektrischer Energie entstehen. 

Aus dem zeitlichen Verlauf der Toxizität lassen sich einige Folgerungen für die 

Sicherheitsmechanismen der Endlagerung ziehen (Kapitel 4.1). Während in der an­

fänglichen Phase der raschen Toxizitätsabnahme die Sicherheit eines Endlagers 

vor allem auf dem Prinzip des Einschlusses beruht, kann ab etwa 105 Jahren, von 

wo die Toxizität bis gegen 106 Jahren nahezu konstant bleibt, in erster Linie 

die Verdünnung der Radionuklide zur Sicherheit beitragen. 

Die Toxizität eignet sich auch als Massstab für den Vergleich von radioaktiven Ab­

fällen mit anderen radioaktiven Stoffen. Solche Toxizitätsvergleiche werden in 
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Kapitel 4.2 angestellt mit Naturstoffen wie Granit und technischen Produkten wie 

Phosphatdünger, ferner auch mit der Menge von Uranerz oder Kohle, die zur Produk­

tion von 1 GWe'a nötig sind. Die hochaktiven Abfälle sind in der Perspektive des 

Vergleichs von ihrer Gesamttoxizität her durchaus anderen Stoffmengen ähnlich, 

mit denen unsere Zivilisation umgeht; was sie über die anderen Stoffe hinaushebt, 

ist ihre grosse Toxizitätskonzentration. Auch dies ist ein Hinweis darauf, welch 

bedeutende Rolle die Verdünnung als Sicherheitselement spielt. 

2. Der Begriff der Toxizität 

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, das Gefährdungspotential einer gegebenen Menge 

radioaktiven Stoffs quantitativ zu beziffern, und die Wahl der geeigneten Grösse 

hängt von der Art der möglichen Gefährdung ab. Bei radioaktiven Abfällen in einem 

Endlager besteht die Gefährdung fast ausschliesslich darin, dass die Radionuklide 

im Laufe der Zeit in verschiedene Nahrungsmittelketten gelangen können und dann 

vom Menschen aufgenommen werden. Es liegt deshalb nahe, als inventarbezogenes Ge­

fährdungsmass die potentiellen Ingestionsdosen zu verwenden. 

Unter der Dosis Heff wird im folgenden die effektive Folge-Aequivalent-Dosis ver­

standen (Einheit: Sv), nach der Terminologie der ICRP "committed effective dose 

equivalent" [1]. Dieser Begriff eignet sich gut zur Beschreibung interner Kontami­

nationen im Bereich kleiner Dosen, wo nur mit stochastischen Schäden (Krebs), 

nicht aber mit anderen Organschäden zu rechnen ist. Das Wort "effektiv" bedeutet, 

dass fur eine gegebene Dosis Heff die Wahrscheinlichkeit eines Krebstodesfalls 

unabhängig davon ist, in welchen Organen die radioaktiven Stoffe eingelagert sind. 

Die einzelnen Organdosen werden gewichtet und zu einer Gesamtdosis Heff zusammen­

gez~hlt. Deshalb können Dosen Heff auch dann summiert werden, wenn sie von ver­

schiedenen Nukliden ausgehen. Eine interne Dosis Heff wirkt bezüglich stochasti­

scher Schäden gleich wie eine gleichgrosse externe Ganzkörperdosis. 

Die internen Dosen, die nach der Aufnahme von radioaktiven Stoffen entstehen, las­

sen sich mittels der Dosisfaktoren berechnen. Der Dosisfaktor Feff ist eine nu­

klidspezifische Grösse, die angibt, welche Dosis Heff nach der Ingestion einer Ak­

tivitätseinheit eines gegebenen Nuklids entsteht; seine Einheit ist Sv/Bq. Ist so­

mit A die in den Körper ingerierte Aktivität, dann ist Feff'A die daraus entste­

hende Dosis, worin auch die Dosis durch allfällige im Körper erst gebildete insta­

bile Tochternuklide eingeschlossen ist. Die ICRP stellte alle notwendigen Angaben 

zusammen, aus denen die Dosisfaktoren ermittelt werden können; faktisch muss man 

nur noch die in ICRP 30 [2] gegebenen gewichteten Organfaktoren zusammenzählen. In 

einer neueren Publikation [3] empfiehlt die ICRP allerdings eine Revision für alle 
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Transurane, weil jetzt bessere Werte für die Resorptionsfaktoren beim Uebertritt 

dieser Nuklide ins Blut vorliegen; entsprechend neu berechnete Dosisfaktoren sind 

indessen noch nicht pUbliziert. Im folgenden wird deshalb der Toxizitätsbeitrag 

der dosisrelevanten Transurane zweimal bestimmt, einmal mit den alten Dosisfakto­

ren nach ICPR 30 [2] und einmal mit neuen Dosisfaktoren, die nach ICPR 48 [3] kor­

rigiert sind und sich aus den alten durch Multiplikation mit folgenden Korrektur­

faktoren ergeben: Neptunium x 0.1, Plutonium x 10, Americium und Curium x 2. 

Unter der Toxizität T (genauer: effektive Ingestionstoxizität, im Unterschied zur 

hier nicht betrachteten Inhalationstoxizität) einer gegebenen Menge radioaktiven 

Stoffs versteht man die Ingestionsdosis Heff , die entstünde, wenn die gesamte Men­

ge ingeriert würde. Die Definition lautet: 

T = Li Feff,i . Ai 

wobei Uber alle Nuklide summiert wird; Ai ist die ingerierte Menge des Nuklids i, 

und Feff,i ist der Dosisfaktor des Nuklids i, bezogen auf Heff und Ingestion. 

Die Toxizität ist eine extensive Grösse wie die Aktivität: Die doppelte Menge 

eines radioaktiven Stoffs hat die doppelte Toxizität. Weil sie auf dem Begriff der 

effektiven Dosis basiert, kann man Toxizitäten verschiedener Stoffe ohne weiteres 

miteinander vergleichen; es ist unerheblich, ob die jeweilige Toxizität vom einen 

oder andern Nuklid herrührt. Für die Definition ist es belanglos, ob der radioak­

tive Stoff von einem Individuum oder von einem Kollektiv eingenommen wird. Wenn die 

Toxizität gross ist, muss man sie so als Kollektivdosis interpretieren, dass die 

Individualdosen noch im Bereich geringer Dosen mit nur stochastischen Schäden 

liegen. Der Begriff der Toxizität ist ausschliesslich stoffmengenbezogen. Im Rah­

men der Endlagerung eignet er sich zur Beschreibung des Inventars, berücksichtigt 

aber keinerlei Sicherheitsbarrieren wie Löslichkeitsgrenzen, Rückhaltung etc. 

Trotz dieser Einschränkung eignet sich die Toxizität nicht nur als Massstab für 

das Gefährdungspotential, sondern auch als mathematisches Hilfsmittel für Ueber­

schlagsrechnungen und Abschätzungen bei Sicherheitsanalysen. 

3. Hochaktive Abfälle 

Als hochaktive Abfälle gelten hier die verglasten, vor allem aus Spaltprodukten 

und Aktiniden bestehenden Abfälle aus der Wiederaufarbeitung abgebrannter Kern­

brennstoffe. Ziel der Berechnungen ist es, die Toxizität dieser Abfälle für einige 

Zeitpunkte zu bestimmen, die bezüglich Toxizität wichtigsten Nuklide zu identifi­

zieren und ihre relative Bedeutung zu erfassen. Als Zeitpunkte wurden die Zehner­

potenzen von 103 abis 107 a nach der Entladung aus dem Reaktor gewählt. Dies ent­

spricht dem Zeitraum, der für die Endlagersicherheit im Vordergrund steht. Zeiten 
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unterhalb tausend Jahren interessieren wenig, da nicht anzunehmen ist, dass die 

radioaktiven Abfälle in kürzerer Zeit aus dem Endlager in die Biosphäre gelangen. 

Oie Toxizität wird für die Abfallmenge berechnet, die aus der Produktion von 

1 GWe'a elektrischer Energie entsteht. Oie in die Rechnung eingehenden Daten stam­

men aus den Angaben der Nagra in [4] und aus einer zusätzlich zur Verfügung ge­

stellten Liste, welche die Aktivitäten des Nuklidinventars für verschiedene Zeiten 

enthält. Dabei ist angenommen, dass beim Prozess der Wiederaufarbeitung 1.5 %0 des 

Urans, 8 %0 des Plutoniums und 1 %0 des Iods in den hochaktiven Abfall gelangen. 

Oie Energieproduktion von 1 GWe'a erzeugt 10 Tonnen hochaktive Abfälle; davon sind 

1 Tonne Abfallnuklide, und der Rest von 9 Tonnen besteht aus Glas. 

103 a 104 a 105 a 106 a 107a 

(Mit Dosisfaktoren nach ICRP 30) 

1.4 E8 1.2 E7 6.6 E6 5.2 E6 2.7 ES 

87% Am-241 52% Np-237 96% Np-237 90% Np-237 91% Np-237 
40% Am-243 

(Dosisfaktoren nach ICRP 48 korrigiert) 

2.7 E8 2.0 E7 1. 7 E6 9.8 ES 5.6 E4 

87% Am-241 48% Am-243 47% Pu-239 48% Np":237 43% Np-237 
31% Pu-239 37% Np-237 43% Th-229 42% Th-229 
17% Pu-240 11% Th-229 

Tabelle 1: Toxizität in Sv von hochaktivem Abfall für 1 GWe'aj 
Anteil der Nuklide. die mindestens 10% beitragen. 

> 107 
~ 

w ,. 
w 
~ 
N 
'''; 

106 " 0 .... 

105 

Figur 1: 

1', , 

~ , , , 
, , , 

~ 
, , 

, -
"-

" \ 
, 

" \ 
\ 

. 

105 

Zeit nach Entladung [al 

Toxizität der hochaktiven Abfälle (Inventar für 1 GWe.a). 
Zum Vergleich rechts einige Toxizitäten aus Tabelle 2. 

Dosisfaktoren nach ICRP 30 
------ Dosisfaktoren korrigiert nach ICRP 48 

_4 
-1 

_2 



- 503 -

Die Ergebnisse der Rechnung sind in Tabelle 1 zusammengefasst und in Figur 1 gra­

phisch dargestellt. Die Zahlen sind auf zwei signifikante Stellen gerundet; von 

der Genauigkeit her wäre auch eine Stelle genügend. Die einzigen Nuklide, die 

massgeblich zur Toxizität der hochaktiven Abfälle beitragen, sind die im Neu­

tronenfluss des Reaktors aus dem Uran aufgebauten Transurane mit ihren Zerfalls­

reihen, insbesondere die Neptuniumreihe (4n+1) und die Actiniumreihe (4n+3). Die 

Spaltprodukte sind in der hier betrachteten Zeitperiode unerheblich, keines 

erreicht je auch nur einen Anteil von 1 % an der Gesamttoxizität. Die Auswirkung 

der nach ICRP 48 [3) korrigierten Dosisfaktoren ist aus der Figur 1 ersichtlich: 

Mit den neuen Dosisfaktoren ist die Toxizität während etwa 20'000 Jahren höher, 

anschliessend geringer als mit den alten Faktoren. 

4. Anwendungen 

4.1 Der zeitliche Verlauf der Toxizität 

Ein Blick auf den Toxizitätsverlauf in Figur 1 zeigt deutlich, dass sich, insbeson­

dere bei der Kurve mit den neuen Dosisfaktoren, drei Zeitbereiche unterscheiden 

lassen. Entsprechend dem unterschiedlichen Verlauf der Toxizität sind auch die Si­

cherheitsfunktionen verschieden, die das Endlagersystem in den einzelnen Bereichen 

zu übernehmen hat. Man kann diese Funktionen im Rahmen der beiden klassischen Be­

seitigungsprinzipien diskutieren: Einschluss (CC-Prinzip: "concentrate and 

contain") und VerdUnnung (DD-Prinzip: "disperse and dilute"). Es zeigt sich, dass 

beide Prinzipien in der Endlagerung eine bedeutende Rolle zu spielen haben. 

- Bereich I: Bis etwa 105 a. 

Der Einschluss bringt einen grossen Sicherheitsgewinn, da die Toxizität und da­

mit auch das Gefährdungspotential etwa umgekehrt proportional zur Zeit abnehmen. 

In diesem Bereich zeigt sich der Vorteil der radioaktiven Abfälle gegenüber vie­

len nicht zerfallenden chemisch-toxischen Abfällen, bei denen der Einschluss nur 

aufschiebende Wirkung hat. Je länger im Bereich I die radioaktiven Abfälle ein­

geschlossen sind, desto grUnstiger wirkt sich dies fUr die Sicherheit des Endla­

gers aus. 

Bereich II: 105 abis 106 a. Die Toxizität bleibt im wesentlichen konstant. 

(Tatsächlich ergibt sich ein leichter Anstieg bis zu einem flachen Maximum bei 

etwa 5 . 105 a, weil die Aktivitäten von U-233 und Th-229 aus dem Zerfall von 

Np-237 zuerst noch anwachsen.) 

In diesem Bereich ist mit dem weiteren Einschluss kein prinzipieller Sicher­

heitsgewinn mehr verbunden, denn die radiologischen Auswirkungen einer Freiset­

zung von Radionukliden in die Biosphäre bleiben im wesentlichen dieselben, ob 
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diese Freisetzung nun nach 105 oder nach 106 Jahren erfolgt. Der erwähnte Unter­

schied zwischen radioaktiven und chemisch-toxischen Abfällen fällt dahin. Was 

hingegen im Bereich 11 massgeblich zur Sicherheit beitragen kann, ist die 

Verdünnung. Sie kann durch zwei Mechanismen erreicht werden: entweder gelangen 

die Nuklide in ein Gebiet mit höherem Wasserfluss, oder sie werden nur 

"tropfenweise" an das nächste Kompartiment abgegeben; in beiden Fällen ernied­

rigt sich die Konzentration, mit der die Toxizität freigesetzt wird. In diesem 

Sinne kann auch die verzögernde Retention in der Geosphäre als eine Verdünnungs­

barriere angesehen werden. Es ist deshalb anzustreben, dass das Endlager die 

nicht mehr eingeschlossenen radioaktiven Abfälle wirkungsvoll verdünnt. Es ist 

gar nicht unbedingt nötig, für ein Endlager einen extrem wasserarmen Standort zu 

suchen; auch eine stärker wasserführende Formation kann über die Verdünnung we­

sentlich zur Sicherheit beitragen. Im übrigen ist die Verdünnung nach dem 2. 

Hauptsatz der Thermodynamik ein natürlich ablaufender Prozess, mithin eher die 

Regel als eine Ausnahme; im allgemeinen wird also schon die Natur dazu beitra­

gen, dass sich das Endlagersystem in die Richtung geringerer Toxizitätskonzen­

trationen entwickelt. 

- Bereich 111: Ab 106 a. Die Toxizität nimmt erneut ab, mit der Halbwertszeit von 

Np-237 (2.1'106 a). Eine Abschätzung über 107 a hinaus zeigt, dass die Toxizität 

zwischen 108 a und 109 a etwa bei 3'103 Sv/GWe'a ausflacht und dann mit der Halb­

wertszeit von U-238 (4.5'109 a) weiter abnimmt. 

In diesen Bereich brächte theoretisch der Einschluss wiederum einen erheblichen 

Sicherheitsgewinn, doch sind dafür so grosse Zeiten notwendig, dass es schwierig 

wird, einen behaupteten Einschluss, der schliesslich gegen den 2. Hauptsatz ope­

rieren müsste, glaubhaft nachzuweisen. Das ist aber auch gar nicht nötig. Wenn 

nämlich die Sicherheit eines Endlagers mit wirksamen Verdünnungsmechanismen bis 

zum Ende des Bereichs 11 nachgewiesen ist, kann sie im Bereich 111 nur noch bes­

ser werden. 

Vereinfacht und cum grano salis lassen sich somit die anzustrebenden Sicherheits-

mechanismen wie folgt bereichsweise zusammenfassen: 

105 a 106 a 

j Einschluss 

Bereich II Bereich I 

Verdünnung 

Berei ch I II 

Vernachlässigung 

Der Begriff "Verdünnung" ist hier im weiteren Sinne verstanden, der auch die do­

sierte Abgabe über längere Zeit umfasst. Das Schema zeigt, welch eminente Rolle 

die Verdünnung für die Sicherheit der Endlagerung spielt. Im Falle nicht abbauba­

rer chemisch-toxischer Abfälle ist sie der einzige echte Sicherheitsmechanismus; 
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aber auch bei radioaktiven Abfällen, so notwendig dort der anfängliche Einschluss 

ist, beruht die langfristige Sicherheit letztlich auf der Verdünnung. 

4.2 Toxizitätsvergleiche 

Der Begriff der Toxizität gestattet es, das Gefährdungspotential radioaktiver Ab­

fälle mit jenem natürlich vorkommender radioaktiver Stoffe zu vergleichen. Ein 

solcher Vergleich ist möglich, weil die Unterschiede in den biologischen Auswir­

kungen zwischen einzelnen Nukliden im Begriff der effektiven Dosis bereits berück­

sichtigt sind; für die Toxizität ist es deshalb unerheblich, ob sie von künstli­

chen oder von natürlichen Radionukliden herstammt. 

Spezifische Toxizität in Sv/kg: 

Uranerz (mit 1 kg Unat ) 
Granit [5] 
Erdboden im Mittel [6U 
Kohle 
Flugasche 
Superphosphat 

Gesamttoxizität in Sv: 

Uranerz für 1 GI,re'a (200 t) 
Kohle für 1 GWe'a (3.106 t) 
Jahresverbrauch USA 
Import Schweiz 1984 
Import Schweiz 1984 

Superphosphat 
Am-241 [7] 
Co-60 [7] 

[6] 

1 
2 
3 
3 
4 

3.4 E 1 
4.7 E-4 
9.2 E-5 
7.4 E-5 
1.5 E-3 
1. 9 E-3 

6.8 E 6 
2.2 E 5 
1.1 E 6 
9.7 E 5 
9.6 E 6 

Tabelle 2: Toxizitäten elnlger natürlicher und zivilisato­
rischer Stoffe. Die mit 1 - 4 bezifferten Toxi­
zitäten sind in Figur 1 eingetragen. 

In der Tabelle 2 sind einige Toxizitäten natürlicher und zivilisatorischer Stoffe 

zusammengestellt. Zur Berechnung wurden bei den Naturstoffen nur die Zerfallsrei­

hen von U-238, U-235 und Th-232 berücksichtigt, einschliesslich der Beiträge der 

im Gleichgewicht angenommenen Tochternuklide; das ebenfalls vorhandene Nuklid K-40 

wurde vernachlässigt, weil es wegen des stabilisierten Kaliumstoffwechsels auch 

bei zusätzlicher Ingestion keinen erhöhten Beitrag zur internen Dosis leistet. Die 

Dosisfaktoren basieren auf ICRP 30 [2], mit Ausnahme desjenigen für Am-241, der ge­

mäss [3] verdoppelt wurde. Die für die Toxizitätsberechnungen benötigten Zahlenan­

gaben entstammen den angeführten Quellen. Der obere Teil der Tabelle enthält spezi­

fische Toxizitäten für je 1 kg des gegebenen Stoffs, der untere Teil enthält Toxi­

zitäten von Gesamtheiten, nämlich der zur Produktion elektrischer Energie benötig­

ten Brennstoffmengen oder der in einem Jahr verbrauchten oder importierten Mengen 

anderer Stoffe. 
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Ein Vergleich der Zahlen von Tabelle 2 mit der Toxizität der hochaktiven Abfälle 

zeigt zweierlei: 

- Nach einigen zehntausend Jahren unterschreitet die Toxizität der Abfälle dieje­

nige des ursprünglich verwendeten Uranerzes. Sie ist nach dieser Zeit von einer 

Grössenordnung, wie sie auch andere Stoffmengen aufweisen, mit denen unsere Zi­

vilisation umgeht. 

- Um auch die spezifischen Toxizitäten vergleichen zu können, muss man die Zahlen 

von Tabelle 1 durch 10 Tonnen dividieren; hochaktiver Abfall hat dann, mit den 

nach ICPR 48 [3) korrigierten Werten, im Bereich 105 - 106 a eine Toxizität von 

100 Sv/kg. Dies ist von der gleichen Grössenordnung wie bei Uranerz, aber um 

mehrere Zehnerpotenzen höher als bei allen anderen Stoffen. 

Das Problem der hochaktiven Abfälle ist somit nicht so sehr ein Problem der abso­

luten Toxizität als ein Problem der enorm konzentrierten Toxizität. Auch hier 

wieder zeigt sich deutlich die grosse Rolle der Verdünnung für die Sicherheit. 

Abschliessend sei davor gewarnt, die Vergleiche zu weit zu treiben. Massgebend für 

die Gefährlichkeit radioaktiver Stoffe sind nicht allein die Toxizitäten, sondern 

insbesondere auch die Freisetzungsraten und Konz~ntrationen, die bestimmen, welcher 

Bruchteil der Toxizität von einem Organismus aufgenommen werden kann. Immerhin sind 

Toxizitätsvergleiche nützlich, dem Problem der hochaktiven Abfälle etwas Perspekti­

ve zu geben. 
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REDUKTION VON RADIOAKTIVEN ABFAELLEN DURCH OPTIMIERUNG 

Hermann Jossen 

Schweizerische Unfallversicherungsanstalt (SUVA) 

Sektion Physik 

CH 6002 Luzern 

Einleitung 

Die behördliche Aufsicht über die Anwendung von radioaktiven 

Stoffen in der Industrie und der industriellen Forschung wird 

in der Schweiz durch die SUVA wahrgenommen. Das Aktivitätsinven­

tar ist in diesen Tätigkeitsbereichen zwar um viele Grössenord­

nungen bescheidener als in der Kernindustrie, im Gegensatz 

zu dieser kommen aber die radioaktiven Strahlenquellen im ganzen 

Land verteilt zum Einsatz, werden für ganz unterschiedliche 

Zwecke verwendet und müssen von Betriebspersonal mit unterschied­

licher Strahlenschutzerfahrung betreut werden. Die Kontrollin­

stanz hat die Aufgabe diese bunte Palette im Interesse der 

Arbeitnehmer und der Oeffentlichkeit zu kontrollieren und die 

Anwendungen von radioaktiven Stoffen, insbesondere solcher 

hoher Radiotoxizität auf das Notwendige zu beschränken. 

Gesetzliche Grundlagen 

Als Rahmenbedingungen für jede Anwendung von radioaktiven Stoffen 

gelten in der Strahlenschutzverordnung folgende drei Optimie­

rungsartikel: 

Einschränkung der Bestrahlung Art. 28 

I Jedermann ist verpflichtet, unnötige Bestrahlungen von 

Personen zu vermeiden. 

2 Bei Arbeiten unter unvermeidlicher Bestrahlung sind sowohl 

die Einzeldosen als auch die Summe der Einzeldosen aller 

beteiligten Personen so niedrig wie möglich zu halten. 
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Radioaktive Strahlenquellen Art. 64 

Menge und Art der Nuklide 

1 Die für einen bestimmten Zweck verwendete Menge eines radio­

aktiven Stoffes ist so klein wie möglich zu halten. 

2 Kann zwischen mehreren radioaktiven Nukliden gewählt werden, 

so ist auf möglichst geringe Radiotoxizität zu achten. 

Radioaktive Abfälle Art. 102 

Allgemeines 

1 Mit radioaktiven Stoffen ist so umzugehen, dass möglichst 

wenig radioaktive Abfälle entstehen. 

2 Radioaktive Abfälle dürfen nicht ohne Kontrolle beseitigt 

oder an die Umwelt abgegeben werden. 

Mit diesen Optimierungsartikeln soll unter anderem dafür gesorgt 

werden, dass die Menge und die Toxizität von radioaktiven Abfäl­

len möglichst gering bleibt. Ebenfalls sollen die Folgen einer 

Verstrahlung durch eine eventuell zerstörte Strahlenquelle 

oder durch unsachgemässe Entsorgung so gering wie möglich gehal­

ten werden. 

Beim Bewilligungsverfahren wacht die Kontrollbehörde über die 

Einhaltung der erwähnten Artikel, auf Wunsch. berät sie den 

Antragsteller über die technischen Möglichkeiten und Randbedin­

gungen, die sich durch den Stand der Technik für den Strahlen­

schutz ergeben. 

Praktische Regeln für gerechtfertigtes Anwenden von 

radioaktiven Stoffen 

Aufgrund eines einfachen Beispiels aus der Mess- und Regeltech­

nik, wo für gewisse Anwendungen geschlossene radioaktive Strah­

lenquellen zum Einsatz kommen, möchte ich Ihnen die praktische 

Auswirkung dieser theoretischen und allgemein gehaltenen Grund­

sätze etwas aus der Sicht der Kontrollbehörde erläutern. 
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Silo, Behälter oder dergleichen 

Bild 1: Ausgangslage des Beispiels 

Nehmen wir an, in einem Silo soll die Füllhöhe automatisch 

auf einem bestimmten Niveau innerhalb gewisser Toleranzen gehal­

ten werden (Bild 1). Zu diesem Zweck wird ein Messwertaufnehmer 

benötigt, der die Füllhöhe in ein elektrisches Signal umwandelt. 

Bei einer oft angewandten Methode wird die Absorption von Gamma­

strahlung bestimmt, um daraus auf das Füllniveau oder das Er­

reichen des max. Füllstandes zu schliessen. 

In Auslegung der Optimierungsartikel soll die Anwendung von 

radioaktiven Stoffen gerechtfertigt sein. Zu prüfen ist insbeson­

dere, ob andere Messverfahren angewendet werden könnten, die 

ohne den Einsatz von radioaktiven Strahlenquellen arbeiten. 

In Tabelle 1 sind Beispiele von solchen Messverfahren aufgezählt: 

- Ultraschallmessverfahren 

- Vibrationsstabsonde 

- Schwimmertechnik 

- Druckmessdosen 

- Lichtschranken (Durchlicht, Reflexion) 

- Kapazitive Messverfahren 

- Induktive Messverfahren 

Tabelle 1: Beispiele von Messverfahren ohne radioaktive Strahlen­

quellen 
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Besonders bei allseitig geschlossenen Druckgefässen kann der 

Einsatz eines Füllstandsgrenzschalters mit radioaktiven Stoffen 

gerechtfertigt sein. Die geregelte Anlage würde dann typischer­

weise über eine Messeinrichtung mit Strahlenquelle und Detektor, 

eine Schalt- und Regeleinrichtung, symbolisiert als Black-Box, 

sowie über eine Förderpumpe verfügen (Bild 2). 

~. 
Strahlen­
quelle 

Pumpe 

r;:::=============~ \7):::=== 

Detektor 

t 

Regel­
einrichtung 

Bild 2: Geregelte Anlage mit Messeinrichtung mittels 
radioaktiver Strahlenquelle. 

Die Messeinrichtung soll so gewählt werden, dass eine möglichst 

geringe Aktivität von einem Nuklid von möglichst geringer Radio­

toxizität benötigt wird. Die Zusammenarbeit des Anlagebetreibers 

mit dem Lieferanten der Messanlage ist in dieser Phase der 

Planung besonders wichtig, weil der Lieferant letztlich das 

zu verwendende Nuklid sowie dessen Aktivität festlegt. Die 

gemeinsame Problemanalyse darf sich aber nicht nur auf einen 

Baustein des Systems (z.B. die Messwerterfassung) beschränken, 

sondern sie muss das ganze System d.h. den Regelkreis mit Anlage 

umfassen. 

Die für eine Messaufgabe einzusetzende Aktivität hängt zuerst 

einmal von den Forderungen des Anlagebetreibers ab. Tendenziell 

geringere Aktivitäten sind erforderlich wenn die Regeln gemäss 

Tabelle 2 eingehalten werden: 
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- Möglichst kurze Distanz zwischen Strahlenquelle und Detektor 

- Möglichst dünne Silowände sowie keine Armaturen im Durch-

strahlungsbereich 

- Zwei- oder Dreipunktregler anstelle von kontinuierlichen 

linearen Regeleinrichtungen 

Möglichst keine oder nur geringe Sollwertänderungen 

- Möglichst hohe zulässige Schwankungsbreite des zu regelnden 

Niveaus 

- Möglichst lange zulässige Reaktionszeit der Messeinrichtung 

Tabelle 2: Regeln für einen sparsamen Umgang mit radioaktiven 

Stoffen, die den Betreiber der Anlage betreffen. 

Im Interesse einer möglichst geringen notwendigen Aktivität 

der Strahlenquelle muss der Anwender seine Forderung so beschei­

den als möglich gestalten. 

Andererseits hängt aber die für eine bestimmte Messaufgabe 

einzusetzende Aktivität von der Qualität der Messausrüstung 

ab, vorallem von der Empfindlichkeit der Detektoren, die der 

Lieferant anbieten kann. Er soll dem Anwender jene Strahlungs­

detektoren und Elektronikbausteine vorschlagen, die die Mess­

und Regelanforderungen erfüllen und gleichzeitig eine Strahlen­

quelle mit möglichst geringer Aktivität und Toxizität erforder­

lich machen. Tendenziell geringere Aktivitäten sind erforderlich 

wenn hier die Regeln gemäss Tabelle 3 eingehalten werden: 

- Verwenden von Szintillationszählern oder gleichwertigen 

Detektoren. 

- Verwenden eines Energiediskriminators in der Detektorein­

gangsschaltung. 

- Verwenden von Integratoren, die reell über die ganze zur 

Verfügung stehende Reaktionszeit der Messeinrichtung inte­

grieren können. 

Tabelle 3: Regeln für einen sparsamen Umgang mit radioaktiven 

Stoffen, die den Lieferanten der Messausrüstung betreffen. 
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Wahl des Nuklids 

Bei der praktischen Auslegung von Messeinrichtungen soll immer 

auch die Frage nach dem bestgeeigneten Nuklid gestellt werden. 

Dabei müssen oft zwei oder mehr Nuklide mit unterschiedlicher 

Aktivität und Radiotoxizität miteinander verglichen werden. 

Zur Gewichtung können für alle zur Diskussion stehenden Nuklide 

die Anzahl bewilligungspflichtiger Mengen ermittelt werden 

(= 100fache Freigrenze). Für häufig verwendete Nuklide sind 

die bewilligungspflichtigen Mengen in Tabelle 4 zusammengestellt: 

Co-60 1 mCi ( 37 MBq) 

Kr-85 10 mCi (370 MBq) 

Sr-90 100 nCi ( 3,7 kBq) 

Cs-137 100 ~Ci 3,7 MBq) 

Am-24l 1 nCi 37 Bq) 

Tabelle 4: Bewilligungspflichtige Aktivität einiger in der 

Mess- und Regeltechnik häufig verwendeter Nuklide. 

Bei Füllstandsmessanlagen stehen häufig die beiden Nuklide 

Co-60 und Cs-137 zur Auswahl. Ueblicherweise muss, vorallem 

bedingt durch die unterschiedliche spezifische Gamma-Dosiskon­

stante, eine 4mal höhere Cs-137-Aktivität gewählt werden. 

Wird eine Anlage für eine Betriebsdauer von beispielsweise 

15 Jahren ohne Quellenwechsel ausgelegt, so wird am Anfang 

die Co-60-Aktivität die entsprechende Cs-137-Aktivität trotzdem 

um den Faktor 1,3 übersteigen müssen, damit die kurze Halbwerts­

zeit von Co-60 ausgeglichen werden kann. Moderne Messeinrichtun­

gen sind in der Lage, einen Abfall der zählrate, bedingt durch 

die Halbwertszeit des verwendeten Nuklids, in dieser Grössen­

ordnung automatisch auszugleichen. 
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Drückt man nun die benötigte Aktivität jedes Nuklids in sog. 

bewilligungspflichtigen Mengen aus, so braucht man bei Co-60 

verglichen mit Cs-137 8mal weniger, damit die Anlage während 

15 Jahren ohne Quellenwechsel betrieben werden kann. 

Da die Anzahl benötigter bewilligungspflichtiger Mengen in 

derselben Grössenordnung liegt, kann Co-60 oder Cs-137 etwa 

mit gleicher Rechtfertigung verwendet werden. 

Nuklide mit hoher Radiotoxizität und niederen spezifischen 

Gamma-Dosiskonstanten, wie z.B. Am-241, schneiden bei der Beur­

teilung um viele Grössenordnungen schlechter ab und sollten 

zu Gunsten von anderen Nukliden oder Messverfahren unbedingt 

vermieden werden. 

Schlussbemerkunq 

An diesem einfachen Beispiel wurde gezeigt, wie die Kontroll­

behörde die eingangs erwähnten Optimierungsartikel auslegt. 

Es versteht sich von selbst, dass die vorgestellte Beurteilungs­

weise nicht für das ganze Spektrum der Anwendungen von radioakti­

ven Stoffen einfach übernommen werden kann. Diese muss jeweils 

sinngemäss auf die einzelnen Problemstellungen zugeschnitten 

werden. 

Mit dieser Vorgehensweise wird die beste aller Entsorgungsstra­

tegien verfolgt, nämlich mit radioaktiven Stoffen sehr sparsam 

umzugehen oder wenn möglich ganz auf sie zu verzichten. 
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Grenzwerte bei der Entsorgung von Reststoffen mit geringer 

Radioaktivität im deutschen Atomrecht - Auswege aus einem 

Labyrinth. 

Dr. Bernd Nahrath 

Ministerium für Umwelt Baden-Württemberg 

Meine Damen und Herren, 

wenn ich mich kurz vorstellen darf: Ich bin Diplom-Physiker und bin 

im Umweltministerium von Baden-WÜrttemberg in der Abteilung "Sicherheit 

in der Kerntechnik, Umweltradioaktivitätsüberwachung" auch für die Ent­

sorgung radioaktiver Abfälle und Reststoffe aus den kerntechnischen 

Betrieben Baden-Württembergs zuständig - insbesondere für atomrechtliche 

Genehmigungen und die staatliche Aufsicht. Ich möchte vorausschicken, 

daß ich hier - wie wohl üblich - meine private Meinung darlege. 

Alle im praktischen Leben vorkommenden Gegenstände sind "radioaktive 

Stoffe". So will es die Definition im Atomgesetz. Einen unteren Grenzwert 

der Radioaktivität oder der spezifischen Radioaktivität gibt es in der 

Definition bisher nicht. Während diese Regelung im Alltag kaum Schwierig­

keiten macht, weil der Umgang mit niedrig-radioaktivem Material genehmi­

gungsfrei ist, sind die daraus resultierenden Probleme bei all denjenigen, 

die aufgrund einer Genehmigung mit radioaktiven Stoffen umgehen, nahezu 

unlösbar. Jedes Krankenhaus, jeder Leuchtfarbenhersteller und jedes 

Kernkraftwenc muß nämlich für die Beseitigung selbst geringster Mengen 

an Abfall, der mit kÜnstlicher Radioaktivität kontaminiert ist, eine 

atomrechtliche Genehmigung besitzen - auch wenn die spezifische Aktivität 

unter dem lO-4fachen der Freigrenzen pro Gramm liegt. Zur LÖsung dieses 

und einer Vielzahl anderer Probleme schlage ich vor, im Atomgesetz oder 

in der Strahlenschutzverordnung einen unteren Grenzwert der spezifischen 

Radioaktivität zu definieren. Unterhalb dieses Grenzwertes soll der 
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Stoff nicht als "radioaktiver Stoff" gelten, d.h. unterhalb dieses Grenz'­

wertes können alle Vorschriften aus dem Atomrecht auße~ acht bleiben. 

Eine solche Regelung könnte folgenden Wortlaut haben: 

"Stoffe, deren spezifische Radioaktivität nicht-natürlichen 

Ursprungs 1 Becquerel pro Gramm unterschreiten, gelten 

nicht als radioaktive Stoffe im Sinne des Atomgesetzes. 

Diese Regelung gilt nicht für Lebensmittel und Futter­

mittel sowie Stoffe, die bei der Lebensmittel- oder 

Futtermittelherstellung zugesetzt werden." 

Eine solche Regelung, die auch vom Arbeitskreis "Entsorgung" des Fachver­

bandes getragen wird, kann natürlich nicht bedeuten, daß für den Umgang 

mit radioaktiven Stoffen über 1 Bq!g in allen Fällen eine Genehmigung 

erforderlich ist. Nein! 1 Bq!g ist so niedrig, daß es auch über dieser 

spezifischen Aktivität weiterhin noch einen genehmigungsfreien Bereich 

geben muß. Die Einführung eines unteren Grenzwertes der spezifischen 

Aktivität von z.B. 1 Bq!g hätte folgende Vorteile: 

- Unterhalb des Grenzwertes sind keinerlei Messungen mehr erforderlich. 

- Das Material kann frei gehandhabt, abgegeben, als Abfall beseitigt 

oder als ~eststoffe wiederverwertet werden. 

1 Bq!g entspricht etwa der natürlichen Aktivität in unserer Umwelt. 

Damit wäre auch eine Harmonisierung der künstlichen und natürlichen 

Radioaktivität erbracht. 

(Hier darf ich in Klammern sagen: Das Atomgesetz kennt überhaupt keine 

Unterscheidung zwischen künstlicher und natürlicher Aktivität. Die Strah­

lenschutzverordnung unterscheidet nur an einer einzigen Stelle, nämlich 

beim genehmigungs freien Umgang mit festen Stoffen. Leider kann ich hier 

jetzt nicht ausführlich auf die daraus resultierenden Ungereimtheiten 

eingehen. Ich will bei den weiteren Vorschlägen - wie es in Deutsch-

land im Gegensatz zu Europa Praxis ist - weiterhin nur die künstliche 

Radiokaktivität behandeln, obwohl ich im Atomrecht keine Regelung gefunden 

habe, die diese Praxis rechtfertigt.) 
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Ich sollte an dieser Stelle noch einmal verdeutlichen, daß es mir hier 

nicht darum geht, den Grenzwert gerade bei 1 Bq/g festzulegen. Über 

Werte kann man immer reden. Mein dringendes Anliegen ist vielmehr, über­

haupt eine solche untere Grenze ins Atonrrecht einzufÜhren. 

Ich komme zum zweiten Punkt: Grenzwerte bei der Beseitigung von Abfällen 

mit geringer Aktivität wie gewöhnliche Abfälle. 

Abfälle aus dem häuslichen Bereich dürfen nach dem geltenden Recht dann 

ohne Genehmigung als Hausmüll beseitigt werden, wenn die spezifische 

Aktivität das 10-4fache der Freigrenzen je Gramm unterschreitet, das 

sind je nach Nuklidspektrum - nur um eine Zahl zu nennen - rund 3 Bq/g. 

Wer jedoch Abfälle besitzt, die durch geringe Mengen künstlicher Radio­

aktivität beim genehmigungspflichtigen Umgang kontaminiert wurden, braucht 

für deren Beseitigung als Hausmüll immer eine Genehmigung - unabhängig 

von der Menge oder von der Aktivität. (So will es ein Rundschreiben 

des BMI aus dem Jahre 1979; aus den Vorschriften der Strahlenschutzver­

ordnung selbst läßt sich die Regelung nicht direkt und nicht zweifelsfrei 

ableiten.) In diesem Fall können die Grenzwerte von der Genehmigungsbehörde 

im Ermessen des Einzelfalls festgelegt werden. Viele Genehmigungsbehörden 
-4 . 

in Deutschland orientieren sich auch hier am 10 fachen der Freigrenzen 

pro Gramm, also an rund 3 Bq/g. 

Den dritten Themenbereich möchte ich etwas ausfÜhrlicher darstellen: 

Grenzwerte bei der weiterverwertung radioaktiver Reststoffe. 

Dabei geht es insbesondere um die Abgabe und Verschrottung radioaktiv 

kontaminierter Gegenstände aus Krarucenhäuseren oder z.B. um Anlagenteile 

aus Kernkraftwerken. Diese Themen werden seit vielen Jahren sehr heiß 

und völlig kontrovers diskutiert. Da hier die Rechtslage unklar ist, 

sieht die Praxis von Bundesland zu Bundesland völlig unterschiedlich 

aus. Während in Bayern größere Mengen Schrott aus Kernkraftwerken nur 
-5 unterhalb dem 10 fachen der Freigrenzen - also unterhalb etwa 0,3 Bq/g 

- in den freien Verkehr gebracht werden dürfen, erfolgt die Freigabe 
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bei uns in Baden-Württemberg unterhalb von 74 Bq/g, wenn 

die "Schadlosigkeit" bei der weiteren Verwertung sichergestellt ist. 

Während man sich in Bayern auf den Rechtstandpunkt stellt, jedes Mate­

rial, das mit dem genehmigten Umgang in Verbindung steht, unterliegt 

selbst der genehmigungsrechtlichen Behandlung, wird in Baden-WÜrttemberg 

§ 4 Abs. 3 StrlSchV herangezogen, wonach für den Umgang mit radioaktiven 

Stoffen nur dann eine Genehmigung erforderlich ist, wenn z.B. 74 Bq/g 

Überschritten sind. In der Diskussion Über diese Gegensätze wird von 

einigen auch gefordert, daß bereits bei der Freigabe von Schrott diejenigen 

Werte unterschritten sein sollten, die für den Materialeinkauf der Bedarfs~ 

gegenständehersteller gelten - nämlich 0,37 Bq/g. Wieder andere sagen, 

für die Reststoffverwertung gäbe es Überhaupt keine Regelung, da diese 

Begriffe zwar in § 9a des Atomgesetzes genannt werden, aber in der Strah­

lenschutzverordnung Überhaupt nicht mehr vorkommen. 

All die oben genannten Grenzwerte stehen in der dafür zentralen Vorschrift 

des § 4 StrlSchV. Lassen Sie mich dazu bemerken: Es gibt kaum einen 

Paragraphen, der unter den Fachleuten so heiß diskutiert wird, wie der 

§ 4; es gibt aber auch kaum einen Paragraphen, der von den Nicht-Fachleuten 

draußen so wenig beachtet wird, wie dieser: Dazu zwei Beispiele: 

Nach § 4 Abs. 4 Nr. 2c dürfen Bedarfsgegenstände - also Eßbestecke -

nur dann ohne Genehmigung nach Atomrecht hergestellt werden, wenn die 

spezifische Aktivität 0,37 Bq je Gramm nicht Übersteigt. Ich frage Sie, 

welcher Hersteller von Bedarfsgegenständen hat die spezifische Aktivität 

seiner Ausgangs- oder Endprodukte jemals regelmäßig gemessen? 

Nach § 4 Abs. 4 Nr. 2b dÜrfen bei der Lebensmittelherstellung keine 

radioaktiven Stoffe ohne Genehmigung zugesetzt werden, wenn die spezifische 

Aktivität 0,00037 Bq je Gramm Übersteigt. Ich frage Sie, welcher Lebens­

mittel- oder Arzneimittelproduzent hat jemals die spezifische Radioak­

tivität seiner Ausgangs- oder Endprodukte routinemäßig Überwacht? Nach 

Tschernobyl ist diese Vorschrift ohnehin auch mit bestem Willen nicht 

mehr einhaltbar. Nach meiner Meinung sollten auch diese Vorschriften 

durch realisierbare, am Machbaren und am Strahlenschutz für den Menschen 

orientierte Regelungen ersetzt werden. 
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Während ich hier auf die extrem niedrigen Grenzwerte im Lebensmittel­

und Arzneimittelbereich jetzt nicht im einzelnen eingehen will, muß 

ich den allgemeinen Grenzwert von 74 Bq/g für den genehmigungsfreien 

Umgang unbedingt als zu hoch kritisieren. Denken wir an ein Schiff oder 

an ein Taxi, das aus Blech mit 74 Bq Kobalt je Gramm hergestellt wäre; 

die Dosisbelastung für den Taxifahrer oder Schiffskapitän wäre einige 

hundert Millirem im Jahr. 

Weder das Vielfache der Ingestionswerte noch der Freigrenzen aus An­

lage IV der Strahlenschutzverordnung sind geeignet, die Strahlenschutz­

aspekte bei Direktstrahlung zweckmäßig zu berücksichtigen. FÜr die kon­

trollierte Weiterbearbeitung und Verwertung von Reststoffen sollten 

nuklidspezifisch neue Grenzwerte festgelegt werden. Ich denke dabei 

an so etwas ähnliches wie die 1985 von der SSK vorgeschlagenen "Kobalt­

Äquivalent-Werte" . 

Außerdem plädiere ich mit Entschiedenheit dafür, die Grenzwerte für 

die Freigabe von allen Stoffen, die in den freien Verkehr gebracht werden 

sollen, in Einklang zu bringen: Freigabewerte für die verwertende Rest­

stoffe und zu beseitigtende Abfälle sollten identisch sein; denn ob 

ein Stück Wellblech aus dem Nuklearbereich einer Klinik als "weiterver­

wertbar" verschrottet wird oder als Abfall auf der Mülldeponie beseitigt 

wird, hängt von sehr subjektiven Kriterien ab und kann auf dem Entsor­

gungsweg von jedem Beteiligten neu entschieden werden. Jeder der Betei­

ligten bewegt sich in einem unerträglichen Labyrinth. Objektive Entschei­

dungskriterien sind nicht definierbar. 

Der Vollständigkeit halber sei noch erwähnt, daß nicht nur die Grenzwerte 

der spezifischen Aktivität, sondern auch der Oberflächenkontamination 

einheitlich neu geregelt werden sollten. 

Der vierte und sehr wichtige Themenbereich behandelt die "Abgabe radio­

aktiver Stoffe". 

Die Abgabe radioaktiver Stoffe ist im deutschen Atomrecht kein Genehmi­

gungstatbestand. In den §§ 45 und 46 wird die Abgabe radioaktiver Stoffe 

durch Ableitung in die Luft und ins Wasser geregelt. Im Übrigen ist 

lediglich in § 77 StrlSchV festgelegt, daß radioaktive Stoffe nur an 

denjenigen abgegeben werden dürfen, der dafür eine Genehmigung besitzt. 
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Was ist aber mit dem Material, das beim genehmigungspflichtigen Umgang 

so gering kontaminiert wurde, daß man für den weiteren Umgang gar keine 

Genehmigung braucht? Ich meine, die Abgabe von radioaktiven Reststoffen 

oder Abfällen, deren künstliche Aktivität über 1 Bq!g liegt, sollte 

grundsätzlich bereits in der Umgangsgenehmigung geregelt werden. Dazu 

wäre der Begriff "Abgabe radioaktiver Stoffe" als Genehmigungstatbestand 

neu in die Strahlenschutzverordnung aufzunehmen. Am Rande sei bemerkt, 

daß damit auch die Abgabe mittelaktiven Abfalls an einen Konditionierungs­

betrieb und die Abgabe von Brennelementen an eine Wiederaufarbeitungsanlage 

genehmigungstechnisch erfaßt wären. 

Oberstes Ziel bei der gesamten Entsorgung ist, die Strahlenbelastung 

des Menschen zu minimieren. Dazu gehört auch, eine unnötige hohe radioak­

tive Kontamination der Umwelt und am Arbeitsplatz zu venneiden. Die 

Problematik wird immer aktueller, weil irnmrner mehr große Mengen kontami­

nierten Materials - z.B. durch den Abriß ganzer Kernkrafwerke - anfallen. 

Dieses Ziel läßt sich nach meiner Meinung nur erreichen, wenn die Beschrän­

kung und Kontrolle bei den wenigen Betreibern einsetzt, die radioaktiv 

kontaminiertes Material abgeben. Das ist Überschaubarer als Messungen 

bei den vielen Empfängern oder Verwendern durchzuführen. 

Nach meiner Meinung ist die EinfÜhrung einer Genehmigungspflicht für 

die "Abgabe radioaktiver Stoffe" Schlüssel- und Angelpunkt des LÖsungswegs. 

Sollte der "radioaktive Stoff" nicht generell durch EinfÜhrung einer 

unteren Grenze von 1 Bq!g definiert werden, müßte diese Grenze bei der 

Genehmigungspflicht für die Abgabe eingeführt werden. Freilich muß es 

- und das ist sehr wichtig - v~iterhin, wie bisher, im Ermessen der 

Genehmigungsbehörde liegen, auch oberhalb von 1 Bq!g eine Beseitigung 

wie gewöhnlichen Abfall zuzulassen und eine freie Verwertung oder Weiter­

vewendung zuzulassen, wenn sie nachweiSlich schadlOS erfolgt. 

Zusammenfassend plädiere ich für folgende neue Regelung in der deutschen 

Strahlenschutzverordnung: 

"Wer radioaktive Stoffe aus einem genehmigungsbedürftigen 

Umgang abgibt, bedarf dazu der Genehmigung, wenn die spe­

zifische Aktivität nicht-natürlichen Ursprungs 1 Becquerel 

je Granm überschreitet". 
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Dazu einige Argumente: 

- Eine solche Regelung schafft eindeutige Rechtsklarheit in Entsorgungs­

fragen bei allen Betreibern bzw. Genehmigungsinhabern aus Medizin, 

gewerblicher Wirtschaft und Industrie. Die meßtechnischen Probleme 

bei solch kleinen Aktivitäten bleiben freilich bestehen. 

- Eine solche Regelung harmonisiert die bisher unterschiedlichen Grenz­

werte bei der Aballbeseitigung und Reststoffverwertung. 

- Sie verlagert allerdings die Gesamtproblematik sowohl weg vom Betreiber 

als auch weg vom Gesetzgeber hin zur Genehmigungsbehörde. 

- Sie gibt aber der Genehmigungsbehörde die Möglichkeit, individuell 

nach Prüfung des Einzelfalls sinnvoll auf der Basis des Strahlenschutezs 

(in Form von Genehmigungsauflagen) zu entscheiden und in allen Fällen 

- wie bisher nur bei den Abfällen - Art, Menge und Häufigkeit mit 

zu berücksichtigen. So könnte die Genehmigungsbehörde bei 1000 kontami­

nierten Spritzen pro Jahr, die als gewöhnlicher Abfall beseitigt werden 

sollen, deutlich höhere Grenzwerte zulassen als bei der Abgabe von 

1000 Tbnnen Stahl aus einem Kernkraftwerk, die eingeschmolzen und 

wiederverwendet werden sollen. 

- Eine solche Regelung beinhaltet gleichzeitig, daß eine völlig unkon­

troliierte Reststoffverwertung nur unterhalb von 1 Eq/g möglich ist. 

oberhalb dieses Freigabewertes kann die Genehmigungsbehörde eine kontrol­

lierte Verwertung zulassen - bis hin zu den oberen Grenzwerten, die 

zur Zeit in der EG diskutiert werden. 

Vielleicht gibt es durch diese EinfÜhrung einer Genehmigungspflicht 

für die Abgabe radioaktiver Stoffe doch einen Ausweg aus dem Labyrinth 

der Entsorgungsfragen. 
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Anhang 

Änderungsvorschläge zur Strahlenschutzverordnung 

1) In § 1 StrlSchV wird im Anschluß an Absatz 2 folgender neue Absatz 3 

angefügt: 

"(3) Stoffe, deren spezifische Radioaktivität nicht-natürlichen Ursprungs 

gernittelt über höchstens 100 kg 

0,1 Bq/g bei AlphastrahIern, für die eine Freigrenze von 3,7 x 103 Bq 

festgelegt ist, und 

- 1 Bq/g bei sonstigen Radionukliden 

und deren nicht-festhaftende Oberflächenkontamination bei festen Stoffen 

gernittelt über 100 cm2 

- 0,05 Bq/g cm2 bei AlphastrahIern, für die eine Freigrenze von 3,7 x 103 Bq 

festgelegt ist, und 

- 0,5 Bq/cm2 bei sonstigen Radionukliden 

unterschreiten, gelten nicht als radioaktive Stoffe im Sinne des Atom­

gesetzes. 

Diese Regelung gilt nicht für Lebensmittel, Arzneimittel und Futtermittel 

sowie nicht für Stoffe, die bei der Lebensmittel-, Arzneimittel- oder 

Futtennittelherstellung zugesetzt werden." 

2) Nach § 3 wird ein neuer § 3a eingefügt: 

113a 

(1) Wer radioaktive Stoffe aus einern genehmigungsbedürftigen Umgang 

abgibt, bedarf dazu der Genehmigung, wenn die spezifische Aktivität 

nicht-natürlichen Ursprungs 1 Becquerel (Bq) je Gramm überschreitet 

oder die nicht-festhaftende Oberflächenkontarnination gernittelt über 

100 cm2 0,05 Bq je an2 überschreitet." 
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(2) Eine Genehmigung nach den §§ 6, 7 oder 9 des Atangesetzes oder nach 

§ 16 dieser Verordnung oder ein Planfeststellungsbeschluß nach § 9b 

des Atomgesetzes kann sich auch auf eine nach Absatz 1 genehmigungsbe­

dürftige Abgabe erstrecken; soweit eine solche Erstreckung erfolgt, 

ist eine Genehmigung nach Absatz 1 nicht erforderlich. 

3) In § 4 Abs. 4 Satz 2 wird nach Buchstabe f ein neuer Buchstabe F einge­

fügt: (Von der Erfordernis der Genehmigung ist nicht nach den Absätzen 

1 und 2 befreit, wer •.• radioaktive Stoffe ••• ) 

"f) im Sinne von § 3a abgibt" 
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ENTWICKLUNG EINES MODELLS ZUR STATISTISCHEN SIMULATION DER IN­

DIVIDUALDOSISVERTEILUNG DER BEVöLKERUNG INFOLGE DES REZYKLIE­

RENS VON EISENMETALLEN AUS DER KERNTECHNIK " 

R. Görtz, ß~ ...... G.:t:.'!J .. H. -D. Brenk 

Brenk Systemplanung, Heinrichsallee 38, 5100 Aachen 

Tel.: 0241 / 513321 oder 512080 

1. Problemstellung 

Beim Reparieren, Nachrüsten und Stillegen kerntechnischer Anla­

gen fallen unter anderem größere Mengen Eisen- und Stahl schrott 

als Reststoffe an, die schadlos verwertet werden können, falls 

die damit verbundene Strahlenexposition der allgemeinen Bevöl­

kerung hinreichend klein bleibt. 

Um dies sicherzustellen, bedarf es entsprechender Regelungen 

für die Freigabe zur Rezyklierung. Dabei ist zu beachten, daß 

wegen des potentiell 

und Fertigprodukten 

sinnvoll sind. 

grenzüberschreitenden Handels mit Schrott 

nur international konsens fähige Lösungen 

Die Beratungen sind national und auf EG-Ebene in einem sehr 

fortgeschrittenen Stadium; auch die IAEA hat hierzu bereits 

Oberlegungen angestellt. Im Vorfeld solcher verbindlicher Rege­

lungen war es notwendig, die korrespondierenden radiologischen 

Konsequenzen zu quantifizieren. Hierzu hat es in den vergange­

nen zehn Jahren eine Reihe von Untersuchungen gegeben, vgl. 

[CHA 78], [ODO 78], [HIL 85], [NEI 85], [IAE 86], die z.T. zu 

sehr unterschiedlichen Resultaten führten. 

"Die hier präsentierten Ergebnisse wurden im Rahmen der Vorha­
ben SR 277 und SR 408 des Bundesministers für Umwelt, Natur­
schutz und Reaktorsicherheit erarbeitet. 
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Diese Diskrepanzen, vgl. Abb. 1, spiegeln die Probleme wieder, 

welche sich angesichts der großen Vielfalt möglicher 

Exposi tionssi tuationen und Rezyklierungspfade bei der Festle­

gung sinnvoller Expositionsszenarien ergeben. Im Rahmen deter­

ministischer Szenarioanalysen kommt man so zu sehr subjektiven 

Festlegungen, denen eine systematische Begründung fehlt. 

Die in der Praxis gegebene Vielzahl von Verwertungs- und Expo­

sitionsmöglichkeiten läßt sich mit einem stochastischen Modell 

wesentlich realistischer simulieren. Die charakteristischen 

Merkmale des Schrottverarbeitungsprozesses, beispielsweise, wie 

Verdünnung, Vermischung, Zusammenlaufen und Trennen von 

Materialströmen, können mit einem solchen Ansatz in seiner we­

sentlichen Vielfalt untersucht werden und hinsichtlich der ra­

diologischen Konsequenzen bewertet werden. Ungünstige Fälle der 

Strahlenexposition sind bei dieser Vorgehensweise implizit ent­

halten. 

Ein solches stochastisches Modell wird im folgenden in seinen 

wesentlichen Zügen erläutert. Die damit erzielten Ergebnisse 

werden vor dem Hintergrund der zur Zeit diskutierten Freigabe­

grenzwerte und im Vergleich zu Ergebnissen deterministischer 

Untersuchungen dargestellt. 

2. Statistische simulation der Freigabe aktiven Eisen- und 

Stahlschrotts 

2.1 Allgemeines 

Im Rahmen der statistischen Simulation eines Prozesses werden 

die Modellvariablen über rechnerintern bereitgestellte Zufalls­

zahlen aus vorgegebenen Verteilungsfunktionen bestimmt. Korre-
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lationen zwischen diesen Variablen werden dadurch berücksich­

tigt, daß die Verteilungs funktion für eine Variable vom Wert 

zuvor festgelegter Modellvariablen abhängig gemacht wird. Durch 

häufige Wiederholung der Simulation gelangt man zu Verteilungs­

funktionen der Zielgrößen. 

Bei unsicherer Datenbasis wurde statistisch konservativ gear­

beitet, d.h. die Wahrscheinlichkeit ungünstiger Expositions­

szenarien wurde überschätzt. 

2.2 Aufbau des Modells 

Das statistische Modell unterscheidet vier Bereiche, mit denen 

der Struktur des Schrottkreislaufs Rechnung getragen wird: 

• Schrotttransport und -aufbereitung 

• Stahlherstellung 

• Produktherstellung 

• Produktnutzung. 

Grundlegende Eingangsgrößen sind die derzeit diskutierten 

Grenzwerte für die SChrottfreigabe: 

• Maximalwert der Oberflächenaktivität: 0,37 Bq/cm2 

• Maximalwert der massenspezifischen 

Gesamtaktivität: 1 Bq/g. 

Die massenspezifische Gesamtaktivität ergibt sich als Summe aus 

Oberflächenakti vi tä t und Akti vierung. Diese Freigabekri terien 

beziehen sich lediglich auf ß- und y - Strahler. Die durchge­

führten Rechnungen beschränken sich auf Dosen, die durch äußere 

Photonenbestrahlung zustandekommen, da diese den signifikanten 

Anteil der Individualdosisverteilung darstellen. 
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Für jeden der o. g. Bereiche wurden die Variablen aus Vertei­

lungsfunktionen bestimmt. Am Beispiel des Bereichs "Stahlher­

stellung" soll dies kurz erläutert werden. 

In Tab. 1 ist die Abfolge der Variablen für diesen Bereich ge­

zeigt. 

Als Beispiel für eine statistisch bestimmte Variable ist in 

Abb. 2 ist die Wahrscheinlichkeitsdichtefunktion über der log­

arithmisch aufgetragenen Verteilung des Anteils der aktiven 

Stücke im Schrottlager gezeigt. Der häufigste Wert des Anteils 

der aktiven Stücke beträgt 1/10. Im Gegensatz zu den determi­

nistischen Berechnungen ist jedoch der unverdünnte Fall 

(lOg,oX = 0) ausdrücklich zugelassen. 

3. Ergebnisse 

Als Ergebnis eines Simulationslaufes ergibt sich die Gesamtheit 

der ermi ttel ten Individualdosen . Aus der sicht des Strahlen­

schutzes stellt sich die Frage nach den höchsten Indi­

vidualdosen und der Zahl der Exponierten in bestimmten Dosisin­

tervallen. Diese Ergebnisgrö~en können von Simulation zu Simu­

lation verschieden sein, über eine Vielzahl von Simulationen 

gelangt man zu Verteilungsfunktionen für diese GrÖ~en. 

Es ist zweckmä~ig, die mittlere Zahl der Exponierten in 

logarithmisch äquidistanten Intervallen zur Bewertung heranzu­

ziehen. Für den Fall der einmaligen Freigabe von 1000 t ist 

diese im folgenden kurz als "Mittlere Dosisverteilung" bezeich­

nete Grö~e in Form eines Histogramms in Abb. 3 dargestellt. Es 

ergeben sich im Mittel 10 Exponierte mit Individualdosen ober­

halb 10 IJSv/a. 
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Für eine Gesamtheit von 200 Ereignissen sind in Abb. 4 die Häu­

f igkei ten der jeweils ermi t tel. ten höchsten Indi vidual.dosen in 

Form eines Histogramms dargestel.l. t. Wiederum wurde eine l.og­

arithmisch äquidistante Diskretisierung gewählt. Im Hinblick 

auf den Strahlenschutz ist von Bedeutung, daß der Wert für die 

natürliche Schwankungsbreite der Strahlenbelastung in der Bun­

desrepublik Deutschland von 300 IlSv / a deutlich unterschritten 

wird. 

Für die Zukunft wird man davon ausgehen müssen, daß nicht nur 

ein einziges Mal 1000 t rezYkliert werden. Vielmehr wird es zu 

einem ständigen Rezyklierungsstrom kommen. Ein Wert von 1000 

t/a erscheint für die kommenden Jahrzehnte realistisch. In ein­

zelnen Jahren kann es zu höheren Werten kommen, da beim Abriß 

einer LWR-Anlage rund 10000 t anfallen können. In Tab.2 wurden 

daher drei verschiedene Fälle des Eisen- und Schrottrezyklie­

rens gegenübergestellt: 

• einmalige Freigabe von 1000 t (Szenario A) 

• fortgesetzte Freigabe von 1000 t/a (Szenario B) 

• einmalige Freigabe von 10000 t/a (Szenario C) . 

Die hieraus resultierende Strahlenexposition steigt zwar an. In 

allen Fällen werden 300 IlSv/a mit hinreichender Sicherheit 

nicht überschritten. 

Als wahrscheinliche Bandbreite der Verteilung der höchsten 

Individualdosis in der Bevölkerung infolge des Rezyklierens von 

Eisenmetallen aus der Kerntechnik läßt sich der Bereich H •• -

Ho., wie in Abb. 5 gezeigt, anführen. Er stimmt bemerkenswert 

gut mit den Ergebnissen der unabhängig von diesem Modell 

durchgeführten EG-Studie, in der ein völlig anderes Be-
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Abschließend sei unterstrichen. daß die genannten Freigabekri­

terien auf die Freigabe von Schrott anzuwenden sind und für 

eine direkte Wiederverwendung oder eine Freigabe nach dem Ein­

schmelzen nicht gerechtfertigt erscheinen. 

Literatur: 

(eHA 7a] Chapuis. A.M" JacQuemaln, H., crit~hes d'activite 

rtsiduelle IIdmissible dans les dlichets b. considerer comrne de­

chets inactifs. DecomrniseioninQ of Nuclear Facilities. IAEA/NEA 

Conference, Vienna 1978. 

(GOR 86) Görtz, R. et a1., Untersuchung zur StillegunQ kern­

technischer Anlagen (Phase 2), Brenk Systemp14nun9. interner 

Bericht es 8310/2-3. demnächst veröffentlicht in: schriften­

reihe Reaktorsicherheit nach strahlenschutz. 

[GOR 87) Görtz, R., Knaup, "'.G., Ausbau eines vorliegenden Mo­

dells zur statistischen Simulation der Individualdosisvertei-

1ung der BevÖlkerung infolge des Rezyklierens von Eisenmetallen 

aus der Kerntechnik, Brenk systemplanung, interner Bericht BS 

8601/1-1. 

(HIL 8S) Hille, R., Beyer, D., Die Strahlenexposition des Men­

schen durch geringe Kontamination der Umwelt und Konsequenzen 

rür ein Freigrenzenkonzept, 18. Jahrestagung des fachverbandes 

für Strahlenschutz, Oktober 1985. 

(lAB 86J International Atomic Bneroy AQency, factors Relevant 

to tbe Recycle or Reuse of Components ArisinQ from the Decom­

missioning and Refurnishment of Nuclear facilities, Technical 

Report Series, Wien 1986, wird veröffentlicht. 

(NEI 85) Neider, R., BeQrenzunQ der Strahlenexposition der Be­

völkerung bei der VerwertunQ von Reststoften aus kerntechni­

schen Anlagen, 18. JahrestaQunQ des fachverbandes' tür Strahlen­

schutz, Oktober 1985. 

(000781 O'Oonnel, f.R. et a1., potential Radiation Dose to 

Man from Recycle of Hetals Reclaimed trom a Decommissioned 

Nuclear Power Plant, NUREG/CR-OIJ4, 1978. 

(SHI 85) Smith, G.M. et al., MethodoloQY for BvaluatinQ Radio­

Iooicai Consequences of the Management of Very Low-Level Solid 

Waste "risinO' from OecomrnissioninO' of Nuclear Power Plants, 

Commission of the European communities, final Report BUR 10058 

EN, 1985. 

(WOR 87J WorkinQ Party on RadioloQical Protection Criteria tor 

the Recycling of Materials trom the Oisrnantling ot Nuclear In­

stallations, Final Report, April 1987. 



- 529 -

I, noch [SUltl5} 

[0: n<:Ich [WOR87] 

"', noch {GOR86} 

I EG '" n D D 
10 -\ 

1 
10' lb' 10' 10' 

10 'I 10' 
I 

O.J 8 14000 

Hmo)( (..,S .... /o) 

01" Er9t1bnllitl Ö'el.,... doterml-

nl,tI.ch ... Unt.,....l,/chung.n 111 

,tbb. t hoch.ten Indlvlduoldoall 

rr.lgob .... t fer Sdvotl 1 eq/g 

( Co-60 ) 

N 

0 I , 
3. '6.'0 '0 '0 

H (VSv/o) 

"No 2'0 ( 3,18 ..,Sv/o '- H '- 10 )JSv/o ) 

NI 10 ( H ~ 10 ..,Sv/o ) 

Abb. :) 

(noch [CORtl7D 

A 

~ 

-< • g 
'i' 

-2 -I 
1°9,0 A 

01, V .. t.llun\1 fa- loc;I'0~ Im 

BOIJ .. :enarlo 

Abb. 2 ).: Ant.U d ... aktlv.n Stach 

Im BOllllllnerlo 

(noch {COR67D 

N,r----------------------------, 

Abb. 4 

(noch {COR87D 

H ().ISvlo) 

, 
'0 

0 



- 530 -

EG: noch (WORB7) 

kR: noch (GOR86) 

IAEA 

10' 10' 

• )9 )00 14000 

Hmo)( (JJSv/a) 

Vergleich der Erqebnfue du 

.totisU.chen l,4odoll. mit 
Abb. 5 

dentin d.termlnistllcher 

Untersuchungen 
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Kraftwerk Union AG Berliner Str. 295 - 303 0-6050 Offenhach 
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Schweiz. Unfallversicherungs- Anstalt (SUVA) Postfach CH-6002 
Brunnenweg 23 CH-4144 Arlesheirn 
Kraftwerk Union AG Seligenstädter Strasse 0-8757 KarIstein 
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KFA J"ulich Postfach 1913 0-5170 Jülich 
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CIBA-GEIGY AG 

Immengarten 31 D-3000 Hannover 
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Luzern 

Zentral stelle für Sicherheitstechnik Gurlittstr. 53a D-4000 DUsseldorf 
F. Hoffrnann-La Roche & Co. AG Grenzacherstr. 124 CH-4002 Basel 
Universität d. Saarlandes FR 3.6 Biophysik Universitätskliniken D-66S0 Homburg/Saar 
FAG Kugelfischer Georg Schäfer KGaA Postfach 1660 0-8520 Erlangen 
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Bayer. Landesamt für Wasserwirtschaft Lazarettstr. 67 D-8000 Iflinchen 19 
Hahn-Meitner-Institut Berlin GmbH Postfach 39 01 28 0-1000 Berlin 39 
Eidg. Institut für Reaktorforschung EIR CH-5303 Würenlingen 
Ratsherr der Stadt Salzgitter Hans-B~ckler-Ring 2 D-3320 Salzgitter 1 
Battelle-Institut e.V. Am Römerhof 35 D-6000 Frankfurt-90 
Bundesanstalt für Material- Forschung u. -Prüfung Unter der Eichen 87 0-1000 Berlin 45 
CERN Geneve 28 Crets de Charnpel CH-1206 Geneve 
Via Crocetta 11 A CH-6962 Viganello 
Cornision Nacional de Energia At6mica Avenida Libertados 8250 1429 Buenos Aires 
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Kraftwerk Union AG Berlinerstr. 295 - 303 0-6050 Offeubach 
Brenk Systemplanung Heinrichsallee 38 0-5100 Aachen 
Berufsakademie Karlsrube Kaiserallee 11 0-7500 Karlsrube 
Battelle-Institut e.V. Abt. Verfahrenstechnik Am Römerhof 35 0-6000 Frankfurt/Main 
Sandoz AG Präklinische Forschung 386/208 CH-4002 Basel 
SANDOZ AG Postfach CH-4002 Basel 
Kraftanlagen Heidelberg AG Im Breitspiel 7 0-6900 Heidelberg 
Gesellschaft rür Reaktorsicherheit 0-5000 Köln 
Tü~ - Bayern e.V. Westendstr. 199 0-8000 ~ünchen 

CIBA-GEIGY AG Postfach CH-4002 Basel 
Gesellschaft für Reaktorsicherheit (GRS) rnbH Schwertnergasse 1 0-5000 K:öln 
HMI Glienicker Str. 100 0-1000 Berlin 39 
Friedrich-Miescher-Institut Postfach CH-4002 Basel 
KKK GmbH Elbuferstr. 82 0-2054 Geesthacht 
EG + G GmbH Hohenlindener Str. 12 0-8000 ~ünchen BO 
OECO-HANULIK Lercheubalde 45 CH-8046 Zürich 
Bundesministerium tür Umwelt, Naturschutz u. Reaktorsicherheit Husarenstr. 30 D-5300 Bonn 
Regierungspräsident Düsseldorf Cecilienallee 2 D-4000 Düsseldorf 
Schweizerisches Inst. rür Nuklearforschung (SIN) CH-5234 Vil1igen 
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Siemens AG OB KWO Harnrnerbacher Str. 12 + 14 0-8520 Erlangen 
Amersham Buchler GmbH + Co KG Gieselweg 1 D-3300 Braunschweig 
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NUKEM GmbH Zweigniederlassung Alzenau Industriestr. 13 0-8755 Alzenau 
Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG Kruppstr. 5 0-4300 Essen 
Ministerium tUr Arbeit, Gesundheit und Soziales, NRW Horionplatz 1 0-4000 Düsseldorf 
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Gartenstrasse 7 CH-3074 Muri 
Urnwelt- und Verfahrenstechnik AG CH-B049 Zürich 
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Bruderholzstr. 69 CH-4l04 Oherwil 
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Kernforschungszentrum Postfach 3640 D-7500 Karlsruhe 1 
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Ratsherr der Stadt Salzgitter Am Gutshof 2 D-3320 Salzgitter 51 
NAGRA Parkstr. 23 CH-5401 Baden 
Deutsches Krebsforschungs- Zentrum Heidelberg Postfach 101949 D-6900 Heidelberg 1 
FAG Kugelfischer Georg Schäfer KGaA Tennenloher Str. 41 D-8520 Erlangen 
TüV-Hannover e.V. Postfach 81 05 51 D-3000 Hannover 81 
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DWK-mbH Hamburger Allee 4 D-3000 Hannover 1 
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NAGRA Parkstr. 23 CH-5401 Baden 
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KFZ Karlsruhe GmbH Hauptebt. Sicherheit Postfach 36 40 D-7500 Kar1sruhe 1 
Hoechst AG Radiochemisches Leb. Postfach 800320 D-6230 Frankfurt am Main 80 
Kernforschungsanlage Jülich GmbH Dekontamination Postfach 1913 0-5170 Jü1ich 
Eidg. Institut für Reaktorforschung EIR CH-5303 Wtirenlingen 
Urnwelthahörde Hamburg Ohlankamp 28 D-2000 Hamburg 
Kernforschungsanlage Jlilich GmbH Abt. Forschungsreaktoren 
Kraftanlagen AG Postfach 10 34 20 D-6900 Heidelberg 1 

D-5170 Jülich 

Amersham Buchler GmbH + Co KG Gieselweg 1 D-3300 Braunschweig 
Kraftwerk Union AG Hammerbacherstr. 12 + 14 D-8520 Erlangen 
Bernische Kraftwerke AG Kernkraftwerk CH-3203 Ifühleherg 
Kernforschungszentrum Karlsruhe Postfach 36 40 D-7500 Karlsruhe 
Motor-Columbus Ingenieurunternehmung AG Parkstr. 27 CH-5401 Baden 
CIBA-GEIGY AG K-681.3.42 CH-4002 Basel 
Katharinenhospital Stuttgart Kriegsbergstr. 60 D-7000 Stuttgart 1 
Grüner Weg 23 D-5300 Bonn 2 
Dornier System D-7990 Friedrichshafen 
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Dairnler-Benz AG Werk Untertürkheirn Postfach 60 02 02 D-7000 Stuttgert 60 
Kraftwerk Union AG Abt. R 451 - Radiochemie Hammerbacherstr. 12 + 14 D-8520 Erlangen 
Laboratorium Prof.Dr. Berthold Calmbacher Str. 22 D-7547 Wildbad 1 
Umweltamt Am Hasselberg 30 D-3320 Salzgitter 1 
EIR CH-5303 Würen1ingen 
Kraftanlagen Heidelberg Im Breitspiel 7 D-6900 Heidelberg 

Sandoz AG Lichtstrasse CH-4001 Basel 
RWE Kraftwerk !fülbeirn-Kärlich Postfach 125 D-5403 !fü1heirn-Kärlich 
Gesellschaft für Reaktor- sicherheit (GRS) rnbH Schwertnergasse 1 D-5000 Köln 1 
Bundesamt für Gesundheitswesen Postfach 2644 CH-3001 Bem 
SINA GmbH Hildebrandstr. 5 D-7530 Pforzheirn 
Preussen Elektra AG Schillerstr. 28 D-22l0 Itzeboe 
CIBA-GEIGY AG Postfach CH-4002 Basel 
Gesellschaft für Reaktor- sicherheit (GRS) rnbH Schwertnergasse 1 D-5000 Köln 1 
Technischer Ueberwachungs- Verein Hannover e.V. Postfach 81 05 51 D-3000 Hannover 81 
Gesellschaft für Strahlen- u. Umweltforschung IfT Theodor Heuss Str. 4 D-3300 Braunschweig 
EIR CH-5303 Würenlingen 
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Ministerium rür Umwelt Postfach 491 D-7000 Stuttgert 1 
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RWE Betriebsverwaltung Postfach 1140 0-6843 Bihlis 
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Kernkraftwerk Obrigheirn GmbH Postfach 100 D-6952 Obrigheim 
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Roth Jakob PD Dr. 
Roth Martin 
Röthemeyer Helmut Prof. Dr. 
Roulet Daniel Dr. 
Sauermann Paul F. Dr. 
Schaerli Anton 
Schäfer Klaus D. 
Schalch Dirk Dr. 
Schenk 1 Markus 
Schenker Erhard 
Schieferdecker H. Dr. 
Schimann Peter 
Schneider-Waasdorp Fia 
Schneider-~ühnle Peter Dr. 
Schrimpf Christian Dr. 
Schroeder Heinrich J. Dr. 
Schüler Heinz 
Schütz Klaus 
Schwarz Herwig 
Schweizer Hans Prof. Dr. 
Seidler Manfred 
Seiler H.G. 
Selinger Josef 
Sörensen J"om Dr. 
Spiess R. 
Stahl Klaus-Dieter Dr. 
Stalder Franz 
Stephan Wolfgang Dr. 
Steringer Anton 
Stipp1er Ro1f Dr. 
Storch Siegbert Dr. 
Striebel H.R. 
Stumpf Wolfgang 
Tägder Klaus Dr. 
Theenhaus Rolf Dr. 

HSK CH-5303 lfÜIenlingen 
TU" - Bayern e.V. Westendstr. 199 D-8000 ~Unchen 

Herfurth GmbH Beerenweg 6-8 D-2000 Hamburg 50 
Zentrales Isotopenlabor der Universität Tübingen Auf der MorgensteIle 24 D-7400 Tübingen 
NAGRA Parkstr. 23 CH-5401 Baden 
Radiologische Physik Kantonsspital CH-4031 Basel 
Berthold AG Adlikerstr. 236 CH-8105 Regensdorf 
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TüV Norddeutschland e.V. Gr. Bahnstr. 31 0-2000 Hamburg 54 
Eidg. Institut <ur Reaktorforschung EIR CH-5303 lfÜIenlingen 
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CERN CH-1211 Genf 
Hoffmann-La Roche & Co. AG Postfach CH-4002 Basel 
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KONTROLLE DER EINHALTUNG DER ENDLAGERUNGSBEDINGUNGEN 

R. Odoj, P. Filß, J. Wolf 

KFA, Postfach 1912, 5170 Jülich 

B.-R. Marteas, E. Warnecke 

PTB, Postfach 3345, 3300 Braunschweig 

1. Grundlagen 

Radioaktive Abfallgebinde, die endgelagert werden sollen, müssen 

den Annahmebedingungen des Endlagers entsprechen. Diese Anaahme­

bedingungen wurden für das geplante Endlager "Konrad" aus Sicher­

heitsanalysen 

- des bestimmungsgemäßen Betriebes, 

- den möglichen Störfällen, 

- der thermischen Beeinflussung des Wirtsgesteins, 

- der Kritikalität und 

- der Langzeitsicherheit 
abgeleitet. 

Die Anforderungen an die Abfallgebinde sind in den vorläufigen End­

lagerungsbedingungen /1/ zusammengestellt. Der Nachweis der Ein~ 

haltung dieser Anforderungen erfolgt im Rahmen der Produktkontrolle. 

Die zu prüfenden Merkmale wurden zu 14 endlagerrelevanten Eigen­

schaften zusammengefaßt /2/: 

- Gesamtaktivität des Abfallgebindes 

- Aktivität relevanter Radionuklide 

Dosisleitung an der Oberfläche und in 1 m bzw. 2 m Abstand 

- Oberflächenkontamination des Abfallgebindes 

- chemische Zusammensetzung des Rohabfalles 

- Qualität des Fixierungsmittels 

- Qualität des Abfallbehälters 

- Mengenverhältnis 

Abfall/Fixierungsmittel/Wasser/Zuschlagstoffe 

- Durchmischung 
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- Abbindezustand 

- Wassergehalt bzw. Restfeuchte 

- thermisches Verhalten und 

- Stapelbarkeit. 

In Abhängigkeit von den unterschiedlichen Rohabfällen und Kondi­

tionierungsverfahren sind die Abfallprodukte einer der nachfolgend 

aufgeführten Abfallproduktgruppe zuzuordnen /1/: 

- Bitumen- und Kunststoffprodukte 

- Feststoffe 

- Metallische Feststoffe 

- Preßlinge 

- Zementierte/betonierte Abfälle 

- Konzentrate. 

Desweiteren sind entsprechend dem Abfallbehälter die Endlager­

gebinde einer von zwei Abfallklassen zuzuordnen. Behälter der 

Abfallklasse 11 müssen eine spezifizierte Dichtigkeit und eine 

größere mechanische und thermische Belastbarkeit haben. 

Da nicht alle 14 endlagerrelevanten Eigenschaften für jede 

Abfallproduktgruppe bzw. Abfallklasse zutreffen, muß die 

Prüfung der 14 Eigenschaften für das jeweilige Abfallgebinde im 

einzelnen festgelegt werden. Nur die jeweils geforderten Eigen­

schaften sind zu überprüfen. 

2. Kontrollsystem 

Die Durchführung der Produktkontrolle hat unter Abwägung unter­

schiedlicher Gesichtspunkte zu erfolgen, z.B. Strahlenbelastung 

des prüfpersonal, radiologische Relevanz der Abfälle, Aussage­

fähigkeit und Aufwand der anwendbaren Kontrollmaßnahmen. Ein 

zweckmäßiges und insbesondere unter Strahlenschutzaspekten ver­

tretbares Kontrollsystem kann nur unter Mitwirkung aller Beteiligten 

eingerichtet werden. 
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2.1 Organisation und Veranwortungsbereiche 

Die Organisation der Produktkontrolle und die Verantwortungs­

bereiche der Beteiligten werden wie folgt geregelt /3/: 

- Die Abfallablieferer gewährleisten die Einhaltung der Endlagerungs­

bedingungen durch geeignete, in Eigenverantwortung durchgeführte 

Maßnahmen und weisen die Wirksamkeit dieser Maßnahmen nach. 

- Die ProduktkontrollsteIle beurteilt die Einhaltung der End­

lagerungsbedingungen durch Prüfung der Dokumentation der Abfall­

ablieferer, Stichprobenprüfungen an Abfallgebinden und Qualifi­

kation und Inspektion von Konditionierungsverfahren. 

- Die Endlagerbetriebsgesellschaft (DBE) führt die mit Abruf 

und Einlagerung verbundenen Arbeiten durch, beispielsweise 

Kontrolle der Begleitpapiere von Abfallgebinden und Dokumen­

tation der Abfalldaten. Prüfungen von Abfallgebinden am End­

lager (Eingangskontrolle) werden aus Strahlenschutzgründen 

durchgeführt. 

- Der Endlagerbetreiber (PTB) überwacht den Betrieb und die 

ordnungsgemäße Durchführung der Produktkontrolle und entscheidet 

bei der Feststellung von Abweichungen und Mängeln. 

Die Aufsicht der Länder über die Konditionierungsanlagen wird 

von diesen Regelungen nicht berührt. 

2.2 Prüfmethoden 

Grundsätzlich kann die Einhaltung der Endlagerungsbedingungen 

über zwei unterschiedliche Wege nachgewiesen werden: 

- überprüfung an Abfallgebinde.,. selbst oder 

- Qualifizierung und Inspektion des Konditionierungsverfahrens. 

Beide Wege sollen beschritten werden, wobei der erste Weg über­

wiegend für die etwa 70.000 bereits konditionierten Abfallgebinde 

beschritten werden muß und der zweite Weg für die in der Zukunft 

konditionierten Abfallgebinde genutzt werden sollte. 
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3. überprüfung von Abfallgebinden 

Bereits vorhandene Abfallgebinde und Abfallgebinde aus Kondi­

tionierungsanlagen ohne Verfahrensqualifikation werden stichproben­

artig auf die Einhaltung der Endlagerungsbedingungen überprüft. 

Art und Umfang der Prüfungen hängen besonders von der vom Ab­

lieferungspflichtigen vorgelegten Dokumentation der Abfälle, der 

Art der Abfallgebinde (Abfallproduktgruppe, Abfallklasse) und der 

radiologischen Relevanz ab. Ein entsprechendes Stichprobensystem 

wurde erarbeitet /4/. Die Auswahl der Prüfgebinde erfolgt nach 

visueller Inspektion der Abfallgebinde und nach statistischen 

Methoden. Es wird von einem Stichprobenumfang von etwa 3 % ausge­

gangen. Die Eigenschaften der Abfälle werden in Form von Zu- oder 

Abschlägen berücksichtigt. Fehlerhafte Gebinde werden zur End­

lagerung nicht freigegeben. 

Die für die Prüfungen notwendigen Einrichtungen werden z.Z. in 

der KFA aufgebaut und sollen in etwa einem Jahr einsatzbereit sein. 

Folgende analytische Maßnahmen sind vorgesehen: 

- Inaugenscheinnahme 

- Dosisleistung 

- Wischtest 

- Neutronenmessung 

- Wägung 

- y-Spektrometrie am Gebinde 

(Gesamtaktivität, Aktivität rel. Einzelnuklide, Verteilung) 

- öffnen des Gebindes 

(Gasfreisetzung, Abbindezustand) 

- Probenahme 

(a-,ß-,y-Aktivität, Brennbarkeit, Einbindung) 

Für die y-Spektrometrie am Faß wurde in der KFA die Anlage 

GERNOD entwickelt, die in der folgenden Abbildung zu sehen ist. 
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Abb. 1: ~amrna-~mmisionsspektroskopie am Eotierenden Faß zur 

~uklidbestimrnung mit online Qatenerfassung 

Der y-Scanner hat folgende Merkmale 

- Reinstgermaniumdetektor gekoppelt mit ADCAM-Vielkanal­

analysator und Geligam-Auswertesoftware 

- Vertikal und horizontalverfahrbarer Detektor-Hubtisch 

- Faßdrehteller mit integrierter Waage bis 6 t 

Die von den Nukliden im Faß emittierten y-Strahlen werden 

scheibenweise oder spiralförmig mit Hilfe des Ge-Detektors 

erfaßt. Faßdrehung , Bewegung des Detektors und Auswertung 

des gemessenen y-Spektrums sind über ein'prograrhmenü frei 

wählbar. Maximal-Werte (hot-spots) können durch automatisches 

Wiederanfahren der Position direkt ausgemessen werden. Ein 

Meßprotokol1 wird automatisch erstellt. 

Die Probenahme bei fixierten Abfällen erfolgt mittels Bohrungen. 

Während das öffnen und die Probenahme von Fässern- in Handschuh .... 

boxenteahnik erfolgt, muß :für die Betonbehälter und die Gußbehälter 

die Überprüfung fernbedient in Heißen Zellen durchgeführt werden. 
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4. Qualifizierung von Konditionierungsverfahren 

Nachteile der in Abschnitt 3 dargestellten Stichprobenprüfungen 

sind u.a. die Dosisbelastung des Prüfpersonals, der z.T. er­

hebliche Prüfaufwand und u.U. die Nachkonditionierung der Abfall­

gebinde. Daher ist es zweckmäßig, die Konditionierungsverfahren 

geeigneten Kontrollmaßnahmen (Verfahrensqualifikation und Inspektion) 

zu unterwerfen. 

Die Verfahrensqualifikation erfolgt nachfolgendem Ablaufschema: 

- Antrag bei der PTB 

- Erstellung eines Betriebshandbuches 

- Prüfung des Betriebshandbuches durch PKS/PTB (~gf. Überarbeitung) 

- Überprüfung des Verfahrens mit inaktiven und/oder aktiven Test-

läufen (ggf. Ertüchtigung, Revision des Handbuches) 

- Qualifikation des Verfahrens und Freigabe zum qualifizierten 

Betrieb. 

In dem Handbuch sind u.a. die Charaktierisierung des Abfalles, die 

Prozeßinstrumentierung und Fahrweise der Anlage so festzulegen und 

in der Verfahrensqualifikation zu demonstrieren, daß durch die im 

Betriebshandbuch festgelegten Betriebsbedingungen und Kontrollmaß­

nahmen der Konditionierer die Einhaltung der Endlagerungsbedingungen 

gewährleistet. Als Vorlage dient den Konditionierern ein Muster­

handbuch /6/ und ein Anleitung zur Erstellung von Handbüchern /7/. 

Bei einem qualifizierten Konditionierungsverfahren überprüft die 

Produktkontrollstelle die Anlage in der Regel ein- bis zweimal 

jährlich durch Inspektion. Gegenstand der Inspektion sind: 

- überprüfung der Einhaltung des Verfahrensablaufes durch Kontrolle 

der Dokumentation der Prozeßinstrumentierungen 

- Entnahme und Untersuchung2 von Abfallproben und 

- Prüfung der Dokumentation der Abfallgebinde. 

Die Produktkontrolle durch Verfahrenskontrollen bei der Abfallkon­

ditionierung zeigt beispielhaft Abb. 2 für die Zementierung von 

Walzentrocknerprodukt mittels Infaß-Rührer. 
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Bei diesem Prozeß wird der flüssige radioaktive Abfall analysiert 

Q3 bevor er auf der Walze getrocknet wird. Pro Walzentrocknerkampagne 

werden zur Überprüfung einige Proben Vom Walzentrocknerkonzentrat 

Q1 analysiert. Etwa 125 kg W1 rieseln von der Walze in das Faß. 

Anschließend wird das Faß mit dem Walzentrocknerprodukt zur Zemen­

tierstation transportiert und das Gesamtgewicht ermittel W2. Hier 

werden etwa 120 1 Wasser F1 und 290 kg Zement W3 ins Faß dosiert. 

Gleichzeitig mit dem Zulauf von Wasser wird das Mischwerkzeug einge­

schaltet. Die Durchmischung und die Dauer des Rührvorganges wird 

über einen Reaktionsmoment-Meßwertaufnehmer E1 überwacht. Das Gesamt­

gewicht des. befüllten Fasses wird vor dem Abtransport in die Lager­

halle überprüft W2. Rückstellproben des zementierten Abfalls können 

falls notwendig entnommen werden Q2. 

Inzwischen liegen 13 Handbücher von 8 verschiedenen Konditionierern 

der Produktkontrollstelle bei KFA zur Begutachtung vor. 

5. Schlußbemerkung 

Dieses Kontrollsystem, basierend auf einer Kooperation von Abfall­

ablieferer und Produktkontrollstelle, gewährleistet, daß nur Abfall­

gebinde, die den Endlagerungsbedingungen genügen, zur Einlagerung 

in Konrad gelangen. Der Terminplan für den Bau der stationären Prüf­

einrichtungen zur Kontrolle von Abfallgebinden aus nicht qualifi­

zierten Verfahren und die gute Zusammenarbeit mit den Abfallab~ 

lieferern zur Qualifizierung ihrer Konditionierungsverfahren garan­

tiert, daß für die geplante Inbetriebnahme des Endlagers Konrad 

im Jahr 1991/92 genügend geppüfte Endlagergebinde zur Verfügung 

stehen. 
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